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4-Tage-Woche: 
Lohnverzicht?
Die IG Metall und das „VW-Modell“

Nach der ersten Verhandlungsrunde 
von IG Metall und Unternehmens­
leitung bei VW meldet die Presse, daß 

mit hoher Wahrscheinlichen eine Ar­
beitszeitverkürzung ab 1994 vereinbart 
werden wird zur Vermeidung von Mas­
senentlassungen. Die Frage, in welchem 
Umfang Löhne und Gehälter dabei ge­
kürzt werden, sei noch offen. Gegen­
wärtig finden Beratungen der betriebli­
chen IG Metall-Gremien statt.

Durch Absatzprobleme und aufgrund 
gesteigerter Produktivität sieht der VW- 
Vorstand in den nächsten beiden Jahren 
31000 Arbeitsplätze in den inländischen 
Werken für überflüssig an. In Wolfs­
burg sollen die Produktionsarbeiter von 
ca. 36000 auf ca. 21000 verringert wer­
den, die übrigen Geschäftsbereiche von 
ca. 15000 auf ca. 13000 Beschäftigte. In 
Hannover stände ein Abbau von etwa 
2000 Beschäftigten, in Braunschweig 
von etwa 1000, in Kassel von etwa 
3500, in Emden von 4500 und in Salz­
gitter von etwa 2600 Beschäftigten an. 
Insgesamt blieben von jetzt 103000 Be­
schäftigten Ende 1995 noch 72000.

Die bereits praktizierte Kurzarbeit 
kann nicht über 1994 hinaus ausgedehnt 
werden, Vorruhestandsregelungen (ab 
55 Jahre) wvztfen wegen geänderter ge- 
seizXkhei Regelungen teuer, zudem gibt 
es die betroffenen Altersgruppen nicht 
mehr in großem Umfang in den Werken, 
Massenentlassungen mit Sozialplanab- 
findung — die meist jüngere Beschäftig­
te treffen würden — wären kosteninten­
siv, 2 Mrd. DM, hört man. Der VW- 
Vorstand hat in dieser Lage vorgeschla­
gen, daß die Wochenarbeitszeit auf vier 
Tage bei fünf Fabriktagen verkürzt wer­
den soll (28,8-Stundenwoche statt wie z. 
Zt. 36-Stundenwoche). Löhne und Ge­
hältersollen um 20 % gekürzt werden.

Des weiteren will der VW-Vorstand 
flexible Jahresarbeitszeiten fiir jüngere 
Männer und Alleinlebende einführen 
sowie Teilzeitarbeitsmodelle für Jünge­
re und Beschäftigte im Alter von 50 Jah­
ren und darüber. „Wir haben bei VW 37 
Prozent Singles, und 30000 Beschäftig­
te sind unter 30 Jahre alt“, sagt der VW- 
Personal vorstand.

Die Resonanz auf den Vorschlag bei 
Betriebsräten und IG Metall ist unter­
schiedlich. Der Betriebsrat des hanno­

verschen Werkes lehnt eine Einführung 
ohne Lohnausgleich ab: „Untere Lohn­
gruppen werden damit ins soziale Elend 
gestürzt“. Montagearbeiter in den unte­
ren Lohngruppen verdienten monatlich 
etwa 3500.- DM brutto. Bei einer Kür­
zung um 20% wären das dann 2800.- 
DM. „Alleinverdiener mit Familie kön­
nen damit sofort zum Sozialamt gehen“, 
so der Betriebsrat weiter. Andererseits 
findet man durchaus Stimmen, die auch 
eine Lohnreduzierung zur Vermeidung 
von Entlassungen akzeptieren würden. 
Bei einem — laut Presse — Durch­
schnittsverdienst bei VW in Höhe von 
5 200.- DM läge eine 20prozentige Kür­
zung mit 4160.- DM immer noch um 
112.- DM über dem höchsten Arbeiter­
lohn des Metall-Flächentarifvertrages in 
Niedersachsen. Es wird sich höchst­
wahrscheinlich also eine soziale Basis 
finden im Unternehmen, die Lohnkür­
zungen hinzunehmen bereit ist. Der So­
lidaritätseffekt wäre, da vermutlich eine 
Zeitbegrenzung getroffen wird, ähnlich 
wie bei der Einführung von Kurzarbeit. 
Diesem Gedanken entspricht ja auch die 
Forderung, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit die reduzierte Arbeitszeit bezu­
schussen solle.

IG Metall-Vorstandsmitglied Riester 
spricht sich gegen proportionale Ent­
geltkürzungen aus: „Solche Arbeitszeit­
schnitte sind ohne Lohnausgleich nicht 
möglich“. Der VW-Gesamtbetriebs­
ratsvorsitzende Volkert hält eine Staffe­
lung oder einen Stufenplan für denkbar. 
Es müsse eine Regelung für alle Be­
schäftigten geben. BDA-Präsident 
Muhrmann sagt, daß unrentable Ar­
beitsplätze nicht durch Umverteilung 
der Arbeitszeit dauerhaft erhalten wer­
den können. DIHT-Präsident Stihl hält 
die „4-Tage-Woche“ nicht für die Lö­
sung gesamtwirtschaftlicher Probleme.

Die Möglichkeit einer VW-Modell- 
Regelung basiert auf spezifischen Vor­
aussetzungen. Die Landesregierung ist 
Anteilseigner am Konzern. Massenent­
lassungen angesichts der Landtagswah­
len 1994 in Niedersachsen würden zum 
politischen Generalthema. Bei VW gibt 
es einen Haustarif. Auf Zulieferer und 
deren Umsetzungsprobleme (z.B. gerin­
geres Lohnniveau) muß keine Rücksicht 
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Lice klagt an!

Bilder aus der kurdischen Stadt Lice, in der das türkische Militär Ende Ok­
tober mindestens 33 Menschen ermordete, zahlreiche Häuser niederbrann­
te und bombardierte. Weit über hundert Menschen werden noch vermißt. 
Wegen Aktionen aus der kurdischen Bevölkerung In der BRD gegen türki­
sche Einrichtungen, die auf das Massaker In Lice folgten, wollen Regie­
rungsparteien und SPD jetzt kurdische Einrichtungen in der BRD verbieten. 
Berichte auf Seite 2 und 4. Bilder: Roland Röder
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Für Dezember wird die Entschei­
dung der EG-Kartellbehörde in 
Brüssel über die von BASF, Treuhand 

und Bundesregierung betriebene 
Fusion der beiden deutschen Kali-AGs 
erwartet. Die Politischen Berichte 
sprachen mit dem stellvertretenden 
Betriebsratsvorsitzenden des Kaliwerks 
von Bischofferode, Gerhard Jüttemann.

□ Die Wirtschaftspresse berichtet, daß die 
EG-Kartellbehörden die Fusionspläne der 
BASF vermutlich ablehnen werden. Habt ihr 
dazu nähere Informationen?

In einer Unterrichtung zum Arbeits­
stand der Fusionsprüftmg stellte die zu­
ständige EG-Kommission Mitte Okto­
ber fest, daß im Falle des Zusammen­
schlusses der beiden deutschen Kali- 
AGs Wettbewerb auf den Kali-Märkten 
in Deutschland faktisch nicht mehr 
stattfindet und europaweit über alle 
Maßen eingeschränkt werden würde. 
Brüssel hält es für möglich, daß die ost­
deutschen Kaliwerke, könnten sie die 
von der Treuhandanstalt dem zukünfti­
gen Gemeinschaftsunternehmen zuge­
dachten Steuergelder von mehr als einer 
Milliarde DM für sich in Anspruch neh­

Stoppt Brüssel Fusion ?
Interview mit Gerhard Jüttemann, stellvertretender 
Betriebsratsvorsitzender von Bischofferode

men, für sich allein konkurrenzfähig 
blieben. Allerdings ist damit noch keine 
Gewähr gegeben, daß Brüssel gegen die 
Fusion entscheidet. Uns geht es auch 
nicht um die Verhinderung der Fusion 
schlechthin, sondern um Abwendung 
der Schließung unseres Werkes, die von 
Kali & Salz (BASF) und Treuhand zur 
Bedingung des Zusammenschlusses 
hochstilisiert wurde. Gewollt oder un­
gewollt hat die EG-Kommission eine 
große Zahl der Argumente für die Ver­
nichtung unserer Arbeitsplätze entkräf­
tet und sich über weite Strecken unseren 
Auffassungen angeschlossen.

B Welche Folgen hätte eine solche Ablehnung 
der Fusion für euren Kampf und für den wei­
teren Betrieb in Bischofferode?

Genehmigung oder Ablehnung der Fu­

sion haben nur mittelbaren Einfluß auf 
den Weiterbetrieb des Kali-Werkes Bi­
schofferode. Bekannt sind die Voran­
kündigungen von Kali & Salz und 
Treuhand, Bischofferode in jedem Fall 
zu schließen. Allerdings wäre deren Ar­
gumentation im Falle eines Fusiorisver- 
bots auf rein betriebswirtschaftliche Er­
wägungen reduziert, die wir ebenfalls 
glauben widerlegen zu können. Der Ar­
gumentationsstrang hinsichtlich einer 
notwendigen Kapazitätsverringerung 
angesichts übersättigter Märkte wäre 
für sie verloren und als Täuschungsver­
such der BASF enttarnt. Die Beleg­
schaft ist sich der Notwendigkeit be­
wußt, in jedem Falle selbst um die Ar­
beitsplatzsicherung kämpfen zu müs­
sen.

□ Wenn Bischofferode nicht durch die BASF 

dichtgemacht werden kann — welche Pläne 
habt ihr dann?

Leider könnte Bischofferode auch bei 
Ablehnung der Fusion „dicht gemacht“ 
werden. Diese Entscheidung obliegt 
formell der Treuhand.

Bei einem Fusionsverbot aus Brüssel 
dürfte es ihr jedoch angesichts vorlie­
gender, tragfähiger Konzepte zur Wei­
terführung der Kali-Produktion in Bi­
schofferode sehr schwerfallen, der Öf­
fentlichkeit darzustellen, daß eine 
Schließung des Werkes zwingend not­
wendig sei. Derzeit gibt es auch ein An­
gebot des öffentlich bereits mehrfach 
genannten mittelständischen Unterneh­
mers Johannes Peine zu einer Einzelpri­
vatisierung des Werkes in Bischoffero­
de. Auf Seiten der Belegschaft und des 
Betriebsrates gibt es natürlich auch 
Überlegungen, wie eine Weiterführung 
der Produktion und damit die Sicherung 
der Arbeitsplätze unabhängig von jed­
weden Privatisierungsentscheidungen 
der Treuhandanstalt sichergestellt wer­
den kann. Darüber wünschen wir zum 
jetzigen Zeitpunkt jedoch keine öffent­
liche Diskussion.
(Das Interviewführte R. Lötzer am 13.11.)
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VW-Modell...
Fortsetzung von Seite 1:
genommen werden. Die bei Opel und 
Mercedes erfolgten Kürzungen betrieb­
licher Lohnbestandteile sind bei VW 
weitgehend durch Tarifschutz nicht pas­
siert. Im Branchenvergleich gibt es also 
noch „Verhandlungsmasse“. Nicht zu­
letzt verschaffen diese Bedingungen der 
IG Metall und den Betriebsräten erhebli­
che Durchsetzungsfähigkeit.

„Für VW, aber auch nur für VW mit 
seinem Haustarif, machte ... die Vier- 
Tage-Woche vielleicht einen Sinn“, 
kommentiert Hans Mundorf im Han­
delsblatt. Nichtsdestotrotz wirkt die los­
getretene Debatte in vielfältiger Hin­
sicht auf die Tarifbewegung und die so­
zialen Auseinandersetzungen. Der Ge­
danke, aufgrund der Krise zu „verzich­
ten“, bekommt einen praktischen An­
haltspunkt. Die Forderungsaufstellung 
zur Lohnbewegung wird gedeckelt. Ein 
(Tarif-) Niedriglohnsektor in den Kem- 
betrieben und -belegschaften der Indu­
strie wird installiert. Die Diskussion um 
den Zweiten Arbeits- oder Lohnmarkt 
erhält einen praktischen Bezugspunkt. 
Die Arbeitszeitflexibilisierung, kombi­
niert mit den verschiedenen Lebensla­
gen der Beschäftigten, durchbricht bis­
herige Standards und atomisiert gewerk­
schaftlich handlungsfähige Belegschaf­
ten in „Betroffenengruppen“. Und zu­
dem ist es höchst unwahrscheinlich, daß 
im Endeffekt die Arbeitsplatzverluste 
vermeidbar wären. Der Druck des Kapi­
tallagers für die Beseitigung von Sozial­
planansprüchen wird wachsen.

Andererseits sind die Entlassungsdro­
hungen real. Die Regierungspolitik hat 
die Leistungen der Arbeitslosenversi­
cherung so gestaltet, daß ihre Inan­
spruchnahme auch existenzbedrohend 
wirkt. Arbeitsdienst ist in Vorbereitung. 
Die Lohnsumme einer Belegschaft (der 
Lohnabhängigen) würde also auch bei 
Personalabbau erheblich. fallen. Zwi­
schen den unannehmbaren Alternativen 
— kein Lohnverzicht und Entlassungen 
oder Lohnverzicht ohne (zunächst) Ent­
lassungen — hin und her pendelnd wer­
den die Gewerkschaften zerrieben.

Die Orientierung der Gewerkschaften 
muß einen Ausweg aus dem Dilemma 
weisen, möglichst auch hinsichtlich des 
Wirtschaftens. Ein Unterstützungspro­
gramm für „nicht-profitwirtschaftliche 
Selbsthilfe-Aktivitäten“ verlangt der 
Europäische Gewerkschaftsbund.

Das Dividieren der Belegschaften in 
„Lebenslagen“ durch die Unternehmen 
schwächt die Gewerkschaften. Tarifre- 
gelungen, die in sozial erträglichem 
Rahmen, kollektiv abgesichert, Wahl­
möglichkeiten etwa bezüglich der Ar­
beitszeit zuließen, könnten entgegenwir­
ken. Auch Barrieren gegen die steigende 
Arbeitsintensität (Erholpausen, Band­
tempo) wären mobilisierend.

Der drohende Fall in die Verelendung 
wird selbst für gutverdienende Beschäf­
tigte zur tatsächlichen Gefährdung. Eine 
solidarische Lohn- und Gehaltspolitik, 
die nach unten Mindestmarken setzt und 
politische Bestrebungen, menschenwür­
diges Leben in allen Wechselfällen des 
Geschäftsgangs zu ermöglichen, könn­
ten wieder breitere Zustimmung erfah­
ren. — (gka)

CDU, CSU, SPD, FDP, Außenmini­
ster, Innenminister, Bundesmini- 
ster, Länderminister, jetzige und künfti­

ge Kanzler, die ganze politische Welt 
der BRD (ausgenommen die Grünen und 
die PDS) spricht für Verbotsmaßnah­
men gegen Einrichtungen der kurdi­
schen Bevölkerungsgruppe in der BRD. 
Anlaß dafür boten Aktionen aus dieser 
Bevölkerungsgruppe heraus gegen Insti­
tutionen von türkischem Staat und Kapi­
tal in der BRD, Aktionen, von denen 
einige schwer entgleisten.

Würden die oben umrissenen Politi­
kerkreise einen Rechtstaat repräsentie­
ren wollen, so hätten sie in ihren Stel­
lungnahmen sorgfältig trennen müssen 
zwischen den gesetzlich zulässigen, ja 
verbürgten Aktionsformen und den 
strafrechtlich sanktionierten. Dies wäre 
wirklich leicht gewesen und hätte sich 
auf die Stellungnahmen der kurdischen 
Seite beziehen können. Keine kurdische 
Organisation hat zu Gewalttaten gegen 
türkische Einrichtungen. — ganz zu 
schweigen gegen die türkische Bevölke­
rungsgruppe — in der BRD aufgerufen. 
Zu Protestaktionen, die in so eine Rich­
tung hin entgleist sind, äußert sich zum 
Beispiel die PKK in ihren Stellungnah­
men nicht rechtfertigend und politisch 
begründend, sondern wie ein Verteidi­
ger, dem es obliegt, die Motive und Hin­
tergründe einer Tat der Öffentlichkeit 
darzulegen.

Die herrschende BRD-Politik, so muß 
man schließen, will gar nicht differen­
zieren. In den strafbaren Aktionen aus 
der kurdischen Bevölkerung sieht sie die 
Möglichkeit, die ganze Bevölkerungs­
gruppe um wesentliche politische Rech­
te zu bringen. Es geht diesen Sicher- 
heitspolitikem nicht um die öffentliche 
Ordnung in der BRD und die Verhinde­
rung von Gewalt. Indem sie versuchen, 
eine ganze Bevölkerungsgruppe büßen 
zü lassen, kalkulieren, ja provozieren sie 
explosive, unberechenbare Vorfälle.

Worum geht es der herrschenden Poli­
tik dann? Um eine öffentliche Stimmung

Der bayerische Ministerpräsident
Stoiber hat in einem Interview mit 

der Süddeutschen Zeitung am 2. Novem­
ber einen heftigen Streit in den Unions­
parteien über die künftige Europastrate­
gie dieser Parteien ausgelöst. Stoiber 
wörtlich: „Ich will... den Integrations­
prozeß verlangsamen ...“ Er sei gegen 
das Ziel eines europäischen Bundesstaa­
tes, denn dieser würde bedeuten, „daß 
die Staatlichkeit Deutschlands oder 
Frankreichs überwölbt und ausgehöhlt 
würde durch eine europäische Staatlich­
keit. Das ist der Weg, den die Deutschen 
in den fünfziger, auch noch in den sech­
ziger Jahren gehen wollten ... Mit der 
deutschen Wiedervereinigung haben wir 
nun eine andere Situation — und wir 
müssen uns bewußt werden, was die 
deutsche Identität eigentlich ist ... Ich 
sage noch einmal: Es gab einmal eine eu­
ropäische Bewegung in Deutschland, 
die unter anderem auch glaubte, in der 
europäischen Identität belastete deut­
sche Identität auffangen zu können. Das 
ist vorbei.“ Er sei stattdessen für einen 
europäischen Staatenbund mit umgrenz­
ten Aufgaben, aus dem die BRD „im Ex­

gegen die Kurden, für die militärische 
und wirtschaftliche Unterstützung der 
Türkischen Republik, und das heißt: des 
Völkermords an den Kurden.

Mit der Türkischen Republik ist es in 
Kurdistan vorbei. Dieser Staat führt 
einen grausamen Krieg gegen das kurdi­
sche Volk, weil er zu einer friedlichen 
Entwicklung Kurdistans nichts beizutra­
gen hat. Die Repräsentanten des türki­
schen Staates weisen alle Bemühungen 
für Waffenstillstand und eine politische 
Lösung des Konfliktes brüsk ab, weil 
Beamte, Armee und Wirtschaft der Tür­
kischen Republik in Kurdistan ganz und 
gar auf Unterdrückung und Ausbeutung 
ausgerichtet sind. In einem entkoloni- 
sierten, demokratischen, sich sozial ent­
wickelnden Kurdistan hätten sie keine

Wer ist der Terrorist?
Keine Kurdenverfolgung in der BRD!

Funktion mehr. Die soziale Unfähigkeit 
der Institutionen der Türkischen Repu­
blik treibt sie zur politischen Untat. Was 
sie nicht mehr beherrschen können, be­
drohen sie mit Ausrottung. Das reißt im 
Gegenzug ein ganzes Volk in die Politik 
hinein und läßt ihm gar keine andere 
Wahl als Revolution. An die Hundert­
tausend nahmen in diesem Jahr an dem 
kurdischen Unabhängigkeitsfest in 
Frankfurt teil, das ist etwa ein Viertel der 
im Einzugsbereich lebenden kurdischen 
Bevölkerung. Die Kolonialpolitik der 
TR beruht nur noch auf nackter Gewalt.

Der Krieg gegen Kurdistan ist für die 
Türkei allein bereits zu aufwendig ge­
worden. Schon ein Verlust der wirt­
schaftlichen und militärischen Hilfe 
durch die BRD würde sie zum Umden­
ken zwingen. Die Entwicklung der öf­

tremfall“ auch austreten könne. Und auf 
die mehr rhetorische Frage der Süddeut­
schen Zeitung, dies sei ein „historischer 
Bruch in der Tradition der Union seit 
Konrad Adenauer“: „Das ist richtig. 
Diesen Bruch vollzieht die Union jetzt 
insgesamt.“ Statt die EG weiter zu festi­
gen, solle die BRD sich lieber stärker auf

Stoiber zündelt
Die Union streitet über die Europapolltik

Ostgeschäfte und Ostpolitik konzentrie­
ren.

Die Position Stoibers ist von anderen 
Sprechern der Union scharf kritisiert 
worden, Ex-Generalsekretär Geissler 
sprach von „Hochverrat“. Auch der au­
ßenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Karl Lamers, einer 
der frühesten Verfechter einer westli­

fentlichen Meinung in der BRD in Sa­
chen kurdische Unabhängigkeit ist für 
die Türkische Republik deswegen sehr 
wichtig. Dieser Staat muß es fertig brin­
gen, die von ihm exilierte kurdische Be­
völkerung auch noch im Ausland bloß 
wegen ihrer Nationalität weiter zu ver­
folgen. Als Fürsprecher der kurdischen 
Sache und Ankläger seines Treibens 
sieht er sie als Existenzgefahr.

Es läßt auf die Kraft der kurdischen 
Unabhängigkeitsbewegung schl ießen, 
daß sich auch die kurdische Exilbevöl­
kerung, buchstäblich aus dem politi­
schen und kulturellen Nichts heraus, 
binnen weniger Jahre eine politische, 
soziale und kulturelle Infrastruktur auf­
gebaut hat. In der BRD gibt es heute in 
den alten Ländern fast in jeder größeren

Stadt ein Geflecht kurdischer Vereine, 
von Kultur- und Bildungsarbeit, von so­
zialer Fürsorge und Versorgung mit 
Nachrichten aus Kurdistan. Eine vielfäl­
tige Literatur ist entstanden und wird 
verbreitet. Als demokratische Bewe­
gung gibt sich die kurdische Unabhän­
gigkeitsbewegung die größte Mühe, 
auch die deutsche Bevölkerung über 
Entwicklungen in Kurdistan zu unter­
richten. Das hat zu vielen politischen 
Verbindungen, zu einem Gegengewicht 
zur einseitigen, ganz im Sinne der Türki­
schen Republik vorverarbeiteten Infor­
mationslage in der BRD geführt. Die öf­
fentliche Meinung über die Kurdenpoli­
tik der Türkischen Republik ist nicht 
mehr durch Staatsmacht und Kapital­
kraft großer Medien beliebig manipu­
lierbar, sondern durch demokratische 

chen Militärintervention auf dem Bal­
kan, kritisierte, Stoiber entzweie die 
Unionsparteien und untergrabe die 
Glaubwürdigkeit deutscher Außenpoli­
tik. Bundeskanzler Kohl dagegen hat 
den Konflikt um die Äußerungen Stoi­
bers eher herunterzuspielen versucht. 
Die CDU halte an ihrer bewährten Euro­

papolitik fest, es gelte nun, die Maas­
trichter Verträge mit Leben zu füllen, 
die Zusammenarbeit bei der Inneren Si­
cherheit und der Militär- und Außenpo­
litik der EG müsse vorangetrieben, die 
Haushalts- und Währungspolitik enger 
koordiniert werden.

Tatsächlich ist das Interview Stoibers 
das bislang deutlichste Signal für eine 

Beziehungen von Menschen zu ein* 
kritischen Urteil fähig.

Vertreter der kurdischen Unabhäg?. 
keitsbewegung weisen immer wieder 
daraufhin, wie schweres für ein kokt, 
siertes Volk ist, aus dem Schmutz, h 
den es getreten wurde, herauszuke-. 
men. Der Emanzipationsprozeß, dort; 
dem Kampf um Unabhängigkeit verfem 
den ist, wälzt die ganze Lebensweg 
um. Der indivdualisierte Existenz­
kampf, in dem jede Art von Gewisse; 
lebensgefährlicher Luxus wäre, wird 
dabei abgelöst durch die demokratische 
Bildung einer politischen Gemeinde 
Für eine solche Änderung im Leben ste­
hen in der kurdischen Exilgesellschaft 
die Vereine, die es in so vielen Städten 
der BRD gibt und die mit den beschei­
densten Mitteln freier Begegnung, de­
mokratischer Diskussion, politischer 
Bildung und sozialer Verantwortw 
Bahn brechen.

Mit den pauschal begründeten Maß­
nahmen gegen diese Vereine — etliche 
zwanzig wurden in den letzten Wochen 
gehaussucht', ihre Arbeitsmittel wurden 
beschlagnahmt und sie selbst stehen un­
ter Verbotsdrohung — läßt sich die BRD 
auf die Verfolgung einer nationalen 
Minderheit ein.

Als am 7. November 1938 Herschel 
Grynszpan den deutschen Botschaftsse­
kretär Erich vom Rath in Paris gezielt 
erschoß, ging Nazi-Deutschland unter 
diesem Vorwand gegen jüdische Ein­
richtungen vor. Die Reichspogromnacht 
wurde organisiert. Das jüdische Leben 
im Deutschen Reich wurde angegriffen, 
juristisch unterbunden und dann phy­
sisch vernichtet.

Beamte und Politiker, die wissen, daß 
die kurdischen Vereine in der BRD sich 
in keiner Weise mit der Organisierung 
von Anschlägen abgeben (und in ihren 
Unterlagen steht nichts anderes), und die 
trotzdem versuchen, diese Einrichtun­
gen abzuwürgen, müssen aufgehalten 
werden, bevor sie noch mehr Unheil an­
richten. — (maf)

Schwerpunktverlagerung in der Europa­
strategie und Europapolitik des deut­
schen Imperialismus — weg von einer 
Europapolitik, die vornehmlich auf den 
Konsens und die Zusammenarbeit mit 
den anderen imperialistischen Mächten 
in Westeuropa setzte, um so den War­
schauer Pakt und den RGW niederzurin­
gen und die DDR zu vernichten, hin zu 
einer Europapolitik, die nach erfolgrei­
chem Abschluß dieser Bemühungen als 
nächstes auf rasche Ostexpansion und 
Kampf um die Hegemonie in Europa 
setzt.

Mit einer solchen Verlagerung in der 
Europastrategie steigt auch die Bedeu­
tung faschistischer Parteien für die deut­
schen Konzerne — als völkisch-deutsche 
Hetzorganisationen nach innen und au­
ßen, als Verfechter einer Re-Kolonisie­
rung des Ostens durch deutsches Kapi­
tal. Stoibers Schwenk untergräbt des­
halb weder die Position der „Republika­
ner“ noch die der DVU. Im Gegenteil: 
Er wird diesen bei den Europawahlen 
weitere Wähler zutreiben. — (riU)

(Siehe auch unsere Berichte auf Seite 10/11)

Aktuell in Bonn

Post (I)
Ähnlich wie bei der BahnDeform benö­
tigt die Bonner Koalition für die Zer­
schlagung der Post und die hierbei erfor­
derliche Grundgesetzänderung die Stim­
men der SPD. Nachdem bereits im Som­
mer 1993 ein mühsam ausgehandelter 
„Kompromiß“ geplatzt war (das Post­
ministerium unter Bötsch, CSU, .ließ 
Schubladengesetze vorbereiten, um 
nach der Verfassungsänderung doch 
noch alle CDU-CSU-FDP-Ziele durch­
zusetzen), liegt seit Oktober ein neuer 
Kompromiß vor, den der offizielle SPD- 
Verhandlungsführer Bernrath mitträgt. 
Postgewerkschaft (DPG) und der SPD- 
Postexperte Paterna bleiben allerdings 
bei ihrem Nein. Zwei ihrer Kritikpunk­
te: Die Reform sieht keinerlei Infra­
strukturauftrag des Bundes vor; die noch 
vorgesehene öffentlich-rechtliche Hol­
ding, die Postbank, Postdienst und Tele­
kom umklammern soll, ist ein Papierti­
ger ohne Kompetenzen.

Post (II)
Wie bestellt zur Debattte um den SPD- 
CDU/CSU-FDP-Kompromiß zur Post­
privatisierung präsentierte Telekom 
Mitte November ein absehbares Ergeb­

nis dieser Umstrukturierungen: Dieser 
lukrativste Teil der Post würde, so Tele- 
kom-Vorstandsmitglied Joachim Krös- 
ke, von Jahr zu Jahr rötere Zahlen 
schreiben. Im Jahr 2000 sei dann mit 
einem Jahresverlust von 5,5 Milliarden 
Mark zu rechnen, wenn Bonn nicht 30 
Milliarden Mark Eigenkapital bei der 
dann unabhängigen Telekom AG zu­
schieße. Im übrigen reiche der vorgese­
hene Personalabbau von 32500 bis 2000 
nicht aus.

Haushaltsunterdeckung
Mitte November mußte Waigel an zwei 
Fronten neue Einbrüche in der Haus­
haltsplanung eingestehen. Nach der 
neuesten Steuerschätzung wird 1993 2,7 
Milliarden und 1994 9,3 Milliarden we­
niger als bisher unterstellt an Steuern 
eingenommen. Gleichzeitig ist die Un­
terdeckung bei der Bundesanstalt für 
Arbeit und der erforderliche Zuschuß 
aus Bonn um 7 bis 8 Milliarden Mark 
größer als erwartet. Der Etatentwurf für 
1994, der am 14.11. vorgelegt wurde, 
sieht eine Neuverschuldung des Bundes 
in 1994 von 69 Milliarden Mark vor. 
Nicht eingeschlossen sind darin die ex­
plodierenden „Schuldenparkplätze“ 
wie Treuhand und Bahnen. Spätestens 
nach Vorlage des Sachverständigengut­
achtens, das 1994 mit vier Millionen 
Erwerbslosen 300000 mehr, als im 
Haushalt unterstellt, vorsieht, ist auch 

dieser neue Etatentwurf bereits wieder 
Makulatur geworden.

Haushaltssperre und Steuersenkung
Das Datum macht Sinn: Am 11.11. be­
schloß die Bundestagsmehrheit den Ge­
setzentwurf „zur Bekämpfung des Miß­
brauchs und zur Bereinigung des Steuer­
rechts“. U.a. wird damit eine Senkung 
der Kfz-Steuer für Lkw auf bis zur Hälf­
te beschlossen. Dies muß den Straßen­
güterverkehr massiv steigern. Nach in­
ternen Berechnungen der Bundesbahn 
wird dies den Bahnen zusätzliche jährli­
che Verluste von 500 Millionen Mark 
bescheren. Gleichzeitig wurde die An­
hebung der Kilometerpauschale um 10 
Pfennige auf 0,75 DM beschlossen, was 
den Pkw-Verkehr beschleunigen muß. 
Umwelt verbände fordern seit langem 
eine Entfemungspauschale.

Parteifinanzen: 1,30 pro Wähler
In letzter Lesung hat der Bundestag am 
vergangenen Freitag ein neues Parteien­
gesetz verabschiedet. Regierungspartei­
en und SPD entschieden: Statt der bisher 
5,00 DM je Wahlberechtigten, verteilt 
auf die Parteien nach Stimmenergebnis, 
erhalten die Parteien künftig 1,30 DM je 
tatsächlich erhaltener Wählerstimme — 
bei den ersten fünf Millionen Stimmen. 
Für darüber hinaus erhaltene Stimmen 
gibts dann jeweils 1,00 DM je Stimme. 
Pro Spenden-Mark von natürlichen Per­

sonen gibt es weitere 0,50 DM staatli­
chen Zuschuß. Damit sollen Firmen­
spenden weniger wichtig werden. Die 
jährlichen Gesamtzahlungen an die Par­
teien sollen sich nach dem neuen Gesetz 
auf jährlich 230 Millionen DM belaufen.

Schmiergelder bleiben steuerfrei
Wenn bundesdeutsche Firmen zum Ab­
schluß • von Auslandsgeschäften 
Schmiergelder zahlen, dann können sie 
diese Schmiergelder in der BRD legal 
von der Steuer absetzen. So sieht es das 
deutsche Steuerrecht vor. Am 10. No­
vember rafften sich die SPD-Vertreter 
im Entwicklungshilfeausschuß auf und 
beantragten die Aufhebung dieser Be­
stimmung. Der Antrag wurde abge­
lehnt. CDU und CSU stimmten dage­
gen, die FDP-Vertreter enthielten sich 
der Stimme. (Quelle: Handelsblatt, 
11.11.93)

Jeder 10. braucht Sozialhilfe
Am 12.11. legten der DGB und der Pari­
tätische Wohlfahrtsverband einen Zwi­
schenbericht zu ihrem „Armutsbericht“ 
vor. Danach gehen beide Verbände da­
von aus, daß inzwischen jede zehnte Per­
son in der BRD Anspruch auf Sozialhilfe 
hat. Jede 20. Person bez‘ ^chnn jetzt 
Sozialhilfe, noch einmal so .eie hätten 
darauf Anspruch. Die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Engelen-Kefer warf 
der Regierung vor, Arbeitslosigkeit und 

Armut zu fördern: Dem politischen 
Wortbruch folgt der soziale Einbruch, 
der das Gesicht unserer Gesellschaft 
verändert, Not und Elend in unverant­
wortlicher Weise verschärfen wind“, 
kritisierte sie die „Spai^esetze“ der Re­
gierung. Etwa 400000 Personen würden 
im nächsten Jahr durch diese Gesetze 
zusätzlich in die Sozialhilfe gedrängt.

Steuerreform nach den Wahlen?
Bundesfinanzminister Waigel hat eine 
„Expertenkommission“ berufen, die 
für die Zeit nach den nächsten Bundes­
tagswahlen eine weitere ..Steuerre­
form“ vorbereiten soll. Bereits Ende 
1994, also unmittelbar nach den Wah­
len, soll die Kommission ihre Vorschlä­
ge vorlegen. Ihr Auftrag: Vorschläge 
für eine Neufestlegung des steuerfreien 
Existenzminimums vorzulegen, für eine 
weitere Senkung des Spitzensteuersatzes 
und eine Verringerung der direkten 
Steuern — also eine weitere Anhebun; 
der Mehrwertsteuer.

Was kommt demnächst?
Am 19.11. endet der SPD-Bundesrcr- 
teitae zur Vorbereitung der VV'ahlkämr*- 
1994~ in Wiesbaden. Am 22.11. kehrt 
Bundeskanzler Kohl von seiner Chia* 
Reise zurück. Am 5. Dezember sc*! 
Kommunal wählen in Brandenburg. An 
10. und 11. Dezember findet der nächst 
EG-Gipfel in Brüssel statt.
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Man schlachtet 
die Armen, um die 
Reichen zu mästen

Von Daniel Kreutz (MdL)
Die Bundesrepublik befindet sich mitten 
in einer kalten Systemveränderung: Das 
Asylrecht ist abgeschafft, das Umwelt­
recht wird auf den Stand der 60er zu- 
hickkatapultiert, Bürgerinnenrechte 
werden demontiert („Großer Lauschan­
gri ff‘), von deutschem Boden soll wie­
der Krieg ausgehen dürfen (out-of-aera) 
und — der Sozialstaat hat ausgedient. 
Der traditionelle Begriff „Sozialabbau“ 
ist längst keine zureichende Charakteri­
sierung der tatsächlichen Entwicklung 
mehr. Seit den späten 80er Jahren, in 
dramatisch gesteigertem Tempo aber 
seit dem Beitritt der ex-DDR, geht es 
nicht mehr um „weniger“ soziale Si­
cherheit, sondern um ob und in wieweit 
überhaupt.

Die sozialstaatliche Verfaßtheit der 
westdeutschen N achkriegsrepubl ik 
selbst steht zur Disposition.

Ursächlich dafür scheint mir, daß drei 
wesentliche Gründe für die sozialstaatli­
chen Prämissen des Wiederaufbaus der 
BRD nach 1945 für die Machthaber in 
Wirtschaft und Politik mittlerweile 
„entfallen“ sind:
- Wegen der Mitverantwortung des 
Kapitals und der tiefen sozialen Spaltung 
für die Katastrophe von 1933 gab es eine

Legitimationskrise des 
Kapitalismus. Dessen Wiederaufbau 
konnte nur auf der Basis eines gesell­
schaftlichen Konsens erfolgen, daß 
„Marktwirtschaft“ künftig sozialstaat­
lich „gezügelt“ werde, um demokratie­
gefährdende soziale Krisen zu verhin­
dern.
- Die Rolle der BRD als „Frontstaat“ 
im Ost-West-Konflikt erforderte eine 
innere Stabilisierung durch präventive 
Befriedung sozialer Konflikte. Sozial­
staatlicher Interessenausgleich sollte 
zugespitzte soziale Kampfe möglichst 
abwenden und den Gegensatz von Kapi­
tal und Arbeit in institutionalisierten Re­
gularien der Konfliktbewältigung (so­
zialpartnerschaftliche Tarifautonomie) 
dämpfen.
- Die ökonomische Basis des her­
kömmlichen Sozialstaatsmodells lag in 
den großen Wachstumsraten des Nach­
kriegsbooms, aus deren „Krümeln“ so­
ziale Infrastrukturen finanzierbar wa­
ren, ohne zugespitzte verteilungspoliti­
sche Konflikte mit den Besitzenden und 
den Arbeitgebern riskieren zu müssen.

Krise des Sozialstaats

Sinkende Wachstumsraten bei gleichzei­
tig wachsenden Anforderungen an die 
Systeme sozialer Sicherheit brachten ab 
Mitte der 70er Jahre das traditionelle 
Sozialstaatssystem in die Krise.

Damals — unter der SPD-gefiihrten 
Helmut-Schmidt-Regierung — wurde 
der Rotstift als Hauptinstrument der So­
zialpolitik entdeckt, während zugleich 
ein dynamisches Wachstum der Geld­
vermögen privater Haushalte mit einem 
dreistelligen Milliardenvolumen pro 
Jahr einsetzte.

Die Umverteilung von unten nach 
°ben wurde in der Kohl-Ära systema- 

vorangetrieben. Während der 
Lohnsteueranteil an den Staatseinnah­
men stetig stieg, sank die Steuerbela- 

-‘^ng für Unternehmen mit eigener 
^htspersonlichkeit um ein Drittel. Die 
Peinigte Lohnquote (Anteil Löhne/ 
^hälter am Volkseinkommen) erreich- 

1990 den tiefsten Stand seit Bestehen 
der BRD mit Ausnahme des Jahres 

während die Nettokapitalrendite 
den „idyllischen“ Verhältnissen 

der 60er Jahre annäherte.

Zwischen 1982 und 1990 sank die So­
zialquote (Anteil aller Sozialausgaben 
am Bruttosozialprodukt/BSP) um rund 
4 %. Wäre die Quote von 1982 gehalten 
worden, hätten 1990 ca. 95 Mrd. mehr 
für Soziales ausgegeben werden müs­
sen.

Öffentliche „Armut“ 
und privater Reichtum

Gerechtfertigt wurde und wird die sozia­
le Demontage mit dem „Sachzwang“ 
der leeren öffentlichen Kassen. Ursache 
schrumpfender Finanzierungsspielräu­
me öffentlicher Haushalte ist indes die 
politisch geforderte Akkumulation pri­
vaten Reichtums, der der Deckung ele­
mentarer gesellschaftlicher Bedarfsla­
gen entzogen wird.

Die Geldvermögensbildung der west­
deutschen Produktionsuntemehmen 
wuchs in den 80er Jahren doppelt so 
schnell wie die Bruttoinvestitionen.
1991 verfugten die Produktionsunter- 

nehmen über Geldveripögen von 1 700 
Mrd (1,7 Billionen). Der Anteil an flüs­
sigen, sofort mobilisierbaren Unterneh­
mensmitteln wuchs zwischen 1990 und
1992 weiter von 670 auf 800 Mrd. DM

Die Geldvermögen der privaten Haus­
halte errejehten 1991 ein Volumen von 
3400 Mrd. DM (3,4 Bio. DM). Nur 2 % 
davon entfallen auf die untere Hälfte der 
Haushalte, während die obersten 10% 
über die Hälfte, das eine Prozent an der 
Spitze über 14 % des Vermögens verfü­
gen. Die gleiche verteilungspolitische 
Schieflage zeigt sich in der Verteilung 
der verfügbaren Haushaltseinkommen: 
Das obere Drittel verfugt allein über 
57 %, hat also mehr als die unteren zwei 
Drittel zusammen. Die Zahl der Haus­
halte mit einem verfügbaren Monatsein­
kommen von über 25000 DM wuchs 
zwischen 1983 und 1990 um 409 %; al­
lein zwischen 1986 und 1989 stieg die 
erfaßbare Zahl der Millionäre in NRW 
um über 4 000.

Mit dem neuen . Kahlschlagpaket 
(„Spar-, Konsolidierungs- und Wachs­
tumsprogramm“/SKWP) will die Bun­
desregierung in den zentralen arbeits- 
markt- und sozialpolitischen Bereichen 
25 Mrd. DM jährlich einsparen. Dies 
entspricht gerade ’mal 10 % des jährli­
chen Wachstums der Geldvermögen pri­
vater Haushalte. Der gesellschaftliche 
Sinn der Verteilungspolitik der Bundes­
regierung kann auf die Formel zuge­
spitzt werden: „Man schlachtet die Ar­
men, um die Reichen zu mästen.“

Die Zerstörung des
Sozialstaats marschiert

Seit den späten 80em sind die sozialpoli­
tischen „Reformen“ von grundlegenden 
Strukturbrüchen im System sozialer Si­
cherheit gekennzeichnet. Beispiele:

Sozialhilfe: Der qualitative Unter­
schied des BSHG gegenüber der vorma­
ligen „Armenfürsorge“ bestand im An­
spruch (die Wirklichkeit sah anders 
aus), über ein krisenfestes Existenzmini­
mum und das Bedarfsdeckungsprinzip 
ein menschenwürdiges Leben zu si­
chern. Schon mit der Einführung des 
1989 beschlossenen Statistikmodells trat 
das Abstandsgebot zu den unteren Er­
werbseinkommen gegenüber dem Be­
darfsdeckungsprinzip in den Vorder­

grund. Die „Solidarpakt“- und die 
SKWP-Novelle des BSHG unterwirft 
das sozialhilferechtliche Existenzmini­
mum vollends der sparpolitischen Will­
kür.

Da dieses nach dem Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts das steuerfreie 
Existenzminimum definiert, zieht ein 
sinkendes Sozialhilfeniveau eine höhere 
Besteuerung der unteren Löhne und Ge­
hälter und damit sinkende Realeinkom­
men der Arbeitnehmerinnen nach sich. 
Um das Lohnabstandsgebot zu sichern, 
muß dann die Sozialhilfe erneut gesenkt 
werden — usw.

Zugleich werden die repressiven, „ar­
menpolizeilichen“ Aspekte des BSHG 
ausgebaut. Was probeweise mit „Zähl­
und Kontrollappellen“ an Asylsuchen­
den im Rahmen der rassistischen Insze­
nierung eines angeblichen „Leistungs­
mißbrauchs“ vorexerzierf wurde, ist 
seit der „Solidarpakt“-Novelle Teil des 
Verwaltungsverfahrens bei Sozialhilfe­
berechtigten. Wer arm ist, ist „gläserne 
Bürgerin“. Die Bekämpfung der Armut 
wurde umfassend ersetzt durch die Be­
kämpfung der Armen. Auch die für 
Flüchtlinge mit dem Asylbewerberlei­
stungsgesetz eingeführte Zwangsarbeit 
soll verstärkt für Sozialhilfeberechtigte 
realisiert werden. Sollte sich die Bun­
desregierung mit dem Vorhaben durch­
setzen, die Heranziehung erwerbsfähi­
ger Sozialhilfeberechtigter zu „gemein­
nütziger“ Zwangsarbeit als Muß-Be­
stimmung ins Gesetz zu schreiben, käme 
dies der Wiedereinführung des Reichs­
arbeitsdienstes gleich. ~

Arbeitsmarktpolitik: Mit der .10. No­
velle des AFG, dem ABM-Stopp und 
den „Meldekontrollen“ bei den Arbeits­
ämtern („Solidarpakt“) wurde die Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit ersetzt 
durch die Bekämpfung der Arbeitslosen. 
Mit der SKWP-Novelle des AFG droht 
jetzt die massenhafte Enteignung erwor­
bener Versicherungsansprüche zugun­
sten der Wiederherstellung jener Me­
chanismen sozialer Deklassierung. und 
Ausgrenzung, die den Nazis im späten 
Weimar den Boden bereitet haben. Das 
Risiko der Erwerbslosigkeit wird zum 
Risiko des automatischen Absinkens in 
die neue „Armenfürsorge“.

Pflege: Die Pläne für eine Pflegeversi­
cherung — gleich ob SPD oder CDU — 
zielen im Kern auf die Überwälzung der 
Kosten für die seit 20 Jahren beklagte 
Pflegemisere (7-8 Mrd. DM jährlich) 
von den öffentlichen Haushalten auf die 
Versichertengemeinschaft, während 
sich am Mangel ambulanter und teilsta­
tionärer Angebote, Ausnutzung unbe­
zahlter Pflegearbeit von Frauen, Ab­
schiebung in „Satt-und-sauber-Pflege- 
knäste“ und pflegebedingter Sozialhil­
feabhängigkeit grundsätzlich nichts än­
dert. Zugleich sollen die unzureichen­
den Pflegeleistungen nach dem BSHG 
an den noch schlechteren Leistungskata­
log der Pflegeversicherung angepaßt 
werden. Durch die Kompensation der 
Arbeitgeberbeiträge (Feiertagslohn­
raubgesetz) wird die Pflegeversicherung 
zum ersten Sozialversicherungszweig, 
dessen Finanzierung einseitig den Ar­
beitnehmerinnen aufgebürdet wird. 
Durch sparpolitische Eingriffe in die Zi­
vildienstbeschäftigung (SKWP) und Ab­
senkung personeller und sachlicher Aus­
stattungsstandards droht den Pflegebe­
dürftigen eine weitere Verschlechterung 
ihrer Lebenssituation.

Das Gesundheitswesen befindet sich 
auf dem Marsch in die unverhüllte 2- 
Klassen-Medizin. Die Umlenkung der 
Mittel für soziale Wohnungspolitik in die 
Eigentumsforderung hat eine neue Woh­
nungsnot gefordert, über die die soziale

Krise tief in die Mitte der Gesellschaft 
hineinreicht. Wachsende soziale Per- 
spektivlosigkeit und Desintegration 
mündet in der Zunahme von Gewaltver­
hältnissen. Die „Amerikanisierung“ 
der Gesellschaft marschiert.

Innerhalb der öffentlichen Haushalte 
bewirkt die sog. „Sparpolitik“ eine La­
stenverschiebung auf die Städte und 
Gemeinden bei gleichzeitiger weiterer 
Reduzierung ihrer Finanzierungsmög­
lichkeiten. Kommunale Selbstverwal­
tung verliert ihren Sinn, wo zunehmend 
nur noch gesetzliche Pflichtaufgaben 
exekutiert werden können. Dies ist eine 
weitere Analogie zum späten Weimar: 
Auch damals sprach man mit Blick auf 
die Kommunen von der „Diktatur der 
leeren Kassen“.

Nicht nur die privaten Arbeitgeber 
haben durch den Tarifbruch-Ost und die 
Tarifkündigung-West deutlich gemacht, 
daß es um umfassende Deregulierung ta­
riflicher Mindeststandards geht. Über 
die Treuhand war die Bundesregierung 
unmittelbar am Tarifbruch in Ost­
deutschland beteiligt. Das Beamtenrecht 
wird zum Brecheisen gegen die Tarif­
autonomie, wenn Nullrunden und Ar­
beitszeitverlängerung verordnet wer­
den. Dabei spielt es letztlich keine Rolle, 
ob das von einer „schwarzen“ (Bayern), 
„roten“ (Schleswig-Holstein) oder 
„rot-grünen“ (Niedersachsen) Landes­
regierung kommt.

Trotz der langanhaltenden Abwärts­
entwicklung der Lohnquote ist die wei­
tere Senkung der Realeinkommen er­
klärtes Ziel der Koalition von Kapital 
und Kabinett. Begründet wird dies — 
neben der „Krise öffentlicher Haushal­
te“ — vor allem mit der Sicherung des 
angeblich akut gefährdeten „Industrie­
standorts Deutschland“.

„Standort“-Lüge

Das zu den „Fünf Weisen“ zählende 
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor­
schung (DIW/Berlin) kam Mitte des 
Jahres zu folgender — buchstäblich ver­
nichtender — Beurteilung der allgegen­
wärtigen „Standortdebatte“:

-„Nimmt man alles zusammen, ist das 
Gerede von einer Struktur- und Kosten­
krise der westdeutschen Wirtschaft oder 
der Gefährdung des Investitionsstand­
orts Deutschland leichtfertig und abwe­
gig. Die auf der Basis einer solchen 
Diagnose vorgeschlagenen Therapien 
sind untauglich und gefährlich.“

Obwohl sich die internationale Wett­
bewerbsposition der BRD im vergange­
nen Jahrzehnt nicht verschlechtert, son­
dern eher verbessert habe, werde zum 
dritten Mal ein Konjunktureinbruch zur 
Standortkrise umgedeutet. „Offenbar 
bieten nun die strukturelle Schwäche der 
ostdeutschen Wirtschaft und die Rezes­
sion im Westen erneut Gelegenheit, mit 
noch größerer Härte als zuvor die Stand­
ortfrage voranzutreiben.“

Bundesregierung und Arbeitgebern 
bescheinigt das DIW, mit den zur „Ret­
tung des Standorts“ vorgesehenen Maß­
nahmen die Krise zu verschärfen: „Das 
paradoxe Ergebnis dabei ist: Selbst die 
Interessenvertreter werden von einer 
falschen Wirtschaftspolitik nicht profi­
tieren; am Ende werden alle verloren 
haben. Schon im Jahr 1994 wird sich das 
zeigen.“

Die „Standortdiskussion“ ist ebenso 
wie die „Asyldebatte“ künstliche Insze­
nierung eines fiktiven Problems. Mit 
einer Angstkampagne soll die Gesell­
schaft erpreßt werden, die Realisierung

langgehegter Arbeitgeberwünsche zum 
Umbau der Gesellschaft hinzunehmen.

Die Krise des
„Reformlagers“

Mit dem Übergang der SPD auf die herr­
schenden Konsense der „kalten System­
veränderung“ kommen oppositionelle 
Positionen und grundlegende Alternati­
ven in der veröffentlichten Meinung 
praktisch nicht mehr vor. Stattdessen hat 
die SPD begonnen, mit der Kohl-Regie­
rung um die Bedienung von Arbeitge­
berinteressen zu wetteifern: So haben 
die Wirtschaftsministerkonferenz (ein­
stimmig) und der Bundesrat (mehrheit­
lich) Beschlüsse gefaßt, die eine weitere 
Verschärfung des Regierungsentwurfs 
für ein Arbeitszeitrechtgesetz fordern, 
mit dem die aus der Nazi-Zeit stammen­
de Arbeitszeitordnung abgelöst werden 
soll. Während die IG Metall schon dem 
Entwurf bescheinigt, sich „ausschließ­
lich an den Arbeitgeberwünschen nach 
Flexibilisierung der. Arbeitszeit“, zu 
orientieren und feststellt, daß „Arbeits­
und Gesundheitsschutz überhaupt nicht 
vorkommen“, wollen SPD-Wirtschafts­
minister und Bundesrats-Mehrheit eine 
noch stärkere Deregulierung: flexible 
Jahresarbeitszeiten und noch mehr 
Sonn- und Feiertagsarbeit.

Vermittelt über die SPD gehen auch 
die gewerkschaftlichen Führungen vor 
der „Standortdebatte“ in die Knie: Das 
Ziel der Reallohnsicherung droht nicht 
nur in Verbindung mit Arbeitszeitver­
kürzung ebenso aufgegeben zu werden 
wie die Ablehnung eines 2. Arbeits­
markts unter Tarif. Dadurch droht sich 
die Krise des gesellschaftlichen „Re­
formlagers“ (im allerweitesten Sinne), 
die sich heute vor allem als Krise des 
„subjektiven Faktors“ darstellt, weiter 
zuzuspitzen. Was fehlt, sind glaubwür­
dige und. handlungsfähige Initiatoren 
einer bundesweiten Bewegung für Soli­
darität und soziale Gerechtigkeit.

Gegenwehr: Nicht nur nötig, 
sondern auch möglich

Die potentielle Opposition in der Gesell­
schaft gegen die Zerstörung des Sozial­
staats reicht bis tief in konservative Ar­
beitnehmerschichten und Verbände 
hinein. Kommunale Kahlschlagpolitik 
führte nicht nur in Köln zu neuen Bünd­
nissen sozialer Gegenwehr. Der Appell 
von Betriebs- und Personalräten aus dem 
Ruhrgebiet an den DGB-Vorsitzenden 
Meyer, endlich mit „generalstreikähnli­
chen Aktionen“ auf die Angriffe auf Ar­
beitnehmer und sozial Schwache zu rea­
gieren, sind ein wichtiges und ermuti­
gendes Signal. Alternative Konzepte, 
was wir machen könnten, wenn wir denn 
könnten, sind in großer Zahl bereits vor­
gedacht. Jetzt muß es darum gehen, mit 
einer sozialen Widerstandsbewegung 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß wir auch tatsächlich können. Was 
der Anti-AKW-Bewegung oder der 
Friedensbewegung möglich war — aus 
einer oppositionellen Minderheitenposi­
tion heraus neue Mehrheitskonsense ge­
gen Atomwirtschaft und NATO-Rü- 
stung herbeizudemonstrieren — muß er­
neut möglich gemacht werden.
(D. Kreutz ist Arbeits- und sozialpolitischer 
Sprecherder Grünen im Landtag von NRW.)
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Die Angriffe auf
Dörfer und Städte 
gehen weiter

Nachrichten aus Kurdistan In Lice nach dem Angriff der türkischen Armee Bilder auf dieser Seite: Roland Röder

Nach dem Massaker an der Zivilbe­
völkerung in Lice scheint die TR 

sich die Vernichtung der gesamten kur­
dischen Zivilbevölkerung, insbesondere 
der Dörfer vorgenommen zu haben. 
Seitdem wurden mehrere tausend Dorf­
bewohner aus ihrer Heimat vertrieben 
und ihre Dörfer vernichtet.

Im Bereich zwischen Mus, Bingöl und 
Diyarbakir wurden bei den jüngsten An­
griffen 46 Dörfer niedergebrannt.

’ Im Bezirk Mardin wurden am 27. und 
28.10. sieben Dörfer, die sich entweder 
geweigert hatten, Dorfschützer zu stel­
len oder denen PKK-Unterstützung vor­
geworfen wird, angegriffen und zum 
Großteil vernichtet. Insgesamt 6200 
Menschen mußten daraufhin in die um­
liegenden Städte und Dörfer flüchten.

Das Dorf Mesken bei Midyat wurde 
von 500 Soldaten und Dorfschützem 
überfallen, die Bewohner auf dem Dorf­
platz zusammengetrieben. Sie mußten 
sich Propagandareden anhören, es kam 
zu vielen körperlichen Übergriffen, 
Häuser wurden in Brand gesteckt. An­
schließend wurden die Bewohner ver­
trieben.

Im Dorf Cavusoglu bei Bismil wurden 
von 65 Häusern 45 angezündet und die 
Menschen vertrieben. Sie wollen jedoch 
mit Hilfe des Menschenrechtsvereins in 
ihr Dorf zurückkehren.

Der Kommandant der 6. Panzerbriga­
de in Tatvan hat vor Menschen aus sie­
ben Dörfern erklärt: „Wenn es nötig ist, 
werdet ihr alle sterben ... Ihr habt Lice, 
Altinova und Zengok gesehen.“ Sie 
würden nämlich die PKK unterstützen 
und seien außerdem gottlose Armenier.

Der gesamte Kreis Cukurca wurde in 
der Nacht zum 4.11. von staatlichen 
Kräften unter schweren Beschuß genom­
men. 80 Häuser sind total zerstört wor- 
den, die 4000 Bewohner der Gegend 
sind auf der Flucht.

Von den 4000 sollen die meisten nach 
Südkurdistan geflohen sein. Die türki­
sche Armee startete daraufhin eine 
grenzüberschreitende Operation, bei der 
bisher mindestens sieben Dörfer jenseits 
der Grenze bombardiert wurden.

Wie der Hauptmann B. Kutuk mittler­
weile zugegeben hat, wurden die An­
griffe auf das Gebiet Cukurca mit Mör­
sern und ähnlichen Waffen geführt, da 
die massiven Steinhäuser mit sogenann­
ten leichten Waffen nicht zu zerstören 
seien.

In Otsuk bei Sirvan in Siirt, haben

Israels grausame, 
berechnende 

„Friedenspolitik“
• Kommentar zu den Nahost-Verhandlungen

Die Euphorie nach den jüngsten 
Fortschritten bei den Nahost-Ver­

handlungen schien allgemein, ein Bei­
spiel moderner Konfliktlösung gefun­
den. Scheinbar erstaunlich, daß aus den 
betroffenen Bevölkerungen sich so er­
heblicher Widerstand gegen die Ergeb­
nisse regt, der sich in alltäglichen Mel­
dungen über die weiter tobende zionisti­
sche Gewalt in Palästina und Wider­
standsaktionen dagegen dokumentiert. 

staatliche Kräfte sieben Häuser, deren 
Bewohner sich immer geweigert haben, 
Dorfschützer zu werden, in Brand ge­
steckt. Etwa zeitgleich weigerte sich der 
Militärposten in Sir, die Waffen von 
ehemaligen Dorfschützern, die diese 
abgeben wollten, wieder anzunehmen.

Am 6.11. wurden Mesken bei Mid­
yat, Xirbe Kermete und Kermete bei 
Ömerli vom Staat überfallen und die 
Bewohner vertrieben. Die bei Mazidag 
gelegenen Dörfer Kanigenike, Xirebe- 
kure und Xirbe Hilala wurden angezün­
det.

Aus den Dörfern im Bereich Baykan/ 
Siirt sind ebenfalls ca. 2000 Menschen 
vor dem staatlichen Terror geflohen.

Bei Kulp wurden die Dörfer Cumari, 
Duderiya, Kanika Sikeftiya, Bavicanka 
Giremori und Gele zunächst abgesperrt 
und dann unter Beschuß genommen. 
Gele wurde auch aus der Luft mit 
Kampfhubschraubem angegriffen.

15 Häuser des in Diyarbakir-Dicle ge­
legenen Pirisman wurden in Brand ge­
setzt.

In Mus wurden Esmonk, Bahce, Ka- 
var, Belil, Suveren, Horung und Kum- 
luca nach einer Razzia teilweise in Brand 
gesteckt.

In der Nacht zum 10.11. wurde der
Kreis Tutak in Agri von Staatskräften 
fünf Stunden lang beschossen; dabei wa­
ren insbesondere die Häuser der Ver­
wandten des Serhat-Kommandanten der 
ARGK, Azman, Ziel der Angriffe. Be­
reits wenige Tage zuvor war sein Vater 
festgenommen worden. Insgesamt wür­
den ca. 20 Personen festgenommen.

In derselben Nacht wurde Cukurca er­
neut angegriffen, dabei wurden ca. 300 
Personen festgenommen. Das Haus des 
Bürgermeisters Mustafa Turan wurde 
schwer beschädigt.

Helhel bei Hazro/Diyarbakir und Li- 
cok, Zenge, Entgag und Misrif bei Lice 
wurden am 10.11. von Dorfschützem 
der Sikefta und Zogbirin und Militärs 
angegriffen; dabei wurden ebenfalls 
mehrere Häuser in Brand gesetzt. Der^ 
im Garten arbeitende Ahmet Cakir wur­
de angeschossen und anschließend fest­
genommen (in Helhel). In den Dörfern 
Licok und Zenge wurden drei Häuser 
angezündet und der Bevölkerung ange­
droht, sie zu vertreiben.

Am 7.11. wurde Karakale in Kars- 
Kagizman überfallen, die Bewohner zu­
sammengetrieben und ein Bewohner mit 
dem Gewehrkolben verprügelt.

Die fortwährenden Aktionen von radi­
kalen Zionisten, die ihre „Groß-Israel- 
Träume“ nicht relativieren wollen, und 
von palästinensischen, oft religiös moti­
vierten Gruppen haben gemein, daß sie 
keine Lösungswege der tragischen Si­
tuation in Palästina aufzeigen. Die radi­
kalen Zionisten können jedoch an der is­
raelischen Regierungspolitik anknüp­
fen, sie werden durch deren Begründung 
auf lange Sicht beflügelt und nicht klein­

Die nahegelegen Dörfer Saban und 
Zixci erfuhren das gleiche; den Bewoh­
nern wurde zusätzlich mit Ermordung 
gedroht, acht Personen wurden festge- 
nommen.

Die Dörfer Sehrika, Zivin, Bane und 
Kanihaijra bei Güclükonak/Simak wur­
den entvölkert, Bane war bereits mehr­
fach Ziel staatlicher Angriffe. ~.

Der Heimatort von Zübeyir Aydar, 
Hekent in Siirt-Pervari, wurde vom Mi­
litär angegriffen, 13 Personen wurden 
festgenommen.. Den Dorfbewohnern 
wurde befohlen, in drei lägen das Dorf 
zu verlassen. Drei Häuser wurden ange­
brannt.

Die Häuser des Dorfes Nevala in Bat- 
man-Kozluk wurden mit allem, was sich 
darin befand, und mit den umliegenden 
Tabakfeldem in Brand gesteckt.

Das Dorf Kursunlu in Diyarbakir- 
Dicle wurdö am 9.11. erneut vom MilL 
tär angegriffen. Die 900 Bewohner wur­
den auf dem Dorfplatz versammelt und 
ein Offizier teilte über Megaphon mit, 
daß der Ort am folgenden Morgen bom­
bardiert werde, ob noch Menschen dort 
seien oder nicht. Das berichteten die 
kurz vorher in Diyarbakir festgenom­
menen deutschen Journalisten Michael 
Enger und Yüksel U gurlu.

zukriegen sein. Nach wie vor kann von 
einer Anerkennung der durch die UNO 
bestätigten Rechte des palästinensischen 
Volkes auf Selbstbestimmung und allei­
nige Herrschaft über die 1967 von Israel 
besetzten Gebiete keine Rede sein.

Israels Verhandlungslinie setzt auf 
Spaltung der Palästinenser; sie macht 
kleine Zugeständnisse, die vor allem der 
palästinensischen Bourgeoisie neue 
Handlungsräume eröffnen sollen — die 
Herausbildung einer Schicht administra­
tiv Leitender in Gaza und Jericho sowie 
größere Möglichkeiten des wirtschaftli­
chen Handelns. Die Lebensumstände 
der meisten dort lebenden Menschen 
drohen sich aber kaum zu verändern, 
denn es ist kaum ersichtlich, wie eine pa­
lästinensische Wirtschaft sich unabhän­
gig, ein größerer Arbeitsmarkt neben 
der schikanösen israelischen Ausbeute­
rei palästinensischer Arbeiter entwic­
keln soll. Zu grundlegend sind durch 
den zionistischen Terror menschliche 
und natürliche Ressourcen vernichtet 
worden.

An diesem Erfolgstatbestand der eige­
nen Politik knüpft Israels berechnende 

Ausnahmezustand 
verlängert...

Mit 284 gegen 64 Stimmen hat die Große 
Nationalversammlung der Türkei am 
10.11. einer weiteren Verlängerung des 
Ausnahmezustands um vier Monate zu­
gestimmt.

Repression gegen kurdische
Parteien DEP, Ex-HEP

Der erst eine Woche zuvor aus dem Ge­
fängnis entlassene ehemalige HEP-Vor- 
sitzende Dr. Hasan Demiroglu wurde 
zusammen mit 15 Personen, die zu Be­
such waren, festgenommen. Von den 16 
Festgeommenen sind 13 wieder frei, 
Hüsnü, Mahmut und Yücel Özoglu sind 
weiter in Haft.

Von „Unbekannten“ wurde in der 
Nacht zum 9.11. das Geschäft des DEP- 
Aktivisten aus Agri, Milmet Günakin,

„Friedenspolitik“ an, die die Palästi­
nenser als Bittsteller in die Arme der eu­
ropäischen und US-Imperialisten zu trei­
ben wünscht, um sie so mittelbar zu noch 
mehr Zugeständnissen zwingen zu kön­
nen. Weil sich erhebliche Teile des palä­
stinensischen Volkes einem solchen 
Ausverkauf ihrer legitimen Rechte nach 
wie vor widersetzen, gibt es erhebliche 
Konflikte im palästinensischen Lager. 
Israels Politik macht sich diese zunutze 
und verwendet die vorkommenden, ver­
zweifelten Gewalttaten als weiteres Ar­
gument, warum es den Palästinensern 
nur eine Art „Reservathaltung“ anbie­
ten könne, die — kleinen — Landstriche 
Gaza und Jericho eben, und diese auch 
nur unter Vorbehalt der weiteren Statio­
nierung zionistischer Truppen zum 
Schutz israelischer Siedler; ein Netz von 
Straßen soll zudem die in diesen Gebie­
ten gelegenen Siedlungen verbinden und 
die fortdauernde Ausplünderung der na­
türlichen Ressourcen — v.a. des Was­
sers — sichern. Wie unter diesen Um­
ständen und innerhalb dieser ohnehin 
extrem dicht besiedelten Gebiete eine 
eigene palästinensische Wirtschaftspla­

angezündet. An dem Geschäft entstand 
ein Sachschaden von 70 Mio. TL.

In Mersin Yenipazar wurde eine ehe­
malige DEP-Mitarbeiterin, Hülya Ay­
han, zusammen mit vier weiteren Perso­
nen festgenommen, zahlreiche Häuser 
wurden durchsucht.

Im ebenfalls zu Mersin gehörenden 
Tarsus wurden im Stadtteil Barbaras der 
DEP-Vorsitzende, ein Delegierter, drei 
weitere Parteimitglieder und zwei Brü­
der festgenommen.

Der DEP-Kreisvorsitzende von Izmir, 
Celal Adigüzel, und das Parteimitglied 
Celas Arslan wurden festgenommen.

Die Häuser von sieben DEP-Mitglie- 
dem aus Karsiyaka wurden durchsucht, 
die Besitzer festgenommen.

Vier Leute, die im DEP-Büro Kizilte- 
pe vorgefunden wurden, sind am 9.11. 
festgenommen worden.

Von der festgenommenen Sekretärin 
der DEP aus Istanbul-Beyoglu, Gülay 
Oktar, gibt es keine Nachricht. Die 
Tochter des Funktionärs Cemal Oktar 
wurde am 10.11. morgens auf dem Weg 
zur Arbeit festgenommen.

Am 9.11. wupde das DEP-Mitglied 
Cumali Yilmez in Istanbul bei einer 
Hausdurchsuchung festgenommen.

Auch Soldaten werden 
unter Druck gesetzt

Nach Ableistung seines Wehrdienstes 
wurde der in sein Dorf zurückgekehrte 
Bahattin Izmir vom dortigen Jandarma- 
Kommandanten, der mit einem Muhittin 
Toprak zusammensaß, auf die Wache 
gebeten. Dort wurde er zunächst sehr 
freundlich behandelt und aufgeforden, 
für 5 Mio. TL monatlich sein eigenes 
Dorf auszuspionieren. Als er ablehnte, 
drohten sie ihm einmonatige Folter und 
einen Prozeß beim DGM (Staatssicher­
heitsgericht) an. Er wurde 20 läge lang 
gefoltert, bis er zum Schein einwilligte. 
Mittlerweile hat er die Gegend ver­
lassen.

Der kurdische Soldat H.K., der seinen 
Wehrdienst in Bingöl-Genc ableistet, 
wurde, weil er sich weigerte, einen fest­
genommenen 70jährigen Mann zu fol­
tern, von einem Unteroffizier ange­
schossen, so daß er ins Krankenhaus 
mußte. Aus: Kurdistan-RundbriefNr. 24/93

nung und gezielte Wiederansiedlungs- 
Politik für Zigtausende von Flüchtlingen 
gestaltet werden könnte, ist rätselhaft 
und dieses Rätsel zionistisches Kalkül 
Dies bewirkt Skepsis und Feindschaft 
gegenüberden Nahost-Verhandlungen.

Ein anderer Weg als der des Verhan­
delns ist aber offenkundig nicht be­
schreitbar, die militärische Situation aus 
palästinensischer Sicht aussichtslos. So 
wird viel davon abhängen, ob palästi­
nensische Linke und — international — 
Unterstützer ihrer Anliegen auf den Ver­
handlungsprozeß Einfluß zu nehmen 
vermögen und dabei andere Lösungswe­
ge auch aufzeigen können. Von jegli­
chem religiös motiviertem Handeln wird 
dafür nichts zu erwarten sein: immerhin 
aber scheint es möglich, über den Bezug 
auf die inhaltlichen Begründungen der 
diversen UNO-Resolutionen zu Palästi­
na größeren öffentlichen Druck zu ert- 
falten für die Erkenntnis und entsrrc- 
chende Konsequenzen daraus, daß 
gerechte Lösung des Problems durch äs' 
momentane israelische „Friedens?^ 
tik“ nicht hergestellt werden fcssa- 
— (uga)
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USA: Nach den Wahlen 
das Ende der

Bürgermeister- und Gouverneurswahlen
Wahlsieger 
Jean Chre- 
tien von der 
Liberalen
Partei mit 
Frau AllenEin Jahr nach dem Wahlsieg Bill 

Clintons und der Demokratischen 
Partei in den Präsidcntschaftswahlen er­

zielte die Republikanische Partei drei 
herausragende Siege auf mehr oder we­
niger lokaler Ebene. In New York City 
verlor der erste afro-amerikanische Bür­
germeister, David N. Dinkins, seine 
Wiederwahl gegen den weißen Kandida­
ten der Republikanischen Partei, Ru­
dolph W. Giuliani. In New Jersey verlor 
der amtierende Gouverneur, Jim Florio, 
gegen die Kandidatin der Republikani­
schen Partei, Christine Todd Whitman. 
In Virginia verlor die zunächst mit 19 % 
führende Kandidatin der Demokraten 
gegen den Republikaner George F. Al­
len. Die Analyse dieser Wahlergebnisse 
auf nationaler Ebene durch die betroffe­
nen Politiker ist bislang sehr seicht aus­
gefallen.

Kein landesweiter
Trend?

Erste Reaktion Clintons: es 
sich um lokale Wah­

len mit wenig Einfluß auf die 
nationale Politik, und besten­
falls zeigten die Ergebnisse, 
daß die Wähler weiterhin fiir 
Veränderung stimmten (ein 
Hauptslogan in Clintons 
Wahlkampf). Der Führer der 
Republikanischen Partei im 
US-Senat wertete die Wahler­
gebnisse natürlich als Beleg 
für eine Ablehnung der Poli­
tik Clintons auf nationaler 
Ebene.

Keine der national verbrei­
teten Tageszeitungen (USA- 
Today, New York Times, Wa­
shington Post, Wall Street 
Journal) sieht in den Wahl­
ergebnissen einen landeswei­
ten Trend, etwa einen Ruck 
nach rechts. Als Argument 
dagegen wird angeführt, daß 
keines der Wahlergebnisse 
ausschließlich aufgrund von 
Hautfarbe, Geschlecht oder
Parteizugehörigkeit des Kandidaten zu­
stande gekommen sei. Hauptsächlich 
hätten die Wähler gegen etablierte Poli­
tikergestimmt, die ihnen nichts gebracht 
hätten, und für Kandidaten, die ihnen 
Änderung versprachen. Dafür werden 
dann Beispiele angeführt: Daß in New 
York City Demokratische Kandidaten 
für die übrigen Wahlämter wiederge­
wählt wurden und nicht die von Giuliani 
empfohlenen: daß in Minneapolis mit 
einer überwiegend weißen Bevölkerung 
eine AfroAmerikanerin zum Bürgermei­
ster gewählt worden sei; daß der afro­
amerikanische Bürgermeister von 
Seattle mit großer Mehrheit wiederge- 
«ählt worden sei etc.

Schaut man nur auf die Endergebnis­
sen, läßt sich tatsächlich eine solche 
Interpretation bewerkstelligen, und es 
*ird als positiv hinzugefügt, daß Kom­
petenz und Entschlossenheit des Kandi­
daten. seine Aufgaben anzupacken, fiir 
die Wähler ausschlaggebend gewesen 
^ten. Für schwarze Kandidaten bedeute 
das, daß sie heutzutage nicht mehr auf 
die Stimmen von liberalen Weißen zäh­
len könnten, die u. a. auch aus Schuldge­
fühlen heraus für die erste Welle 
^hwarzer Kandidaten in politische Äm­
ter gestimmt hätten. Heute müsse ein 
Kandidat beweisen, daß er seiner Aufga- 
k gewachsen ist, Hautfarbe oder Ge­
recht würde dann keine entscheiden­

de Rolle spielen. Allerdings, wird vor­
sichtig zugegeben, bei gleich guten Kan­
didaten hätten männliche Weiße einen 
Vorteil. Signalisiert das eine besser inte­
grierte Gemeinschaft der Bevölkerung 
in den USA, mit weniger Rassismus und 
Diskriminierung?

Isolierung der 
schwarzen Bevölkerung

Wahlkampf und Wahlergebnis in New 
York City sprechen dagegen. Village 
Voice, eine alternative Zeitung in New 
York City, berichtet von steigender Po­
lizeibrutalität gegen Schwarze im Wahl­
kampf und Kommentaren von Polizisten 

Bild: her
Philadelphia, 30.5.85: Protest gegen Polizeibrutalität gegenüber Schwar­
zen, eines der ständigen Themen der Regenbogenkoalition.

wie, „wartet nur, bis Giuliani dran ist, 
dann werden wir’s euch zeigen“, von 
Faschisten, die sich um Giuliani scharen.

Das Wahlergebnis in Zahlen: Giuliani 
gewann mit 51 % der Stimmen gegen­
über 48 % für Dinkins. 1989, als sich 
dieselben Kandidaten gegenüberstan­
den, hatte Dinkins mit 2 % über Giuliani 
gewonnen. Die Auswüchse im Wahl­
kampf gegen den amtierenden Bürger­
meister mußten auf Spaltung der Din- 
kins-Allianz aus Schwarzen, anderen 
Minoritäten und progressiven Weißen 
zielen. Das ist dann auch gelungen. 97 % 
der Stimmen der schwarzen Bevölke­
rung gingen zu Dinkins; 3 % stimmten 
für Guiliani, 4 % weniger als 1989. Eine 
totale Polarisierung der Stimmen der 
Schwarzen. Aber Dinkins verlor einen 
Teil der lateinamerikanischen Stimmen: 
1989 wählten ihn 65 %, 1993 60 %, 
während Guiliani seinen Stimmenanteil 
von 34 auf 38 % erhöhen konnte. Sicher 
hat ein langer Boykott von Schwarzen 
gegen koreanische Läden einen Teil der 
asiatischen Stimmen von Dinkins abge­
spalten.

Die Analysen sagen, Giuliani habe 
hauptsächlich mit den Stimmen der Wei­
ßen aus den Randbezirken der Stadt ge­
wonnen. Die Hälfte der 23630 Stim­
men, die Giuliani zum Bürgermeister 
machten, stammen aus Staten Island. 
Ein Referendum über die Abspaltung 

dieses überwiegend weißen Stadtteils 
von New York City hatte die Wähler auf 
die Beine und zu den Wahlurnen ge­
bracht — 77 % Wahlbeteiligung gegen­
über 44 % in Dinkins Wahlbezirk. Ob­
wohl Dinkins nur knapp verlor, muß 
man sehen, daß der Sieg des Republika­
ners die Isolierung der schwarzen Bevöl­
kerung zur Grundlage hatte. Eine ge­
fährliche Tendenz! Um so gefährlicher, 
da der hohe Wahlsieg des Kandidaten 
der Republikanischen Partei in den Gou- 
vemeurswahlen in Virginia durch die of­
fene Unterstützung der religiösen Rech­
ten zustande kam. Die New York Post, 
die Giuliani unterstützt hatte, wertet die 
Hilfe des Fernseh-Evangelisten Pat Ro­
bertson als instrumental für den Sieg des 
Republikanischen Kandidaten. Als Ro­
bertson 1988 für die Präsidentschaft 
kandidierte, hatte ihn die Republikani­

sche Partei noch eher als eine 
Peinlichkeit empfunden. 
Diesmal und erstmals habe 
sich gezeigt, daß die religiöse 
Rechte ein Gewinn und keine 
Belastung für die Republika­
nische Partei gewesen sei, 
meint die New Yorker 
Zeitung Post,.

Sind New York City und 
Virginia totale Einzel fälle? 
Nicht ganz. Es scheint viel­
mehr, daß die Kandidaten er­
folgreich waren, die insbe­
sondere härtere Maßnahmen 
zur Eindämmung von Krimi­
nalität zum Hauptthema ihres 
Wahlkampfs machten (ge­
richtet hauptsächlich gegen 
Schwarze), die Haushaltsein­
sparungen durch Streichung 
von Hilfsprogrammen ver­
sprachen (propagiert wieder­
um, als würde dadurch haupt­
sächlich Schwarzen ein schö­
nes Nichtstuerleben entzo­
gen), und die sich für Privati­
sierung und gegen Forderun­
gen der Gewerkschaften im 
öffentlichen Dienst ausspra­
chen (also Rationalisierung 
und Lohndrückerei). Diese 
Kandidaten haben Gewinne 
erzielt unabhängig davon, ob 
sie Schwarze, Angehörige 

einer anderen Minderheit oder Frauen 
waren.

Neue Regenbogenkoalition 
von Rechten ?

Das rechte Monatsmagazin The New Re- 
public kündigt denn auch den Aufstieg 
einer neuen Regenbogenkoalition an, 
Rainbow Coalition II. Eine Koalition 
von rechten Weißen mit Rechten jegli­
cher Hautfarbe oder Herkunft. Die Kan­
didaten der Jesse Jackson Regenbogen­
koalition seien nicht mehr „in“. Man sei 
zwar erst am Anfang der neuen Regen­
bogenkoalition II, aber die Aussichten 
seien positiv. Verhaltene Selbstgratula­
tion folgt: daß man dabei sei, das Kapitel 
„Bürgerrechte“ zu begraben. Nachdem 
es Reagan und Bush gelungen war, das 
Kapitel Vietnamkrieg zu begraben, ist 
die logische Folge der Rechten nun­
mehr, die progressiven Überbleibsel der 
Bürgerrechtsbewegung auszumerzen. In 
New York City haben sich derweil 
schwarze Führer in den Stadtteilen mit 
Jesse Jackson zusammengesetzt, um er­
neut die Möglichkeit der Gründung 
einer politischen Partei aus der Regen­
bogenkoalition zu beraten. — (her, ger)

Neue politische 
Landkarte in Kanada
Große Verschiebungen durch Unterhauswahlen

Die kanadischen Unterhauswahlen 
vom 25. Oktober haben Verände­
rungen in einem Ausmaß gebracht, das 

wahrscheinlich innerhalb des westlichen 
Parlamentarismus Seltenheitswert hat. 
Daß eine Regierungspartei durch die 
Oppositionspartei abgelöst wird, und 
daß dabei große Verschiebungen statt­
finden, ist man bei Ländern, die durch 
das britische System des reinen Mehr­
heitswahlrechts geprägt sind, gewohnt. 
In Kanada ist mehr geschehen: Es sind 
neue Parteien nach oben gekommen und 
alte zur Bedeutungslosigkeit verurteilt 
worden.

Vor der Wahl war das Parlament so 
zusammengesetzt: Progressive Conser- 
vatives 155 Sitze, Liberais 79, New 
Democrats 43, Bloc Qudböcois 8, Un­
abhängige 2, Reform Party 1 Sitz.

Die neue Zusammensetzung sieht so 
aus: Liberais 177, Bloc Quebecois 54, 
Reform Party 52, New Democrats 9, 
Progressive Conservatives 2, Unabhän­
gige 1. Es haben also die Konservativen 
153 Sitze verloren, die Liberalen 98 ge­
wonnen., Die Sozialdemokraten (New 
Democrats) sind von 43 auf 9 Sitze redu­
ziert, und als neue Oppositionsparteien 
haben sich fast gleichstark zwei sehr ge­
gensätzliche Parteien etabliert, die eine 
im Westen: Reform Party, und die ande­
re in Quebec: Bloc Qu£b£cois.

Es stellen sich etwa folgende Fragen: 
Warum haben die Konservativen so 
stark verloren, was ist das Konzept der 
Liberalen, welche sozialen Interessen 
vertreten die neuen Regionalparteien, 
und warum mußten die Sozialdemokra­
ten so starke Verluste hinnehmen?

Die Konservativen hatten einen star­
ken Vertrauensverlust zu verzeichnen, 
der im Frühsommer auch zum Auswech­
seln der Amtsführung geführt hatte — 
von Brian Mulroney zu Kim Campbell, 
der ersten Frau an der Spitze der kanadi­
schen Regierung. Nach anfänglichem 
Vertrauensvorschuß scheint sie zu we­
nig ein Konzept entwickelt zu haben, um 
die als gravierend anerkannten Proble­
me der kanadischen Gesellschaft einer 
Lösung zuzuführen. Die Frankfurter 
Allgemeine urteilte so: „Die 46 Jahre 
alte Rechtsanwältin aus Vancouver, die 
dem hochverschuldeten Sozialstaat Ka­
nada die bittere Medizin fiskalpoliti­
scher Verantwortung und Sparsamkeit 
verschrieb, hat offenkundig dadurch 
viele der von hoher Arbeitslosigkeit ge­
beutelten Wähler — mehr als elf Prozent 
der knapp dreißig Millionen Kanadier — 
verschreckt .., Neun Jahre konservati­
ver Regierung, die in einer traditionell 
konsensorientierten Gesellschaft man­
chen sozialen Gegensatz stärker ausge­
prägt haben, kommen als Hypothek hin- 
zu.“(23.10.93)

Die Wahlkampflinie des Liberalen 
Jean Chr&ien war „Jobs, Jobs, Jobs“. 
Ein Arbeitsbeschaffungsprogramm soll 
die Infrastruktur verbessern und da­
durch die Profiterwartungen wieder ver­
bessern. Gleich nach der Wahl hat Chrö- 
tien als erste Amtshandlung einen 
Kampfhubschrauber-Auftrag fiir ein bri­

tisch-italienisches Firmenkonsortium im • 
Wert von 4,8 Milliarden Dollar storniert 
und für fast die gesamte Summe ein Be­
schäftigungsprogramm für 120000 Per­
sonen angekündigt, mit dem Straßen und 
Brücken instandgesetzt werden sollen. 
Er scheint also in dieser Hinsicht über 
seine von der Presse als vollmundig be­
zeichneten Wahlkampfversprechen 
noch hinausgehen zu wollen.

Die Staatsverschuldung und die Ar­
beitslosigkeit sind am Ende der konser­
vativen Regierungsperiode sicherlich 
kein Ruhmesblatt — die Bundesver­
schuldung beträgt 54 % vom Bruttoin­
landsprodukt, und seit 1990 sind mehr 
als 400000 Arbeitslose hinzugekom­
men. Jedoch gibt es bereits wieder An­
zeichen für eine Belebung der Wirt­
schaftstätigkeit, und zu einem Teil spie­
gelt Chretriens Wahlsieg einfach den 
Beginn des neuen Konjunkturzyklus.

Den Sozialdemokraten — in Kanada 
traditionell die dritte Kraft und bisher 
nur mit kommunaler und Provinzverant­
wortung betraut — haben bei dieser 
Wahl noch weit weniger Menschen Re­
gierungsfähigkeit zugetraut als früher. 
Das deutet schon an, was auch bei der 
Analyse der Reform-Party und des Bloc 
Quöböcois klar wird: Insgesamt sind die 
Wahlergebnisse als Ausdruck einer 
Rechtsentwicklung zu werten.

Der organisatorisch junge Bloc Que- 
becois wird geführt von seinem Gründer 
Lucien Bouchard, der bis 1990 in der 
Konservativen Partei und als Botschaf­
ter wirkte, ehe er sich mit Mulroney 
über die Quebec-Frage zerstritt. Hier ist 
konservativer Regionalismus in Aktion, 
und es ist ihm gelungen, innerhalb von 
drei Jahren eine Partei zu formen, die 54 
von 75 Sitzen in Quebec holte und nun 
die offizielle Opposition stellt. Locke­
rung der wirtschaftlichen Bindungen zu 
Kanada bedeutet für diese Partei Annä­
herung an die USA.

Die Reform Party wird von dem evan­
gelischen Laienprediger Mannings aus 
Alberta geführt, Sohn eines früheren 
Ministerpräsidenten von Alberta. Sein 
Programm ist stramm rechts: Halbie­
rung der Einwanderungsrate, weniger 
Steuern, Kürzung der Sozialausgaben.

Chrütiens Kabinettsbildung trägt die 
Akzente Sparsamkeit und Wirtschafts­
freundlichkeit. Es ist das kleinste Kabi­
nett seit den 60er Jahren, und die Zahl 
der Ausschüsse wurde reduziert. Die 
Minister für Industrie, Finanz und Han­
del gehören dem rechten Parteiflügel an; 
die Parteilinke erhielt das Arbeits- und 
das Umweltministerium. Chrötiens lan­
ge persönliche Regierungserfahrung — 
er leitete unter Trudeau im Wechsel fast 
alle wichtigen Ressorts — spricht fiir 
Stabilität der Regierung, aber die hete­
rogene Zusammensetzung des Parla­
ments läßt manche Überraschung erwar­
ten. Dazu gehört auch die offene Frage, 
wie er es mit den Rechten der Ureinwoh­
ner hält — in der Regierung Trudeau 
zeichnete er seinerzeit verantwortlich 
fiir den Plan, die alten Vertragsrechte 
der Indianer abzuschaffen. — (mif)
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Die DASA AG als Jobkiller
Die Belegschaft kämpft
Ein Bericht aus München

München. Am 20.10.93 trat der Vorstandsvorsit­
zende der DASA, Herr Schrempp, vor die Presse 
und verkündete den Abbau von 16000 Arbeits­
plätzen. Es sollen 9 DASA-Werke geschlossen 
werden, darunter auch das Deutsche Airbus 
Werk in München Neuaubing.

i tfi J

Schwarze Holzkreuze säumten den Weg 
vom Eingangstor bis zur Halle, in der 
die Betriebsversammlung stattfand. Auf 
jedem Kreuz stand „Ich war ein Arbeits­
platz“. Die Halle war geschmückt mit 
unzähligen Transparenten. Rote Karten 
waren hergestellt worden und ein über­
dimensionaler Sarg wurde in der Halle 
aufgestellt. Als der Vorstand, die 
Werksleitung und Herr v. Waldenfels 
die Halle betraten, begann ein ohrenbe­
täubender Lärm. Trillerpfeifen, Preß­
lufthupen und Buh-Rufe hallten durch 
die Halle. Herr v. Waldenfels sicherte 
zu, daß es, wenn es am Geld liegt, Hilfe 
von der Staatsregierung geben wird. Sei­
ne Rede wurde durch starke Unmuts­
äußerangen der Belegschaft (Pfiffen) be­
gleitet. Sowohl der Gesamtbetriebsrats­
vorsitzende Hilbrink als auch Herr Wi- 
zorek und Herr Dr. Braun sprachen sich 
für den Erhalt des Standortes aus. Die 
Betriebsräte aus Lemwerder und von 
DASA Landsberg stellten die Situation 
ihrer Standorte dar (beide Werke sollen 
ebenfalls geschlossen werden).

Am 29.10.93 fand in Ottobrann 
(DASA-Zentrale) die Aufsichtsrats-Sit­
zung der DASA statt. Die Belegschaft 
machte sich geschlossen nach Ottobrann 
auf. Die Solidaritätsgruppe aus Lem­
werder und die Kolleginnen und Kolle­
gen der DASA-Landsberg hatten eben­
falls nach Ottobrann mobilisiert. So 
standen knappe 1000 Beschäftigte vor 
dem Eingang der DASA-Zentrale (der 
Zutritt wurde nicht erlaubt). Auf der 
Aufsichtsratssitzung wurde jedoch nicht 
über die Entscheidung des Vorstandes 
abgestimmt.

Am Mittwoch, den 10.11.93, fand 
eine Solidaritätsfahrt nach Bonn statt. 
Die Lemwerderaner Kolleginnen hatten 
zur Aktuellen Stunde des Bundestages 
zur Situation der Luft- und Raumfahrt 
nach Bonn.mobilisiert. Aus München 
kam eine 80-köpfige Delegation. Die 
Münchner Gruppe bekam noch die Mög- 

mering eine Stunde zum Erliegen. Dies lichkeit, eine kleine Gruppe zu einem 
reichte den Kolleginnen und Kollegen 
jedoch noch nicht und es wurde be- 
schlosssen, Richtung Donnersberger 
Brücke zu ziehen.

Etwa 700 Kolleginnen und Kollegen 
beteiligten sich an diesem Marsch. Er 
führte über 11 km bis zur Donnersberger 
Brücke. Die Donnersberger Brücke (die 
am meisten befahrene Brücke Deutsch­
lands) wurde von den Kolleginnen und 
Kollegen beidseitig besetzt. (Dies war 

• das erste Mal in 23 Jahren, wie ein An­
wohner den Demonstrantinnen mitteil­
te). Ziel dieser Besetzung war die Zusa­
ge vom bayerischen Ministerpräsiden­
ten, an der Betriebsversammlung teilzu­
nehmen.

Am Donnerstag, den 28.10.93, fand 
die Betriebsversammlung statt. Zuge­
sagt hatte der DASA-Vorstand, vertre­
ten u.a. durch Herrn Mehdorn und für 
die bayrische Staatsregierung Herr v. 
Waldenfels. Der Gesamtbetriebsrat, 
Herr Wizorek (Stadt München), Dr. 
Braun (Bürgermeister Germering) und 
Delegationen aus Lemwerder, DASA 
Landsberg, AGFA, Siemens Balanstra- 
ße, Dornier Luftfahrt und Dornier Me­
dizintechnik waren ebenfalls anwesend. 
Die Mitarbeiterinnen waren in den letz­
ten zwei Tagen sehr aktiv gewesen.

nur noch unterrichtet werden. Die Ein­
flußmöglichkeiten der Aufsichtsräte 
wurden in den letzten Jahren ebenfalls 
stark eingeschränkt. So ist der Auf­
sichtsrat immer mehr zu einem Informa­
tionsgremium statt zu einem Entschei- 
dungs- und Kontrollgremium verkom­
men. Hinzu kommt noch, daß der Kon­
zern nicht der Meinung ist, .daß sie die 
Standort-Betriebsräte von ihren Be­
schlüssen informieren müssen. So liegen 
dem Betriebsrat in Neuaubing nach wie 
vor keine detaillierten Informationen 
vor (Wirtschaftlichkeitsdaten, Berech­
nungen für die Zukunft etc.), aus denen 
ersichtlich ist, warum ausgerechnet 
Neuaubing geschlossen werden muß. 
Man könnte sagen, daß die Kommunika­
tion von Geschäftsführung und Betriebs-

Das Werk Neuaubing
Das Airbus Werk in Neuaubing wurde 
1991 von der Dornier Luftfahrt GmbH 
an Airbus verkauft. Dies erfolgte, um 
die Arbeitsplätze und den Standort zu 
erhalten. Bereits damals wurde über eine 
Werkschließung geredet, jedoch sorgte 
der Kauf des Werkes durch die Airbus 
für eine gute Auslastung.

Im Werk Neuaubing sind zur Zeit 
1161 Mitarbeiterinnen beschäftigt. Hin­
zu kommen noch Leiharbeitskräfte und rat auf dem Null-Punkt liegt. So werden
Arbeitskräfte aus anderen Airbus-Wer­
ken. Der Ausbildungsstand der Beschäf­
tigten ist sehr gut, so haben ca. 85 % der . 
gewerblichen Arbeitnehmerinnen einen 
Facharbeiterbrief. In Neuaubing werden 
Einzelteile für alle Airbus-Versionen, 
Fokker und Do 328 hergestellt. Drei 
wesentliche Fertigungssäulen haben die 
Auslastung bisher gesichert, die Blech­
fertigung, Zerspanung und Kunststoff- 
Fertigung. Die Blechfertigung sollte- 
langsam auslaufen, dafür wurde bereits 
seit Anfang 1993 eine hochmoderne 
Profilfertigung aufgebaut. Dieses Pro­
filbearbeitungszentrum sollte alle Pro­
file, die beim Bau eines Airbus notwen­
dig sind, liefern. Die Zerspanung ist 
nach DA internen Untersuchungen auf 
einem hochmodernen Stand, nur das rei­
ne Zerspanungswerk Varel hat einen et­
was moderneren Maschinenpark (Varel 
88%, München 80%). In der Kunst­
stoff-Fertigung wurde seit Mitte des Jah­
res ein neues Produktionskonzept in Be­
trieb genommen, das als modernstes sei­
ner Art in Deutschland, wenn nicht so­
gar in ganz Europa gilt. Es war ebenfalls 
geplant, eine neue Galvanik zu bauen, 
die umweltschonender produziert hätte 
als die bisherige Galvanik. Die Planung 
war bereits abgeschlossen und das Ge­
nehmigungsverfahren läuft bereits. Die 
Deutsche Airbus hat seit der Übernahme 
des Werkes fast 100 Mio. DM in das' 
Werk Neuaubing investiert und zu ei­
nem Zeitpunkt, wo diese Investitionen 
zu einer verbesserten Wirtschaftlichkeit 
des Betriebes führen, soll dieses Werk 
geschlossen werden.

Die Konzernpolitik
Die Politik des Konzerns, der Daimler- 
Benz AG, zu dieser gehört die DASA, 
war die letzten Jahre gekennzeichnet 
durch das Aufkäufen von vielen ehema­
ligen Konkurrenten. So wurde u.a. Dor­
nier, AEG, MTU, Teleftmken und Fok­
ker von Daimler-Benz gekauft und in die 
DASA eingebracht. Durch diese Auf­
käufe ist für die Beschäftigten eine ganz 
bedrohliche Situation entstanden, es gibt 
z.B. für Flugzeugbauerinnen nur noch 
die DASA, in der sie beschäftigt werden 
können. Entläßt dieser Konzern, besteht 
für die Gekündigten keine Möglichkeit, 

■"eine adäquate Tätigkeit zu finden. Für 
die Betriebsräte kommt erschwerend 
hinzu, daß die Konzernleitung die Ent­
scheidungen ohne Mitwirkung der Be­
triebsräte trifft und diese später davon

die Vorschläge des Betriebsrates, um die 
Schließung des Werkes zu verhindern, 
nicht aufgegriffen. Diese Vorschläge 
beinhalten unter anderem: Rücknahme 
der 174-Stunden-Verträge, bzw. der 40- 
Stunden-Woche-Verträge; Vorgezoge­
ne Einführung der 35-Stunden-Woche, 
bzw. weitere Verkürzung der Arbeits­
zeit; Stufenweiser Übergang in den Ru­
hestand; Qualifizierangsoffensive 
Arbeitsnehmer in der Arbeitszeit.

Reaktion der Belegschaft
Die Mitarbeiterinnen in Neuaubing er­
fuhren am 20.10.1993 durch ein Flug­
blatt des Betriebsrates von der beabsich­
tigten Schließung ihres Werkes. Auf 
einer spontanen Demonstration zum Ho­
tel „Vier Jahreszeiten“ machten sie ih­
rem Unmut und ihrer Wut Luft. 600 Mit­
arbeiterinnen legten den Verkehr auf der 
Maximilianstraße lahm.

Am Montag, den 25.10.93, gab es ein 
spontanes Belegschaftstreffen. Die Be­
legschaft zog geschlossen zur Neuaubin- 
ger Kreuzung, um diese zu besetzen. 
Durch diese Besetzung kam der Durch­
gangsverkehr von München nach Ger-

für

Lebensrnittel statt Geld
Auswirkungen des neuen 
Asylbewerberleistungsgesetzes

Jetzt ist es auch in Köln Wirklichkeit: 
Seit dem 2.11. 93 bekommen Asylbewer­
ber ihre Lebensmittel 2xdie Woche in 
Brotkörben angeliefert. Für 4 bzw. 3 
Tage müssen dann hunderte Menschen 
aus 70 verschiedenen Ländern nach 
einem Speisenplan leben, den eine vom 
Wohnungsamt beauftragte Fremdfirma 
zusammengestellt hat.
Ein Mitglied des Antifa-Trejfs Mülheim 
sprach aus diesem Anlaß mit Herrn 
Antulov, dem Leiter des Heims für Asyl­
bewerber in der Mündelstraße. — (p.b.)

□ Herr Antulov, am Morgen des 2. November 
fuhr bei Ihnen ein Lkw vor und machte aus 
diesem Haus eine Lebensmittel-Verteilfiliale 
der Stadt Köln.

Stimmt. Es wurden 6 Rollcontainer mit 
je 11 Plastikkisten ausgeladen. Zum Teil 
nahmen die Leute ihre Kiste gleich mit, 
den Rest mußten wir in einem Zimmer 
lagern, das dafür extra bereitgestellt 
werden mußte. Da die Tiefkühltruhe 
noch nicht eingetroffen war, ist uns ein 
Teil des Fleischs leider verdorben.

Gespräch mit Herrn Dr. Faltlhauser 
(Stellvertr. CDU / CSU-Fraktionsvorsit­
zender) zu entsenden. Dieser versprach, 
sich auf politischer Ebene für das Neu- 
aubinger Werk einzusetzen.

Am 11.11.93 wurde eine Delegation 
des Betriebsrates aus Neuaubing vom 
bayerischen Ministerpräsidenten' emp­
fangen. Sie überreichten eine Resolu­
tion, in der sie ihre alternativen Vor­
schläge vorstellten.

Am Nachmittag zog die Belegschaft 
geschlossen zur Staatskanzlei um den 
Vorschlägen des Betriebsrates das nöti­
ge Gewicht zu verleihen.

Am 12.11.93 fand die sog. „Elefan- 
ten-Runde“ statt. Teilnehmer waren 
Herr Reuter (Daimler-Benz Vorsitzen­
der), Herr Schrempp (DASA-Vorsitzen- 
der) und die Ministerpräsidenten der be­
troffenen Bundesländer. Treffpunkt war 
die bayerische Staatskanzlei. Eine 
Mahnwache der Belegschaft war eben­
falls zur Staatskanzlei gezogen, um die 
Politiker an ihre Verantwortung für die - 800 bis 1000 DM beläuft. Die Forde- 
Arbeitsplätze zu erinnern und Herrn 
Reuter und Schrempp ihren Unmut zu 
zeigen. Leider brachte die „Elefanten-. 
Runde“ nicht den gewünschten Erfolg. 
So lehnte die Daimler-Benz-Führang 
alle Angebote der Politiker ab. — (rms)

Eintägiger Streik beim BFW 
in Schleswig-Holstein
Kiel. Annähernd 90 Mitarbeiter des Be­
rufsfortbildungswerkes (BFW) des 
DGB in Schleswig-Holstein legten am 
Montag, dem 18. Oktober, für einen Tag 
die Arbeit nieder und trafen sich in Kiel. 
Sie kamen aus den Einrichtungen in 
Kiel, Heikendorf, Eckernförde, Büdels­
dorf und Husum. In Neumünster fand 
eine Unterstützung des Streiks nach 
einer Betriebsversammlung keine Mehr­
heit. Aufgerafen hatte die Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
(HBV). Der Protest richtete sich gegen 
das Tarifangebot der Geschäftsleitung, 
das bei Neueinstellungen eine Verringe­
rung der Gehälter vorsieht, die sich auf

rang der HBV liegt bei 5,5 % mehr Ge­
halt. (Aus: Lokalberichte Kiel, Nr. 23 /93)

Stadt beschließt drastische 
Gebührenerhöhungen 
Karlsruhe. Allein bei den Fahrpreisen

Fotos: af/mi

□ Zu den Lebensmitteln selbst: In diesen 2 
Häusern leben 144 Asylbewerber aus über 20 
Ländern mit sehr unterschiedlichen Ernäh- 
rungsgewohnheiten. Wie wird dem Rech­
nung getragen?

Kaum. Wir bekommen zwar Kisten für 4 
verschiedene Zielgruppen: Moslem Ira 
(Iran/Irak), Moslem Bangladesch, Hin­
du und Christen Europa, wobei nur die 
letzte Gruppe Schweinefleisch be­
kommt. Ansonsten unterscheiden sich 
diese Kisten nur wenig voneinander: 
Zum Beispiel in der letzten Lieferung 
für den 5. bis 8.11. bekommen alle:

250 g Reis
1,2 kg Kartoffeln
550 g Nudeln
1 kg Weißbrot 
800g Hähnchen
390 g Lammfleisch
1 Viertel Weißkohl
1 Zwiebel 
500g Möhren 
3 Tomaten
6 Eier
3 Orangen, 1 Apfel
1 Glas Kirschmarmelade

mord in Kurdistan“, zu der das Kurdi­
stan Komitee Karlsruhe und verschiede­
ne Leute aus antifaschistischen Gruppen 
aufgerafen hatten, beteiligten sich mehr 
als 400 Leute, darunter knapp die Hälfte 
Deutsche. Die Demonstration führte 
durch die Karlsruher Innenstadt zur 
Bundesanwaltschaft und zum türkischen 
Generalkonsulat. Mit Parolen und in den 
Reden forderte die Demonstration, daß 
die BRD die Waffenlieferungen an das 
türkische Regime einstellen muß und 
bekundeten ihre Solidarität mit dem kur­
dischen Befreiungskampf. Vor der Bun­
desanwaltschaft wurde verlangt, daß die 
Völkermordanzeige gegen bundesdeut­
sche staatliche Stellen und Rüstungsbe­
triebe endlich von der Behörde verfolgt 
werden muß. Statt die kurdischen Ver­
eine in der BRD zu verfolgen und wei­
terhin die Verurteilung kurdischer Poli­
tiker in PKK-Prozessen zu betreiben, 
soll diese Behörde gegen die Verant­
wortlichen für die Waffenlieferungen an 
das türkische Regime ermitteln. Dk 
Bundesregierung wurde aufgefondert. 
anstatt mit Waffen und Krediten den

machen die Erhöhungen zwischen acht 
und zwanzig Prozent aus. Nachdem die 
Umlandgemeinden durch Stadtbahn und 
Straßenbahn angebunden worden sind, 
wird jetzt abgefischt: allein für die Re­
gio-Karte werden 20% mehr verlangt. 
Damit werden v. a. die getroffen, die mit 
der Straßenbahn zur Naherholung in die 
ländlichen Bereiche fahren. Genauso 
stark ist die Erhöhung für Einzelfahr­
scheine. Die Kosten für die Umweltkar­
te werden um 8,2 % erhöht. Der Preis 
des 24-Stunden-Tickets steigt um über 
16 %. Weitere Gebührenerhöhungen 
sind bei der Müllabfuhr (8 %), den Kin- 
dergartengebühren und für Beerdigun­
gen (18 %) beschlossen worden. — (map)

Demonstration gegen den 
Völkermord in Kurdistan
Karlsruhe. An der Demonstration „Ge­
gen die Beteiligung der BRD am Völker-

Völkermord am kurdischen Volk zu un­
terstützen, Druck auf das türkische Re­
gime auszuüben zur Einstellung des 
Völkermords und für Verhandlungen 
zwischen der Türkischen Republik und 
der PKK. Die Demonstration verfiel 
ohne Zwischenfälle und endete mit kur­
dischen Tänzen und Musik. — (rub)

„Polizisten 
dürfen kritisieren“
Würzburg. Das Verwaltungsgerichi 
Anfang November entschieden, daß B" 
lizisten „berechtigten Unmut über Vor­
gesetzte und schlechte Arbeitsbeding-' 
gen“ äußern dürfen.

Der klagende Polizeibeamte (fc* 
experte) aus Würzburg war 1992 be;': 
Großeinsatz zum Weltwirtschafergv 
in München eingesetzt. Er sei dort 
angenehm aufgefallen“ und habe 
umgestänkert“, berichtete die
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Gegen den Angriff 
auf die Schulzeit
Von Stefan Grunwald

1 Becher Natur- und 1 Becher Frucht­
joghurt
200g Frischkäse
I Tafel Schokolade
II H-Milch
11 Orangennektar
1 Flasche Wasser.

Die Kisten für die Bangladesh-Mos­
lems, die auch die Chinesen erhalten, 
unterscheiden sich von denen der Iran- 
Moslems dadurch, daß sie 250g Reis 
mehr, dafür aber 200 g Kartoffeln weni­
ger bekommen. Die Christen bekommen 
ebenfalls 200g Kartoffeln weniger, da­
für aber 250g mehr Brot, und die Hindus 
bekommen für die 200 g weniger Kartof­
feln 500 g rote Linsen.

So reduzieren sich aus der Sicht der 
Behörden die Unterschiede in den Eßge­
wohnheiten der Menschen dieser Erde 
auf den Anteil an Reis, Kartoffeln, Brot 
und roten Linsen.

□ Und wie ist es mit den Mengen?

Die überwiegende Zahl unserer Bewoh­
ner sind junge Männer zwischen 17 und 
29 Jahren. Die essen z.B. ihr Brot zum 
Frühstück und Abendbrot in einem Tag 
und haben dann die restlichen 3 Tage 
kein Brot mehr, dafür aber Kirschjo- 

&e sie ihr Leben noch nicht ge­
gessen haben. Es gibt eben diesen be­
hördlichen Einheitsmagen nicht, und 
schon gar nicht bei Menschen, die aus 
allen Teilen der Welt kommen.

□ Was bezwecken ihrer Meinung nach denn die 
Verantwortlichen mit diesen Maßnahmen,

i

tö/n. Eine Straße im Stadtteil Bicekdorf erinnert an die türkische Frau Bahide Arslan, die in Mölln von 
Neofaschistischen umgebracht wurde. Der Bezirksvorsteher Rombey (SPD) ehrte auch das lang­
jährige KPD-Stadtratsmitglied Johann Thomer durch einen Straßennamen. Thomer starb im Konzen­
trationslager Buchenwald.— (jöd) Foto:af/mz

|

ner Polizeiführung nach Würzburg. 
Daraufhin wurde er vom Polizeipräsi­
dium Unterfranken nach seiner Rück­
kehr aus der technischen Abteilung in 
den Streifendienst versetzt. Der Polizei­
beamte klagte dagegen. Im Prozeß stell­
te er seine Kritik noch einmal dar: er ha­
be in einem viel zu kurzen Bett schlafen 
müssen, es habe kein Frühstück gegeben 
und nur kaltes Wasser zum Duschen. 
Als Funkexperte sei er nur zu Hilisarbei- 
tertätigkeiten herangezogen worden. 
Das Gericht stellte fest, daß die Verset­
zung unrechtmäßig gewesen ist, und so­
lange das Kritisieren nicht zum Dauer­
zustand werde, müsse die Polizeifüh- 
rung solche Meinungsäußerungen hin­
nehmen.— (uth)

Müllermilch verliert 
gegen Raimund Kamm 
k;siarg. Das Oberlandesgericht Mün­
chen hat in zweiter Instanz die Klage von 
Müller-Milch, Aretsried, gegen den 

einfach Geld zu sparen oder noch mehr?

Das ist es ja nicht mal. Die Kosten liegen 
40 % über den vorherigen Kosten, bei 
denen die Asylbewerber Sozialhilfe be­
zogen haben. Das war ja mit 349,- bzw 
449,- DM im Monat wenig genug. Da­
mit konnten die Leute sich aber wenig­
stens Dinge kaufen, die sie auch essen 
wollten, konnten sich zum Einkäufen zu 
mehreren zusammentun und ihr Geld 
selbst einteilen.

Jetzt bekommen sie dieses Einheits­
essen und statt der Sozialhilfe nur noch 
80 DM Taschengeld im Monat. Damit 
kannst Du entweder rauchen oder Stra­
ßenbahn fahren oder telefonieren und 
mal rausgehen, und das eigentlich auch 
nur 2 Wochen. Nein, der Sinn dieser 
Maßnahme ist nicht, Geld zu sparen, 
sondern Abschreckung. Es soll Flücht­
linge abschrecken, nach Deutschland zu 
kommen.

Als Nebeneffekt, der aber durchaus 
beabsichtigt sein kapn, erreicht man 
noch eine Kriminalisierung der Asylbe­
werber. Zum Beispiel wird vermutlich 
die Zahl der Schwarzfahrer zunehmen: 
Wie soll sich denn jemand Arbeit su­
chen, wenn nach 4 Tagen bei täglich 2 
Fahrten 50 % des Geldes weg sind ?

'□Nochmal zur Verteilung der Kisten, ich sehe 
in Ihrem Büro einen Berg leerer Kisten und 
im Vorratsraum auf dem Flur noch viele volle 
und im Keller steht das Wasser. Während 
unseres Gesprächs sind sie 3x rausgeholt 
worden, um Nahrungsmittel oder Getränke 
auszugeben. Wie finden Sie Ihre neue Rolle?

Landtagsabgeordneten Raimund Kamm 
aus Augsburg nach längerer Beratung 
brüsk abgewiesen.

Müller hatte Kamm verklagt wegen 
dessen Äußerungen von 1991 auf einer 
Pressekonferenz in München. Laut 
einem Agenturbericht hatte Kamm be­
hauptet, der Grundstoff Styrol der von 
Müller verwendeten Plastikbecher sei 
„nachgewiesenermaßen krebserre­
gend“ und zu einem Boykott aufgeru­
fen, zumal Müller für Erfrischungsge­
tränke durch Beimischung von Süßmol­
ke die Rücknahme- und Pfandverord­
nung umgehen wollte. Der Senat sah in 
Kamms Äußerungen politische Wertur­
teile, die durch das Grundrecht der frei­
en Meinungsäußerung gedeckt sind. 
Meinungsäußerungen zum Müll — es 
komme nicht drauf an, ob sie „wertvoll 
oder wertlos, richtig oder falsch, be­
gründet oder grundlos, emotional oder 
rational“ seien — dürften nicht durch 
existenzbedrohende Schadenersatzfor­
derungen (Müller behauptete einen 

Wir sind für 2 Häuser mit insgesamt 144 
Männern 3 Betreuer und damit noch weit 
besser versorgt als andere Häuser. Wir 
versuchen schon, durch Ausgabezeiten 
morgens und nachmittags die Lauferei 
zu verringern. Aber wenn jemand 
kommt und nichts zu essen hat, kannst 
Du ihm ja nicht sagen, komm morgen 
wieder.

Die Leute haben ja auch keine Kühl­
schränke, so daß man ihnen das Fleisch 
sowieso täglich ausgeben muß. So geht 
eben von der wenigen Zeit, die man für 
die Betreuung und Beratung der Leute 
zur Verfügung hatte, jetzt noch ein er­
heblicher Teil für diese Lebensmittel­
verteilung drauf.

□ Handhaben das jetzt eigentlich alle Bundes­
länder und Städte so?

Nein. In Baden-Württemberg werden 
schon seit längerer Zeit alle Asylbewer­
ber, gleich, wie lange sie dort sind, mit 
Sachmitteln versorgt. Hamburg und 
Bremen haben sich erst mal geweigert, 
der Regelung zu folgen, und als einzelne 
Stadt nur Hannover.

Man wird sehen, was daraus wird. 
Wir hoffen alle, daß der Spuk in kurzer 
Zeit wieder beendet ist. Vielleicht sehen 
ja doch die Verantwortlichen ein, wel­
chen Irrsinn sie da angerichtet haben.

Vielleicht trägt ja so ein Bericht dazu bei. Ich 
danke Ihnen für das Gespräch.

(aus: Lokalberichte Köln Nr. 23/93)

„Umsatzrückgang von 3 Mio. DM“) 
gefährdet werden. Die Kosten des 
Rechtsstreits, angeblich 200000 DM, 
muß die Firma Müller tragen. — (mif)

Rot-Grün geplatzt — jetzt 
SPD und STATT-Partei
Hamburg. Nachdem die SPD bis zum 
Schluß nicht bereit war, in den Koali­
tionsverhandlungen auch nur an einem 
Punkt substantielle Abstriche von Vo- 
scheraus Standort-Essentials zu ma­
chen, sah sich die GAL am vergangenen 
Mittwoch gezwungen, die Verhandlun­
gen abzubrechen. Damit hat Voscherau 
sich gegenüber dem mit „rot-grün“ 
sympathisierenden Flügel seiner Partei 
durchgesetzt. Die Handelskammer be­
grüßte umgehend Voscheraus „Stand­
festigkeit“ und forderte zu Verhandlun­
gen mit CDU und STATT-Partei auf. 
Die CDU erklärte ihre Bereitschaft zu 
Gesprächen auch über eine eventuelle 
Duldung eines SPD Minderheitssenats, 
„jedenfalls in existentiellen Politikfra­
gen der Stadt“. Markus Wegner von der 
STATT-Partei, mit der die SPD inzwi­
schen verhandelt, sieht in den Eckpunk­
ten Voscheraus keine Probleme. Er er­
klärte in bezug auf die Stadtfinanzen die 
Bereitschaft seiner Partei, bei notwendi­
gen „sehr unbequemen“ Konsequenzen 
mitzumachen. Von der SPD forderte er 
im Gegenzug Entgegenkommen bei 
Punkten wie Bürgerbeteiligung und Ver- 
fassungs- und Verwaltungsreform „un­
ter Kostenminimierung“. Statt einer for­
mellen Beteiligung an einem Koalitions­
senat will die Wählergemeinschaft „un­
abhängige Experten“ für Senatsämter 
nominieren. Auf diesem Wege könnten 
Vertreter der Kapitalistenverbände in 
den Senat einziehen, wie Handelskam­
merpräses Asche bereits öffentlich „an­
geregt“ hat. Der bisherige Wirtschafts­
senator Krupp (SPD) wird ohnehin dem­
nächst Präsident der Landeszentralbank 
für Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern. — (ulj)

Die organisierte Vertretung von Schü- 
lerlnneninteressen, ein Kind der 68er, 
geht in das 25. Jahr ihrer wechselvollen 
Geschichte, und mit ihr auch ihre über­
örtliche Zusammenarbeit, aus der die 
Landesschülerinnenvertretung Nord­
rhein-Westfalen (LSV NW) entstanden 
ist. Die Zeiten, wo auf Veranstaltungen 
der LSV NW gegen Versuche seitens 
der Bundesregierung, die DKP zu krimi­
nalisieren, protestiert wurde, sind zwar 
vorbei, und auch die Aussage „der So­
zialismus ist nicht das, was die Herr­
schenden aus ihm machen, sondern was 
das Volk geschaffen hat, um frei zu le­
ben“ (Volker Franke, 1973) ist nicht 
unbedingt mehr konsensfahig, Kontinui­
tät hat sie aber bewiesen in der Verteidi­
gung des Rechtes auf Bildung und in der 
Forderung nach der integrierten Ge­
samtschule als einzige Schulform.

Daß die Verteidigung der Schülerin­
nenrechte heute mehr denn je notwendig 
ist und auch eine Verwurzelung in der 
Schülerinnenschaft besitzt, hat die 50. 
Landesdelegiertenkonferenz der LSV 
NW mit gut 130 Delegierten und Gästen 
deutlich gemacht. Von 
den Auswirkungen des 
„Handlungskonzeptes 
der Landesregierung“ 
als Reaktion auf das so­
genannte „Kienbaum- 
Gutachten“ gebeutelt, 
das Stundenkürzungen, 
größere Klassen und fak­
tisch geringere Wahl­
möglichkeiten in der dif- 
ferentierten Oberstufe 
mit sich brachte, stehen 
die Schülerinnen vor der 
bundesweiten Gefahr 
einer Schulzeitverkür-

, zung.
„Zur Sicherung des 

Standortes Deutschland“ 
hat nach Ansicht von Po­
litik und Kapital auch die 
Bildung „einen Beitrag“ 
zu leisten. Wie dieser 
Beitrag aussehen soll, 
kann sich jeder ausma­
len. Fällt ein Schuljahr 
weg, wird, auf der einen Seite ein 
erhöhter Leistungsdruck die Folge sein, 
der insbesondere die Schülerinnen aus 
ärmeren Bevölkerungsschichten trifft, 
die nicht die Kompensationsmöglichkeit 
der privaten Nachhilfe haben. Mit der 
von der SPD so oft beschworenen 
„Chancengleichheit“ ist dann endgültig 
Schluß. Auf der anderen Seite werden 
auch Unterrichtsinhalte gekürzt, die 
nach aller Erfahrung im geisteswissen­
schaftlichen und musischen Bereich lie­
gen werden, sowie bei freiwilligen Nei­
gungsangeboten. Schule wird somit 
immer mehr ihrer wahren Aufgabe in 
einer kapitalistischen Gesellschaftsord­
nung gerecht, junge Menschen mög­
lichst preiswert für die Ausbeutung in 
den Betrieben zurechtzustutzen.

Die Landesschülerinnenvertretung 
hat auf ihrer 50. Landesdelegiertenkon­
ferenz auf der Basis einer breiten Mehr­
heit in der Schülerinnenschaft jeden An­
griff auf die Schulzeit verurteilt. Um 

Fotos: Landesschülervertretung NRW

diesen Widerstand in die Öffentlichkeit 
zu bringen, findet in Nordrhein-Westfa­
len am 6. Dezember ein dezentraler 
Schülerinnenstreik statt. Dabei ist Streik 
nicht im Sinne eines Arbeitskampfes zu 
sehen, sondern als die stärkste Waffe des 
Protestes, die den Schülerinnen zur Ver­
fügung steht. Statt Unterricht werden 
die örtlichen Schülerlnnenvertreterln- 
nen eigene Veranstaltungen innerhalb 
und außerhalb des Schulgeländes orga­
nisieren. Dazu werden z.B. Podiumsdis­
kussionen zum Thema gehören, Arbeits­
gruppen zu den Ansprüchen an eine de­
mokratische und solidarische Schule 
und Informationsstände in den Stadtzen­
tren. Außerdem sind in einigen Orten 
Demonstrationen geplant.

Ziel des 6. Dezember ist es, die Un­
richtigkeit und Verlogenheit der herr­
schenden Regierungspolitik aufzuzei­
gen. In Zeiten von Massenarbeitslosig­
keit den früheren Einstieg ins Berufs­
leben zu fordern, ist absurd, ebenso wie 
die Behauptung, man wolle den „fünf 
neuen Ländern“ nicht die dreizehn Jahre 
aufdrücken, unglaubwürdig ist. Neben 

dem grünen Abbiegepfeil wäre die 
zwölfjährige Schulzeit der sonst verteu­
felten „sozialistischen Einheitsschule“ 
so ziemlich das einzige, was von der 
DDR überlebt hätte.

Die Delegierten der LSV NW bekun­
deten auch ihre Solidarität mit den Stu­
dierenden, denen mit Studiengebüren 
und Zwangsexmatrikulation vielleicht 
noch • erheblichere Eingriffe bevorste­
hen, weshalb der Aktionstag am 6. De­
zember auch in enger Zusammenarbeit 
mit den örtlichen allgemeinen Studieren­
denausschüssen gestaltet werden soll. 
Nicht zuletzt fuhrt der bei einer Schul­
zeitverkürzung zu erwartende gestie- 
gende Selektionsdruck zu einer Reduzie­
rung von Hochschulanfängerinnen, weil 
vielen Menschen die Chance, ihr Recht 
auf Bildung wahrzunehmen, geraubt 
wird.

(Stefan Grunwald ist Mitglied der Landes­
schülervertretung NRW)
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Kurz berichtet

Aktionen in Berlin 
zum 9. November
Ungefähr 50 Menschen besetzten am 
Dienstag die zentrale Gedenkstätte Neue 
Wache in Berlin. In einer Erklärung hieß 
es: „... In dieser »Zentralen Gedenk­
stätte* finden wir alle beispielhaft ge­
nannten Personengruppen unterschieds­
los als »Opfer* wieder. Neben der 
Hauptinschrift »Den Opfern von Krieg 
und Gewaltherrschaft* wird auf einer 
zusätzlichen Tafel ausgeführt, daß 
gleichzeitig »der Gefallenen der Welt­
kriege* und »der Millionen ermordeter 
Juden* gedacht wird. Im Deutschland 
von 1993 müssen die Unterschiede er­
klärt werden: Wieviele von denen, derer 
wir gedenken sollen, haben als Angehö­
rige der Deutschen Wehrmacht an der 
Liquidation von Ghettos, Dörfern und 
ganzen Städten, an den Massenmorden 
an der Zivilbevölkerung in allen überfal­
lenen und besetzten Ländern Europas 
teilgenommen, haben zumindest den 
SS-Sonderabteilungen ihre Opfer zuge­
trieben und sind anschließend »gefal­
len*“? Die meisten Organisationen von 
Überlebenden des NS-Terrors haben be­
reits erklärt, daß sie der Einweihung 
fembleiben werden. Polizei räumte die 
Neue Wache noch am Dienstag. Mehre­
re tausend Menschen nahmen an einem 
Demonstrationszug teil, der unter dem 
Leitspruch „Schtejt nit, Brüder, lescht 
dos Faier“ durch die ehemals von jüdi­
schen Mitbürgern bewohnten Stadtge­
biete1 ging. Zu der Aktion hatte die anti­
faschistische Initiative Moabit aufgeru­
fen. An der Gedenkstätte auf der Putlitz- 
brücke, wo die Verladung zehntausen­
der Juden zum Abtransport in die KZ’s 
erfolgte, endete die Demonstration. 
- (chk)

Jeder Bombenabwurf ist 
einer zuviel
Witt stock. An den regelmäßig seit etwa 
zwei Jahren von der Bürgerinitiative 
„Freie Heide“ organisierten Protest­
wanderungen gegen die weitere Nut­
zung des Bombenabwurfplatzes Witt­
stock beteiligten sich am 31. Oktober 
erneut 1000 Anwohner. Ihr Versuch, 
die Protestwanderung über den Bom­
benabwurfplatz — wie früher — zu füh­
ren, wurde von Polizeikräften verhin­
dert, worauf die Teilnehmer mit einer 
kurzen Sitzblockade reagierten.

Auf einer ebenfalls stattfmdenden 
Kundgebung sprach sich Ministerpräsi­
dent Stolpe gegen die weitere Nutzung 
des Übungsplatzes aus. Er sagte zu, 
nicht mehr mit der Bundeswehr über 
Arbeitsplätze und Kompromißlösungen 
zu verhandeln. Die Landesregierung 
war kritisiert worden, daß sie ihre Zusa­
gen, rechtliche Schritte einzuleiten, 
nicht eingehalten habe. Inzwischen ist 
Brandenburg im Bundesrat tätig gewor­
den. Ein Entschließungsantrag, der von 
den anderen SPD-regierten Bundeslän­
dern unterstützt wurde, ist zur weiteren 
Beratung an die zuständigen Ausschüsse 
überwiesen worden. — (har)

Insgesamt 17 Postämter sind zum 1. November in ganz Berlin geschlossen worden, nach Auffassung 
der Postgewerkschaft ist dies erst der Anfang. Aus diesem Anlaß rief sie zur Kundgebung vor dem in 
Schöneberg von der Schließung betroffenen Postamt am Innsbrucker Platz auf, an der auch der Be­
zirksbürgermeister teilnahm. Er habe über 1000 Protestschreiben von empörten Anwohnern erhalten; 
seine Versuche, mit der Postdirektion Gespräche aufzunehmen, seien gescheitert. Geschlossen 
wurde auch das Postamt 460 am Kamenzer Damm in Lankwitz, das eines der wenigen behindertenge* 
recht ausgebauten ist. Am letzten Öffnungstag besetzten deshalb Rollstuhlfahrer das Postamt (siehe 
Bild). Auch ihre Forderung nach Gesprächen mit der Postdirektion blieb ohne Gehör. — (har, Bild: 
Berliner Linke Nr. 44/93)

Keine rechtsradikale 
Kandidaturin Frankfurt/O.
Frankfurt/Oder. Unter den zu den 
Kommunalwahlen am 5. Dezember in 
Frankfurt/Oder antretenden Parteien 
befinden sich keine rechtsradikalen oder 
faschistischen Organisationen. Die 
DVU hatte zwar Wahlunterlagen bean­
tragt, sich aber nicht in die Liste einge­
tragen, so die Auskunft des Wahlleiters. 
Um die 46 Sitze des Stadtparlaments 
bewerben sich 195 Kandidaten aus PDS, 
CDU, SPD, FDP, BürgerBündnis 
(Nachfolgerin des Neuen Forums), 
Bündnis 90/Grüne, „Frauen für Frank­
furt“ und KPD. Frankfurt/Oder ist die 
größte Stadt in Brandenburg. — (har)

Konferenz der PDS gegen 
politische Strafverfolgung 
„Ich habe nichts gegen Klassenjustiz. 
Mir gefallt nur die Klasse nicht, die sie 
macht. Und das sie noch so tut, als sei 
das Zeug Gerechtigkeit — das ist hart 
und bekämpfenswert.“ Der Ausspruch 
Kurt Tücholskys war eine Art Leitmotiv 
der PDS-Konferenz „Siegerjustiz über 
die DDR? — Schluß mit der politischen 
Strafverfolgung in Ostdeutschland“, die 
am 13.11.93 in Berlin stattfand. Aufge­
rufen und vorbereitet wurde sie von 
Uwe-Jens Heuer, MdB, PDS/Linke Li­
ste im Bundestag, und Michael Schu­
mann, MdL, Parteivorstand der PDS. 
Lothar Bisky, Vorsitzender der PDS, 
der die Konferenz eröffnete, unterstützte 
im Namen einer Gruppe von Mitglie­
dern des Bundesvorstandes das Anliegen 
der Konferenz.

Heuer nannte es explizit: Die These 
vom Unrechtsstaat DDR sei kein wis­
senschaftlicher oder rechtlicher Begriff, 
sondern ein ausgemacht politischer 
Kampfbegriff, gegen den es vorzugehen 
gelte. Heuer stützte sich dabei auf eine 
Erklärung der 2. Tagung des 3. Parteita­
ges der PDS zur politischen Strafverfol­
gung in Ostdeutschland, in der eine 
Wende in der Rechtspolitik gefordert 
wurde. „Notwendig sei eine Politik, die 
im Interesse der Gestaltung der deut­
schen Einheit auf Versöhnung setzt und 
keine rechtliche oder andere Diskrimi­
nierung der Ostdeutschen zuläßt.“

Sowohl in der Diskussion als auch in 
den Beiträgen Betroffener kam auf der 
Konferenz zum Ausdruck, daß Recht ge­
beugt wird und einmal gegen Anwen­
dung der DDR-Gesetze geklagt wird, 
ein andermal wegen ihrer Nichtanwen­
dung. Rechtsanwalt und Rechtswissen­
schaftler Axel Azzola, Darmstadt, nann­
te es so: Von keinem Bürger könne man 
verlangen, Diener zweier Herren zu 
sein. Deshalb könnten vermeintliche 
und wirkliche Straftaten nur nach in der 
DDR geltendem Gesetz verhandelt wer­
den. Er wandte sich scharf gegen die — 
wie er es nannte — „ungeheuerliche 
Rechtsbeugung“ in vielen Prozessen 
gegen DDR-Bürger. Die Forderung 
Heuers, die politische Strafverfolgung 
zu beenden, fand ungeteilte Zustim­
mung wie auch der Aufruf zur verstärk­
ten Solidarität mit denen, die ungerecht­
fertigt von dieser Justiz bestraft werden 
sollen. — (abe)

Die sächsische Staatsregierung hat 
dem Landtag ein Privatisierungs­

konzept vorgelegt, in dem fast alles, was 
jetzt noch kommunaler Einflußnahme 
unterliegt, privatisiert werden soll. In 
der Debatte im Sächsischen Landtag 
legte Dr. Michael Friedrich den Stand­
punkt der Fraktion Linke Liste — PDS 
dar, den wir im folgenden leicht gekürzt 
dokumentieren. •

Es ist wirklich eine Farce, daß in diesem 
schönen Gebäude hier scharfe Rede­
duelle über einen einzig zum Zwecke der 
glorifizierenden Selbstdarstellung der 
Staatsregierung gestellten Antrag ausge­
tauscht werden, während sich selbige 
gelassen zurücklehnen kann. Hier wird 
das Parlament für eine Alibi-Funktion 
mißbraucht, damit die Staatsregierung 
auf dem Verordnungsweg ihre Privati­
sierungskonzeption auf die Kalte exeku­
tieren kann. Kein Landtag aus den alten 
Bundesländern würde so mit sich um­
springen lassen 1

Wirklich schlimm, ja man muß schon 
sagen hinterlistig aber ist die Tatsache, 
daß jetzt auf einmal so getan wird, als sei 
gerade eben erst das Privatisierungskon­
zept erarbeitet worden, das den Start­
schuß freigibt. Die Wahrheit aber ist 
doch, daß gerade auf der kommunalen 
Ebene die Privatisierung längst läuft, 
und zwar ebenso massiv und brutal wie 
die Zwangsprivatisierung von Wohnun­
gen. CDU-Fraktion und Staatsregierung 
haben auf die Macht des Faktischen ge­
setzt; haben etwa ein Sächsisches Eigen­
betriebsgesetz ganz bewußt verschleppt 
und stattdessen ruhig zugesehen, wie das 
noch von der letzten Volkskammer be­
schlossene, vorbildliche Kommunalver­
mögensgesetz, das schon durch den 
Einigungsvertrag arg gerupft wurde, in 
Sachsen außerordentlich träge zum Zu­
ge kam.

CDU-Fraktion und Staatsregierung 
haben auch gerade auf der kommunalen 
Ebene ganz bewußt ein Klima der Un­
wissenheit und Naivität in bezug auf die 
Folgen der Privatisierung von Verwal­
tungsaufgaben zugelassen, sie haben auf 
die natürlich vorhandene Angst und 
auch auf den vorauseilenden Gehorsam 
gesetzt, um nun die Mausefalle zu­
schnappen zu lassen. So soll im Freistaat 
Sachsen möglichst unbemerkt von der 
Öffentlichkeit einer der Stützpfeiler der 
kommunalen Selbstverwaltung wegge­
brochen und die noch vorhandenen Re­
ste des Solidarprinzips auf der kommu­
nalen Ebene durch das nackte Konkur­
renzprinzip abgelöst werden.

Ich werde diese politische Wertung im 
folgenden kurz begründen.

Argumente gegen
Privatisierungen

Sind durch die Privatisierung wirklich 
mehr Freiheit und weniger Bürokratie 
zu erwarten, wie die CDU vorgibt? Im 
Gegenteil, Privatisierung verschlechtert 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
betroffenen Beschäftigten und ver­
schlechtert, verteuert oder verringert 
gerade die öffentlichen Dienstleistun­
gen, auf die Arbeitnehmer und Bezieher 
kleinerer Einkommen angewiesen sind.

FAZIT: Privatisierung schränkt die 
konkrete Freiheit vieler zugunsten der 
großen Freiheit weniger auf rücksichts­
lose Ausbeutung ein.

Und wie steht es mit der Bürokratie, 
die ja angeblich nur in der öffentlichen 
Verwaltung wuchern soll? Privatisie­
rung trifft von der Natur der Sache her 
vor allem den Arbeiterbereich des öf­
fentlichen Dienstes, also Straßenwärter, 
Müllwerker, Arbeiter und Arbeiterin­
nen in den Wäschereien, Reinigungs­
diensten, auf Bussen und Bahnen — we­
niger Bürokratie? Im Gegenteil: Privati­
sierung schafft Bürokratie, weil der 
Steuerungs- und Kontröllaufwand nach 
Heraustrennung einer Aufgabe aus dem 
öffentlichen Dienstleistungsbereich 
meist noch zunimmt. Dafür gibt es in 
den alten Bundesländern genügend ne­
gative Beispiele. Sollte es in Sachsen an­
ders sein?

Wird die Privatisierung mit den Privi­
legien aufräumen, die der öffentliche 
Dienst angeblich innehat? Ich meine, 
die Privatisierung erfaßt gerade die Ar­
beitnehmergruppen, die ohnehin am un­
teren Ende der Beschäftigtenhierarchie 
rangieren — sind das etwa Privilegierte? 
Privilegiert sind statt dessen viele kleine 
und mittlere Unternehmer, die sich zu 
Lasten der Beschäftigten und meist auch 
der Allgemeinheit eine goldene Nase 
verdienen.

Also doch mehr echte Marktwirt­
schaftlichkeit durch die Privatisierung, 
wie die CDU vorgaukelt? Nur in den 
seltensten Fällen tritt an die Stelle der öf­
fentlichen Dienstleistung das sogenann­
te freie Spiel von Angebot und Nachfra­
ge, das gesamtwirtschaftlich angeblich 
so heilsame Wirkungen hat. Tatsächlich 
werden häufig entweder private Mono­
pole oder unterschiedliche Formen 
staatlich abgesicherter Gewinnerzielung 
geschaffen, da meist die letztendliche 
Verantwortung dem Staat weiter erhal­
ten bleibt. Mit dem schönen Nebeneffekt 
der absoluten Risiko-Minimierung für 
den Privaten. Denn — so makaber das 
klingt, aber es ist die Realität — Tote 
gibt es immer zu bestatten, Unfallopfer 
sind immer zu versorgen, Müll ist im­
mer zu beseitigen. Wie schön, wenn der 
Staat oder die Kommune dann wenigsten 
für das Risiko einsteht!

„ Rosinen­
picken“
Zum CDU-Antrag 
auf Privatisierung 
in Sachsen

Sollte die CDU und auch die F.D.P. 
nicht wenigstens ehrlichkeitshalber zu­
geben, daß hinter der ideologischen Pri­
vatisierungsoffensive vor allem auch 
konkrete Wirtschaftsinteressen stehen, 
aber auch eine zu vordergründige Inter­
essiertheit an Kosteneinsparungen sei­
tens vieler Politiker und Kommunalver­
waltungen?

Als gut geöltes Scharnier zwischen 
beiden wirkt in den alten Bundesländern 
der sogenannte Privatisierungsfilz und 
der dazugehörige Lobbyismus. Beides 
wird auch in Sachsen nicht lange auf sich 
warten lassen 1

Werden die Kosten durch die Aufga­
benprivatisierung nur vertretbar steigen, 
wie die CDU verspricht? Durch Privati­
sierung entstehen eine Vielzahl teils ver­
deckter, teils offen zu Tage liegender 
Übergangs- und Nebenkosten. Da wer­
den den Privatfirmen staatliche Gebäude 
und Einrichtungen weit unter Wert über­
lassen, da übernehmen die Kommunen 
unentgeltlich die verschiedensten Vor­
leistungen oder gewähren versteckte 
Subventionen.

Privatisierung ist auf den zweiten 
Blick meist viel teurer als auf den ersten. 
Dies gilt um so mehr, wenn die gesamt­
wirtschaftlichen Folgekosten von Priva­
tisierung einbezogen werden. Privatun­
ternehmer interessieren sich nur für be­
triebswirtschaftliche Kalkulation und 
versuchen, einen möglichst hohen Ko­
stenanteil auf die Allgemeinheit abzu­
wälzen. Vor allem die Sozialversiche­
rungsträger wären die Geschröpften.

Bringt die Privatisierung qualitativ 
bessere Leistungen, wie die Staatsregie­
rung glauben machen will? Auch hier 
besagen die Erfahrungen der alten Bun­
desländer, daß mit jeglicher Privatisie­
rung teilweise massive Einschränkun­
gen, Verschlechterungen und Verteue­
rungen des öffentlichen Dienstleistungs­
angebotes einhergehen. Ich will hier gar 
nicht erst das Duale System oder TELEr 
KOM bemühen. Dies gilt beispielsweise 
auch, wenn nach der Privatisierung die 
Sauberkeit in öffentlichen Krankenhäu­
sern nicht mehr garantiert werden kann, 
wenn im Kranken- und Rettungstrans­
port das Personal nicht mehr ausrei­
chend qualifiziert ist, wenn im Perso­
nennahverkehr Bedienungshäufigkeit, 
Zuverlässigkeit und Beförderungssi­
cherheit nachlassen oder wenn in priva­
tisierten Kindergärten der Nachmittags­
betrieb eingestellt wird oder die Grup­
penstärke pro Erzieher steigt.

Übrigens, daß die Gebäudereinigung 
sinnvoll privatisierbar ist, vermögen die 
meisten sicherlich noch nachzuvollzie­
hen. Was aber ist ein privatisierter Haus­
meister? Ist er überhaupt noch ein Haus­
meister nach Buchstaben und Geist die­
ses Begriffes, oder darf er fortan jedes 
freundliche Gespräch und jede kleine 
Hilfeleistung über ein Punktesystem für 
den Lohnzettel abrechnen?

Schließlich, hat die Privatisierung für 
den Arbeitsmarkt vertretbare Folgen, 
wie die CDU versichert? Unmittelbare 
Folgen der Privatisierung entstehen für 

die im öffentlichen Dienst Beschäftigt^ 
durch Umsetzungen, insbesondere über 
Gestellung an Privatfirmen und biswei­
len auch durch privatisierungsbedingte 
Kündigungen.

Besorgniserregender noch sind die 
mittelbaren Folgen, die Auswirkung­
unter dem Strich:

Die Erfahrungen aus Niedersachsen
— übrigens war damals Frau Breuel ver­
antwortlich, und sie scheiterte mit ihrem 
Konzept — zeigen folgendes: Von hun­
dert durch Privatisierung im öffentli­
chen Dienst vernichteten Arbeitsplätzen 
werden nur 50 bis 70 im privaten Be­
reich neu geschaffen bzw. erhalten. Un­
ter dem Strich werden durch Privatisie­
rung also 30 bis 50 Prozent der Arbeits­
plätze vernichtet. Das gilt in eher noch 
stärkerem Maße auch für Ausbildungs­
plätze. Das „soziale Niveau“ der ver­
bleibenden Arbeitsplätze sinkt: Lohn 
und Gehalt der ohnehin unteren Einkom­
mensgruppen liegen nach der Privatisie­
rung in fast allen Bereichen deutlich nie­
driger. Die Arbeitsbedingungen (tägli­
che Arbeitszeiten, Arbeitsintensität. 
Arbeitssicherheit) sind im privatisierten 
Bereich drastisch schlechter. Einfluß- 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten sind 
nach Privatisierung erheblich geringer. 
Gewerkschaftliche Organisierung und 
Betriebsratswahlen werden häufig un­
terbunden. Der Arbeitnehmer gilt hier 
vielfach wieder nur noch als das, was er 
für den Arbeitgeber eigentlich ist, näm­
lich als Ware Arbeitskraft.

Am gravierendsten aber für uns ist die 
Tatsache, daß durch die von der Staats­
regierung verfolgte Privatisierungspoli- 
tik die politischen Entscheidungs- und 
Gestaltungsspielräume auf der kommu­
nalen Ebene rigoros eingeschränkt wer­
den. So stellt der ÖTV-Landesbezirk 
Sachsen fest, daß „die Privatisierungs­
bestrebungen der Staatsregierung weil 
über die bisher bekannten Modelle aus 
den alten Bundesländern hinaus(gehen). 
Das betrifft sowohl die entsprechenden 
Bereiche als auch den Privatisierungs­
grad“. Wir können diese Einschätzung 
nur teilen, um so mehr, als sich die 
Staatsregierung offenbar mit der soge­
nannten Organisationsprivatisierung — 
also den Eigen- und Beteiligungsgescll- 
schaften -r nicht zufrieden geben will 
und die ganz radikale, also die materielle 
Auf gabenprivaüsierung favorisiert. ’ ’ 

Immer mehr an Eigentum und an poli­
tischen Gestaltungsspielräumen wird 
dann dem Zugriff des Staates bzw. der 
Kommunen entzogen werden.

Ich sehe den Tag kommen, da der 
Gemeinderat lediglich noch über Wap­
pen, Siegel und Ehrenbürgerrechte be­
schließen kann. Ist das dann noch kom­
munale Selbstverwaltung im Verständ­
nis des Artikel 28 Grundgesetz bzw. der 
entsprechenden europäischen Charta?

Auch meine Fraktion kann sich weni­
ger Staat, vor allem weniger Bürokratie 
und-weniger Privilegien vorstellen — 
warum aber fangt man damit nicht auf 
Bundes- und Landesebenc an und zer­
stört stattdessen die sich gerade erst 
herausbildenden kommunalen Selbst­
verwaltungsstrukturen? Natürlich sind 
auch wir für konsequente Aufgabenkri­
tik und eine schlanke Verwaltung, für 
Verwaltungsrationalisierung — aber 
wieso, zum Teufel, muß eine frontale 
Privatisierungswelle darauf die einzige 
Antwort sein?

Würde das Konzept der Staatsregie­
rung konsequent umgesetzt werden, gin­
ge auch ein gut Teil an noch vorhande­
nen Solidarstrukturen auf kommunaler 
Ebene zu Bruch. Diese Bringepflicht der 
Kommunen für einfach notwendige Lei­
stungen der Daseinsfürsorge läßt sich 
nicht privatisieren.

Täte man es dennoch, geriete das gan­
ze komplizierte Geflecht der Vernetzung 
der kommunalen Strukturen, des Aus­
gleiches zwischen defizitären Bereichen 
(etwa der Kultur und sozialer Leistun­
gen) und solchen, die Gewinn verspre­
chen (etwa Energie- und Wasserlin­
se haft, Stadtwerke) außer Kraft. Sun­
dessen würde es in vielen Bereichen zu 
einer Strategie des Rosinenpickens pri­
vater Firmen kommen. Diese tretenden 
in Konkurrenz zum staatlichen Diens- 
leistungsangebot, wo Gewinne zu erzie­
len sind und halten sich in Bereichen, die 
nicht einmal eine Kostendeckung er­
möglichen, vornehm zurück. Dies 
die dem Staat verbleibenden Aufgaben 
zum Schaden aller verteuern.

Das wäre nun wirklich die vollendete 
Deregulierung im sozialen Bereich, der 
Abschied des Staates und derkonHDflß*’ 
len Selbstverwaltung von der sozük’ 
Fürsorgepflicht, die Reduktion des Sui* 
tes zum reinen Ordnungsinstnsx- 
Das wären nun wirklich ..amerikr.^- 
Verhältnisse“ ’ ...
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| in Konzept der politisch Regieren- I Öen. blitzartig und radikal alle positi- 
vtn Erinnerungen an die DDR auszulö- 
shen. stellen die Zerstörung von kultu­
rellen Sötten als Punkte von Identität 
softie die Zermürbung des Sebstbewußt- 
seins der Ex-DDR-Bürger zwei ent­
kleidende Säulen dar. Die Fakten sind 
bekannt. eine Aufzählung erübrigt sich. 
Doch es beginnt sich ein gegenläufiger 
Prozeß abzuzeichnen. Mit der Forcie- 
ni2g zur Verteufelung der DDR wächst 
rxh die Rückbesinnung auf sinnvoll ge­
lebtes Leben.

Es gibt Anzeichen für die sich ver­
stärkt durchsetzende Erkenntnis, Ent­
scheidungen für die Gesellschaft und das 
Und. die auch unmittelbaren Einfluß 
auf das Leben jedes Einzelnen haben, 
nicht nur den Politikern zu überlassen. 
Das äußert sich im wachsenden Wider­
stand. in konkreten Aktionen für die Si­
cherung eigener Existenz- und Lebens- 
interesssen, in denen sich als unmittelba­
rer Gegner immer faßbarer westdeut­
sche Kapitalinteressen und personifi­
ziert deren Vertreter herausschälen.

Aktionen der Bischofferoder Kali­
kumpel, der Lausitzer Braunkohlekum­
pel gegen das Potsdamer Stadtparla­
ment, der Mecklenburger Bauern gegen 
die EG-Entscheidungen zu Flächenstil­
legungen sind jüngste Beispiele. Selbst 
wenn sie nicht zu vollen Erfolgen führ­
ten oder sogar mit Niederlagen endeten, 
waren sie doch wichtige Signale, wie 
zukünftig ostdeutsche Interessen zu ver­
teidigen sind. Ohne diesen Widerstand 
hätte das westdeutsche Kapital wohl 
längst weitere Fakten in seinem Feldzug 
gegen die Wirtschaft der Ex-DDR ge­
schaffen.

Auch in vielerlei Begegnungen zeigt 
sich wachsendes Bewußtsein der DDR- 
Deutschen im Umgang mit den (Alt-) 
BRD-Deutschen. So wenn ein Profes­
sor, der nach wie vor im aktiven Dienst 
steht, die Frage aufwirft, ob wir uns für 
die Vereinigung nicht einen anderen 
Staat hätten wählen sollen, als jenen, der 
Industrie und Landwirtschaft im Osten

(

■

Nordkurier, 9.9.93: „Prozesse 
erinnern an Hexenjagd“
„So einfach ist es in diesem „Rechts­
staat“ BRD: Eine Kammer des Land­
gerichtes Neubrandenburg setzt einen 
in der DDR rechtskräftig verurteilten 
Nazi-Mörder auf freien Fuß. Es ist 
schon sehr pikant, daß dieser Verbre­
cher unter Berufung auf das „SED-Un­
rechtsbereinigungsgesetz“ frei kam. 
Der Staatsanwalt fand keine Fehler an 
dem damals von dem DDR-Gericht ge­
fällten Urteil. Das Gericht fand ..., 
die bisher seit 1979 verbüßte Strafe sei 
genug. Das ist ein Skandal ... Es gibt 
in der Justiz der BRD durchaus die 
Neigung, politische Rechnungen zu 
begleichen und die DDR-Zeit insge­
samt als verbrecherisch zu stigmatisie­
ren. Man ist erinnert an Hexenjagd 
...“ (Gerd Böttger, Schwerin)

Berliner Zeitung, 24.10.93: 
„Kein Umdenken64
Nach drei Wochen Denkpause nennt 
der Regierende Bürgermeister Eber­
hard Diepgen die innere Zerissenheit 
der Deutschen einen der Gründe für 
das Scheitern der Berliner Olympiabe­
werbung ... Ich weiß, daß man im 
IOC sehr befremdet ist, mit welchem 
Denunzianteneifer und Konkurrenz­
neid einige deutsche Sportfunktionäre, 
Medien und Politiker gegen Sportler 
der DDR nach dem Tag der Einheit 
vorgingen.

Zweitens fühlte sich das IOC der 
DDR moralisch nahe, denn in diesem 
Staat hatte der Sport und die olympi­
sche Idee eine große Rolle gespielt ...

Drittens bot Berlin dem IOC nicht 
das Bild einer Revision des Ungeistes 
von 1936 ... Diese Gründe blieben 
vielen deutschen Politikern bisher un­
erkannt ...
(Prof. Dr. Heinz Odermann, Berlin-Marzahn)

Nordkurier, 30.9.93: „Vermitt­
lung eines Geschichtsbildes“
In der kürzlich abgehaltenen Bundes­
tagsdebatte forderte ein Redner, in den 
Schulen doch nun endlich mit der Ver­
mittlung eines Geschichtsbildes zu be­
ginnen. Sogleich demonstriert eine 
mecklenburgische Bildungseinrich­
tung, was darunter zu verstehen ist.

Das Gymnasium in Mirow erhielt 
den Namen einer Prinzessin. Als Ver­
dienste der Dame Sophie Charlotte 
werden dem Leser mitgeteilt: Prinzes-

zerstört und vor allem kein Geld für Bil­
dung und Kultur hat. Oder wenn junge 
Frauen, die sich zu einem Lehrgang in 
Frankfurt / Main aufhalten, ungeniert 
äußern, sie hätten den Untergang des 
Sozialismus erlebt und wollten nun auch 
den Untergang des Kapitalismus erle­
ben, was Wessis nicht wenig irritierte.

Interessant auch das Gästebuch im 
Rathaus Berlin-Mitte, das zur Beglei­
tung des Architektur-Entwurfes der 
„Neugestaltung“ des Alexanderplatzes 
ausliegt, der einen totalen Abriß des zu 
DDR-Zeiten gestalteten Platzes bedeu­
ten würde. Ärger und Frust vieler Be­
wohner des Areals, die im Ergebnis die­
ser „Neugestaltung“ vertrieben wür­
den, spiegelt sich dort wider. Eine In­
schrift endet so: „Unseren Haß können 
sie haben, aber unser Lachen lassen wir 
uns nicht nehmen.“ Dieses öffentlich 
ausliegende Buch war den Autoren des

Berlin

Die PDS auf dem Weg in den Wahlkampf
Die Berliner PDS führte am 30. und 31.10.1993 die erste Tagung des 4. Landesparteitages durch.

Mißstände
unter Kritik
Leserbriefe im Osten 
zeigen wachsendes 
Selbstbewußtsein

Projektes ein Dom im Auge. Nach einer 
Einwohnerversammlung, auf der Bause­
nator Volker Hassemer deutliches Feuer 
erhielt, war das Buch plötzlich ver­
schwunden. Jetzt kann der Besucher sei­
ne Meinung nur noch in eine Urne wer­
fen —• eine öffentliche Diskussion findet 
also kaum noch statt. Welch panische 
Angst hat die Regierenden inzwischen

sin — Kindheit im Schloß (heute Schu­
le) verlebt — Königin von England 
durch Einheirat. Fürwahr, der Lebens­
lauf einer Patriotin. Und ein Vorbild 
für die Jugend! Natürlich wird man 
den Schülern jetzt viel glaubhafter mit­
teilen können, daß z. B. mecklenburgi­
sche Tagelöhner an ihren erbärmlichen 
Umständen genauso selber Schuld hat­
ten, wie heute die Arbeitslosen an ihrer 
Misere ... begreift man doch noch, 
daß die Gesellschaft notwendig in Ar­
me und Reiche einzuteilen ist.
(ManfredZickeritz, Schwinkendorf)

Märkische Ztg., 19.9.93: „Nach­
denken über Zwergschulen“ 
„Makaber! Ist das ein Niveau, auf dem 
sich SPD und FDP bewegen, indem sie 
sich darüber streiten, ob nun zwei oder 
drei Klassenstufen in einer Unter­
richtsklasse gemeinsam unterrichtet 
werden sollen. Das ist wahrlich 
Zwergschulniveau! Armes Deutsch­
land.

Einerseits will man den Industrie­
standort Deutschland festigen, aber 
gleichzeitig soll unseren Kindern bei­
nahe die Dorfschule aus der Kaiserzeit 
aufgezwungen werden . .. Vier Schul­
jahre in einer Klasse. Jede Bankreihe 
repräsentierte ein Schuljahr. Es war 
schrecklich. Doch bereits 1946 schaff­
te es die neue Ordnung, eine Zentral­
schule im nahen Straupitz einzurichten 
... Und heute? Im heutigen Land 
Brandenburg wird nun also auch Bil- 
dungs- und Erziehungsabbau auf dem 
Lande geplant ... „Bis zu drei Jahr­
gänge sollen gemeinsam lernen dür­
fen“ ... Widerspruch ist nötig. 
(ManfredNaumann, Königs-Wusterhausen)

Märkische Allg. Ztg., 20.10.93: 
„Die Nachricht erschütterte“
Erschüttert nehme ich zur Kenntnis, 
daß der erste deutsche Soldat im Rah­
men des Blauhelmeinsatzes in Kam­
bodscha ums Leben kam. Wie herzlos 
und arrogant gehen CDU- und SPD- 
Politiker und Verantwortliche der Bon­
ner Hardthöhe über dieses tragische 
Ereignis hinweg ... Wie lange will 
man uns noch zum Narren halten? ... Arzneimittel. Wenn ich dann noch le- 
Ich meine, die Deutschen sollten sich 
gegen diese Machenschaften der Obe­
ren wehren! Meine Stimme erhalten 
diese Saubermänner nie mehr, denn 
morgen könnten es meine Kinder bzw. 
meine Enkelsöhne sein. (Siegfried Linke, 
Potsdam)

vor des Volkes Meinung erfaßt!
Ein weiteres Beispiel zur versuchten 

Kolonisierung und zur kulturellen Ver­
armung des Ostens war der Beschluß des 
Berliner Senats, die Reptilien und Gift­
schlangen aus dem Tierpark (Berlin Ost) 
in den Tierpark (Berlin West) zu verla­
gern. Tausende Unterschriften, Aktio­
nen und Initiativen in Ostberliner Stadt­
parlamenten führten zur Annullierung 
des Beschlusses. In den sofort nach Be­
kanntwerden der versuchten Verlage­
rung eingeleiteten Protestaktionen zeig­
ten sich erste Lehren aus Widerstands­
aktionen der Vergangenheit, nicht mehr 
zu warten und auf Verhandlungsbereit­
schaft zu setzen, was meist immer zur 
Durchsetzung der Meinung der Regie­
renden geführt hatte.

Wachsendes Selbstbewußtsein läßt 
sich auch aus ostdeutschen regionalen 
Medien ablesen. Die Leserbriefrubriken 
nehmen unterschiedlichen Raum in ih­
nen ein. Bedeutend sind die Märkische 
Allgemeine (Pötsdam) sowie die Sächsi­
sche Zeitung (Dresden) mit täglich er­
scheinenden Leserrubriken.

Neben der Kritik an Mißständen vor 
Ort und der Verärgerung über ungelöste 
Probleme, die die Lebensqualität der 
Menschen unmittelbar beeinflussen, äu­
ßern sie sich verstärkt zu grundlegenden 
Fragen deutscher Innen- und Außenpoli­
tik. Sie belegen eine hohe Fähigkeit zu 
tiefgehender Analyse der gegenwärtigen 
Misere. Konkreter werden auch dafür 
unmittelbar Verantwortliche genannt 
und Antworten eingeklagt.

Die Leserbriefseiten belegen, selbst 
wenn sie von einer Noch-Minderheit 
„gestaltet“ werden, wachsende Zivil­
courage, eine unter den Deutschen in 
deutscher Vergangenheit wenig ausge­
prägte Eigenschaft. Mögen sie Impuls 
ein, daß nicht wieder schweigende 
Mehrheiten deutsche Geschichte ent­
scheiden.

Im folgenden einige Beispiele aus Le­
serbriefseiten, eine lose, nicht repräsen­
tative Auswahl aus der Regionalpresse 
zu unterschiedlichen Themen. — (KC)

Märkische Allg. Ztg., 20.10.93: 
„Super-Wahljahr begann“
Ich ärgere mich nicht über Lafontaine. 
Er hat ja recht aus seiner Sicht. Viel­
mehr ärgere ich mich über die Entrü­
stung meiner naiven Landsleute im 
Osten. Lafontaines Ausspruch ist der 
Beginn des angekündigten Superwahl­
jahres. Und dieser Wahlkampf wird in 
den alten Bundesländern entschieden 
... Es ist doch viel leichter und auch 
populärer, diese in ihrem Besitzstands­
denken zu unterstützen als die weni­
gen, immer nörgelnden Ossis, die zu­
dem noch immer ungenügend die Zah­
lenmäßig schwachen Landesverbände 
der SPD annehmen.

Lafontaines Ausspruch reiht sich ein 
in weitere Versuche zur Entsolidarisie- 
rung zwischen Ost und West. Erinnert 
sei nur an Bischofferode. (Thomas Wag­
ner, Gransee)

„Sächsische Zeitung“, 26.10.93: 
„Bitter: In die Ecke gestellt“
Ich wurde am 31.12.91 in der zweiten 
Kündigungswelle vom Oberschulamt 
Dresden als Lehrer gekündigt ... Von 
1985 bis 1990 war ich Schulinspektor 
und durfte dann anschließend an 21 
Dienstjahre wieder eineinhalb Jahre als 
Lehrer in der Schule arbeiten. Die El­
tern der Kinder gaben ihre Unterschrif­
ten gegen die Kündigung ... Alles das 
nützte nichts ... Ich habe mich mit der 
Tatsache teilweise abgefunden, daß 
mich der Freistaat Sachsen nicht mehr 
will und arbeite jetzt in einem Kinder­
heim in Schleswig-Holstein ... Ich 
habe ein sehr gutes Arbeitszeugnis er­
halten und werde nun anstreben, mei­
nen „Fall“ zum Bundesarbeitsgericht 
ZU bringen. (Regina Pottrich, Wyk auf Föhr)

Thüringer Allg. Ztg., 26.10.93: 
„Angst vor Arbeitsplatzverlust“
Man könnte meinen, daß Herr Minister 
Seehofer nur die Pharmaindustrie ver­
tritt. Für viele ist es doch kaum noch 
möglich, Medikamente zu bezahlen. 
Seit 1977 bin ich Schrittmacherpatient 
und benötige täglich vier verschiedene 

se, daß 25 % der arbeitenden Bevölke­
rung aus Angst vor dem Verlust des 
Arbeitsplatzes sich nicht trauen, eine 
Kur zu beantragen, ... dann frage ich 
mich: Was für einen Sozialstaat haben 
wir denn eigentlich? (Joachim Wolter, 
Erfurt)

Schon bei der Vorbereitung dieser Ta­
gung wurde deutlich, daß sich die Berli­
ner PDS-Organisation auf dem Parteitag 

• um ein deutlicheres inhaltliches Profil in 
Richtung Europa- und Bundestagswahl­
kampf bemühte. Dabei wurde insbeson­
dere noch einmal durch den Demokrati­
schen Delegiertenrat der Westberliner 
PDS-Gruppen der Versuch unternom­
men, die Wahlstrategie des Bundespar­
teitages nach offenen Listen für die 
Wahlen zu umgehen. Eine deutliche 
Parteitagsmehrheit sprach sich über alle 
Richtungen hinweg für die Verwirkli­
chung der Bundesparteitagsstrategie 
aus.

Richtungskämpfe blieben so auch bei 
der Beschlußfassung eines Strategiepa­
piers „Für ein Berlin der Menschen — 
nicht der Macht“ weitgehend aus. Wenn 
auch viele Änderungsverträge deutlich 
machten, daß es nach wie vor in der plu­
ralistischen PDS schwer fällt, einen er- 
strittenen Konsens inhaltlich mitzutra­
gen, so richteten sich die meisten Dis­
kussionsangebote gegen die Bundes- 
und Senatspolitik. Massiv wurde der 
Sozial- und Kulturabbau, die Arbeitslo­
sigkeit, die Deindustrialisierung und 
mangelnde Mitbestimmung der Berliner 
Bezirke in Richtung der Berliner Ver­
waltungsreform kritisiert. Der Parteitag 
unternahm den Versuch, eigene Alterna­
tiven zu entwickeln und politische Ak­
zente im Zusammenhang mit der Olym­
pianiederlage des Senates und mit dem 
geplanten Umzug der Bundesregierung 
zu setzen. Der Parteitag sprach sich da­
für aus, nur einen Berlinumzug zu befür­
worten, der sozial verträglich und finan- Frauenstreik am 8. März 1994, die 
zierbar bleibt.

In der Diskussion wurde insbesondere 
von den Mitgliedern der PDS-Abgeor- 
dnetenhausfraktion die unterschiedliche 
Sicht von „Gestaltern“ und „radikalen 
Verweigerern“ deutlich. Trotzdem 
sprachen sich beide Richtungen für das 
vorliegende Strategiepapier aus. Mit 
großer Mehrheit forderten die Delegier­
ten den sofortigen Stopp aller sogenann­
ten Olympia-Sofortbaumaßnahmen und 
schlugen vor, stattdessen Schwimmhai­

Reichsbahn

Das Unternehmen „schlanke“ Reichsbahn
Mit spontanen Arbeitsniederlegungen im Sommer reagierten Reichsbahner auf den andauernden per­
sonellen Kahlschlag. Von ursprünglich etwa 260000 Beschäftigten werden zum Jahresende noch rund 
140000 in Lohn und Brot stehen. Ein (leicht gekürzter) Bericht aus bessere bahn Nr. 2/93.

Fast so rasant wie der ICE (mitunter) 
fährt, vollziehen sich die Veränderun­
gen bei der deutschen Reichsbahn ... 
Die „schlanke“ Bahn ist angesagt...

Durch die z. Zt. stattfmdende übereif­
rige Rationalisierung schwindet die Fä­
higkeit der Bahn, auf Störungen im Netz 
zu reagieren:
— Wichtige Überleitstellen, die im Stö­
rungsfall den Gleiswechsel zwischen 
den Bahnhöfen ermöglichen, fallen 
einer rigorosen Sparoffensive zum Op­
fer.
— Nach der forcierten Überzentralisie­
rung haben nun die Betriebszentralen oft 
ein Streckennetz von mehreren hundert 
Kilometern. Man konzentriert sich auf 
das wesentliche Hauptnetz. Doch was ist 
mit dem Rest?
— Eine Vielzahl von reichsbahneigenen
Vermessungs-, Projektierungs- und In­
genieurbüros wurden privatisiert. Die 
jetzt zu marktüblichen Preisen einge­
kauften Leistungen (4- 15 % MWSt) 
kommen die Reichsbahn meist teurer, 
als wenn man eigene Leute daran arbei­
ten läßt. .
— Entgegen den Äußerungen von 
Bahnchef Dürr, wonach keine Strecken­
stillegungen erfolgen, werden einige 
Nebenbahnen aufgrund ihres Gleiszu­
standes ohne Aufhebungsfrist gesperrt. 
Eine smarte Art der Stillegung — ohne 
das dafür vorgeschriebene nötige Ver­
fahren nach dem Bundesbahngesetz.

Die Reichsbahn hatte 1989 eine im 
Vergleich zur Bundesbahn sehr hohe 
Beschäftigungsquote ... Die Gründe 
... waren u.a.: Der enorme Güterver­
kehr auf der Schiene in der DDR mit 
einer zeitweise ähnlich hohen Tonnen­
kilometerleistung wie im weit größeren 
Westdeutschland; die z.T. veraltete Si- 
cherungs- und Signaltechnik; die der 
Reichsbahn zugeordneten Nebenberei­
che wie Waggonbau, Gleisbau und 
Bahnreinigung, die bei der DB schon

len, Sportobjekte und Begrünungen zur 
Nutzung für die Berliner zu realisieren.

Die Diskussion um den Beschluß 
„Die Berliner PDS und die Vorberei­
tung der Europa- und Bundestagswah­
len“ war vom Willen der Delegierten 
geprägt, die Fünf-Prozenthürde zu über­
springen, sich für alle linken antikapita­
listischen Kräfte zu öffnen und in Berlin 
drei Direktmandate für den Deutschen 
Bundestag zu erreichen. Wie ernst der 
mit nur acht Gegenstimmen gefaßte Be­
schluß in Berlin genommen wird, 
kommt besonders in den Reaktionen der 
etablierten Parteien zum Ausdruck. So 
soll im Wahlkreis Gregor Gysis (Mar­
zahn/Hellersdorf) nach dem Willen des 
SPD-Senators Nagel (SPD) Ex-Bürger­
meister Walter Momper kandidieren. 
Die SPD-Basis favorisiert allerdings für 
diesen Wahlkreis die Bundestagsabge­
ordnete Barbe. Und die Berliner CDU 
unterbreitete über die Berliner Medien 
gar das Angebot, in den PDS-Hochbur­
gen auf die Nominierung von CDU- 
Kandidaten zu verzichten, um so den 
SPD-Kandidaten den Sieg über den 
PDS-Kandidaten zu ermöglichen.

Interessant wurde der Parteitag immer 
dann, wenn Bezirksorganisationen, Be­
zirksstadträte und Basisvertreter über 
ihre Erfahrungen aus der politischen 
Arbeit berichteten. So wurde von meh­
reren Rednern die PDS zu mehr zivilem 
Ungehorsam gegen die Politik der eta­
blierten Parteien und einer verstärkten 
Öffentlichkeitsarbeit aufgefordert.

Die PDS Berlin wird eine Kinder- und 
Jugendkonferenz, den beabsichtigten

Kampagne zur ersatzlosen Streichung 
des §218 und die Einführung eines „So- 
zial- und Familienpasses“ in Berlin 
durch außerparlamentarische Aktionen 
und in den Parlamenten unterstützen.

Mit der Wahl des neuen Landesvor­
standes, in dem bis auf die Vertreter des 
Delegiertenrates Westberlins alle politi­
schen Richtungen vertreten sind, ist die 
Grundlage für einen offensiven Wahl­
kampf bei Einbeziehung aller linken 
Kräfte in Berlin gegeben. — (KJD)

weitgehend ausgegliedert waren ...
Kurz darauf begann man bei der DR 

mit Arbeitsplatzbemessungen. Kommis­
sionen aus dem Westen ermittelten zu­
nächst einen „Überbestand“ von ca. 
7000 Beschäftigten. Diese wurden in 
den sog. „Personalmehrbestand“ ver­
setzt. Das bedeutet: mobiler Dienst und 
eine Herabstufung um zwei Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppen. Weitere 5000 Reichs­
bahnerinnen gingen als Personalhilfe 
zur Bundesbahn, vorwiegend in die dort 
bisher unterbesetzten Bereiche der unge­
regelten Schichtarbeit als Lokführer 
oder Zugbegleiter.

Durch die industrielle Abwicklung im 
Osten und den Konkurrenzdruck des 
Straßengüterverkehrs ging der Güter­
verkehr auf der Schiene massiv zurück. 
Die Gütertransportleistung der Deut­
schen Reichsbahn lag 1987 bei 76 Mil­
liarden Tonnenkilometern — und damit 
vergleichbar hoch wie bei der Bundes­
bahn. 1992 waren es noch 15 Milliarden 
Tonnenkilometer — weniger als ein 
Fünftel der 1987er Leistung ... beglei­
tet von einem kometenhaften Anstieg 
des Straßengüterverkehrs.

Bei einer solchen Verkehrspolitik 
wird ein „Personalmehrbestand“ ge­
zielt „produziert“. Mitte 1993 wurde er 
mit 20000 angegeben ... So kam es zur 
einmaligen Abfindungsofferte im Juli 
93: Gestaffelt nach Dienstjahren belief 
sich die Angebotssumme zwischen 5000 
und 20000 Mark. Wenn man bedenkt, 
daß eine oder ein 45-jährige(r) Eisen­
bahnerin) mit einer eisenbahnspezifi­
schen Ausbildung wohl kaum noch eine 
Chance auf dem ... Arbeitsmarkt hat, 
so ist das Angebot nicht gerade üppig.

Von den 23000 Mitarbeiterinnen, die 
zum 1.1.94 freiwillig gehen werden, 
verlassen viele ... Planstellen, die für 
den Betrieb unabdingbar besetzt sein 
müssen. Schon jetzt fallen im Güterver­
kehr mangels Lokführer Züge aus ...
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GNN-Verlage

Herbsttagung 1993 
am 6.11., Protokoll
1. Plenum
a) Geschäftsentwicklung
Nach Bericht der Geschäftsführung wa­
ren mit der vorhandenen Technik in den 
letzten Monaten erhebliche Produktivi­
tätssteigerungen möglich. Im nächsten 
Geschäftsjahr werden deshalb kleinere 
Ersatzinvestitionen, z.B. bei Computern 
(Festplatten), ausreichen. Da die finan­
zielle Situation weiter angespannt ist, 
muß dies auch versucht werden.

Insgesamt sind die Festkosten (Mie­
ten) zu hoch. Wir müssen weiter versu­
chen, diese Kosten zu senken.
b) Weitere Regionalisierung

Im März 1994 wird rül voraussichtlich 
im Büro in Berlin seine Arbeit aufneh­
men. Auch hierfür werden keine Investi­
tionen nötig sein. Probleme mit der vor­
handenen Technik, die bei einer Aus­
weitung auf den lokalen Markt in Berlin 
entstehen können, sollten durch Koope­
ration Berlin / Schkeuditz gelöst werden.

Nach derzeitiger Planung sollen in 
Zukunft der Kurdistan-Rundbrief und 
die Zeitschrift Geheim in Berlin produ­
ziert werden. Die Produktion der Politi­
schen Berichte und die Buchführung 
werden zunächst weiter von rül betreut.

Geklärt werden muß die Frage der Ge­
schäftsführung für die GNN Köln.
c) Publikationen
Im Zusammenhang mit der auf dem Hin­
tergrund der Anschläge auf türkische 
Einrichtungen wieder hochgekochten 
Diskussion um ein Verbot kurdischer 
Organisationen in der BRD wird festge­
stellt: Es gibt keinerlei Grund, sich von 
der Zusammenarbeit mit den Kurden, 
wie sie über die Verlegung des Kurdi­
stan-Rundbriefes stattfindet, zu lösen.

Gegen das Angehörigen-Info laufen 
zur Zeit fünf Verfahren. Neu ist, daß die 
Bundesanwaltschaft direkt gegen den 
Existenzgrund des Infos vorgeht, die 
Kritik der Haftbedingungen der Gefan­
genen aus RAF und Widerstand.

Bedenklich sind Bestrebungen, das 
Info als Mittel im Fraktionskampf inner­
halb der Gefangenen zu benutzen. Falls 
die Herausgeber kritische Stellungnah­
men von Gefangenen unterdrücken, ist 
dies als Verstoß gegen unsere Verlags­
grundsätze anzusehen. Um Klarheit zu 
schaffen, müßten die Angehörigen ihre 
Redaktionsgrundsätze klarstellen.

2. Arbeitsgruppen 
Arbeitsgruppe Finanzen
Der Arbeitskreis beschloß:
a) Ab dem 1.1.94 wird der Stundensatz, 
den die Verlage bei der Kalkulation neu­
er Aufträge in Rechnung stellen, von 45 
DM auf 55 DM je Stunde angehoben.
b) Die Belichtungspreise werden zum 
1.1.1994 um 10 Prozent angehoben.
c) Die Druckpreise für neue Druckauf­
träge auf Copyprinter werden ab 1.1. 
1994 für Aufträge im unteren Auflagen­
bereich (bis 500 Stück Auflage) um 8 
Prozent, im mittleren Bereich (500 bis 
1000 Auflage) um 6 Prozent angehoben.
d) Bei der Abrechnung der Personalko­
sten mit den einzelnen Verlagen werden 
ab 1.1.94 von dem die Personal Verwal­
tung wahrnehmenden Verlag (Köln) 
auch die Kosten der Berufsgenossen­
schaft sowie die Arbeitszeit für die Per­
sonalverwaltung in Rechnung gestellt.
e) Der Arbeitskreis nahm Preisanhebun­
gen, die die jeweiligen Verlage mit den 
Herausgebern vereinbart haben, zur 
Kenntnis: Die Antifaschistischen Nach­
richten verteuern sich ab 1.1.94 von 
1,60 auf 1,80 DM, der Infodienst der 
PDS Sachsen von 0,80 DM auf 1,00 DM.

f) Hinsichtlich der vom BWK-Kassen- 
ausschuß erbetenen und sowieso nötigen 
Kostenstellenrechnung werden die 
(West)-Verlage die vorgelegten Frage­
bogen bis Ende November ausfüllen und 
dem Kassenausschuß des BWK zugäng­
lich machen. Die Bögen dienen zugleich 
der Kalkulation und Übersicht für örtli­
che und regionale Kunden der Verlage.
g) Der Spendenaufruf für die GNN-Ver­
lage wird dieses Jahr noch einmal als 
einheitlicher Spendenaufruf veröffent­
licht. Dieses Mal soll versucht werden, 
150000 DM Spenden zu mobilisieren, 
d.h. 50000 DM weniger als im Vorjahr. 
In diesem Umfang, d.h. um 50000 DM, 
müssen die Verlage im nächsten Jahr ih­
re Kosten-Erlös-Lage verbessern. Ab 
März 94 soll dann dazu übergegangen 
werden, direkt bei den Beziehern der Pe­
riodika um Spenden zu werben.
h) Die Banken und Sparkassen stellen 
auf beleglosen Zahlungsverkehr per 
EDV um. Die Verlage Köln-Schkeuditz- 
Hamburg-Stuttgart prüfen, welche Pro­
gramme und Installationen benötigt wer­
den, und beschaffen diese dann.

Arbeitsgruppe Technik
1. Investitionen: Es werden außer Er­
satzbeschaffungen (z.B. für Computer) 
keine Neubeschafftmgen vorgenom­
men. Die gegenwärtige Entwicklung bei 
den Ausgabegeräten, Steuergeräten und 
Software ist wegen Problemen der Bild­
integration äußerst unübersichtlich, eine 
Fehlinvestition könnte daher rasch getä­
tigt werden, zumal bei jetzt neu auf den 
Markt kommenden Techniken eine 
Preisreduzierung zu erwarten ist.

2. Copyprinter-Technik: Erfahrungen 
mit verschiedenen Papiersorten liegen in 
Köln und Leipzig vor. Die angekündigte 
Schnittstelle zum PC für A-3-Format 
kann von der Firma noch immer nicht 
geliefert werden.

3. Datenverbindung mit Hilfe „Mail­
box“. Unsere Datenverbindung kann 
für den Nutzer insofern verbessert wer- . 
den, daß nicht nur Sendungen für Zeit­
schriften etc. versandt werden können, 
sondern auch eingegangene Sendungen 
gesichtet und rücküberspielt werden 
können. Nach ersten Erfahrungen in 
München und Schkeuditz scheint es 
machbar, das vorhandene Linksys-Ver- 
fahren zu nutzen. Genaue Vorschriften 
werden erscheinen, sobald in Bayern die 
Verhandlungen abgeschlossen und eine 
erste Schulung durchgeführt ist.

4. GNN-Satzprogramme: Es wird 
eine revidierte Diskette Anfang nächsten 
Jahres zusammen mit einer Dokumenta­
tion versandt werden.
, 5. Vertriebsprogramme: Bis zur Um­
stellung für den Jahreswechsel (Ende 
November) wird eine revidierte Fassung 
der Abo-Programme ausgeliefert.

3. Plenum
Aus der Arbeitsgruppe Technik lagen 
keine Beschlußanträge vor.

Die im Protokoll der Arbeitsgruppe 
Finanzen unter a) bis d) wiedergegebe­
nen Beschlüsse werden auch vom Ple­
num jeweils einstimmig gebilligt.

Die mit den Herausgebern abgespro­
chene Preiserhöhung der Antifaschisti­
schen Nachrichten um 0,20 DM auf 1,80 
DM wird vom Plenum der GNN-Ta- 
gung zur Kenntnis genommen. Es wer­
den keine Einwände erhoben.

Der „Bericht über die Bildung einer 
Haushaltskommission durch die Bun­
desdelegiertenkonferenz des BWK — 
Bitte um Mitwirkung“ wird zur Kennt­
nis genommen. Die überarbeitete Ge­
schäftsordnung wurde in der hier veröf­
fentlichten Fassung verabschiedet. Die 
Kooperationsvereinbarung soll bis zur 
nächsten GNN-Tagung von Beirat und 
Geschäftsführung überarbeitet werden.

Die nächste GNN-Tagung findet am 
7.5.1993 statt. — (alk, rül, wof)

Geschäftsordnung der 
gemeinsamen Arbeitstagungen 
der GNN-Verlage
Die Kooperation der GNN-Verlage ba­
siert auf der Grundlage der „Zweckbe­
stimmung der GNN“. Sie wird in halb­
jährlichen Arbeitstagungen besprochen 
und festgelegt.
Hierzu gehören insbesondere
— die Festlegung von Preisen bei Bei­
behaltung eines einheitlichen Preissy­
stems.
— Festlegungen in bezug auf die Tech­
nologie der Verlage, die ebenfalls ein­
heitlich bleibt und — insofern es sich um 
größere Neuinvestitionen handelt — nur 
nach vorheriger Stellungnahme auf den 
Konferenzen zulässig ist.
— die Festlegung von Gemeinschafts­
aufgaben.
Die gemeinsame Arbeitstagung kann 
Arbeitsaufträge an eine Landes-GNN 
bzw. an einen regionalen GNN-Verbund 
vergeben. Über Festlegungen wird ein 
Meinungsbild hergestellt. Festlegungen 
gegen die Mehrheit der Belegschaft, die 
Mehrheit der vertretenen Beiratsmitglie­
der der Landes-GNNs oder die Mehrheit 
der Geschäftsführungen sind nicht zu­
lässig.
An den Arbeitstagungen nehmen teil:
— die Belegschaft
— die delegierten Beiratsmitglieder der 
Landes-GNNs.
Ferner werden die im GmbH-Vertrag 
definierten organisierten Benutzergrup­
pen mit Tagesordnung eingeladen.
Die Arbeitstagungen werden grundsätz­
lich gemeinsam durchgeführt. Auf 
Wunsch beraten sich die Beiratsmitglie­
der der Landes-GNNs, die GNN-Ge- 
schäftsführungen und/oder Belegschaft 
zu bestimmten Tagesordnungspunkten 
getrennt. Dies gilt immer bei einem TOP 
„Wahlen“.
Die Arbeitstagungen beraten grundsätz­
lich in folgenden Arbeitsgruppen:
— Gemeinschaftsaufgaben, Arbeitsor­
ganisation, Lohnfonds
— Verlagsprogramm, Technische Ein­
richtungen, Vertrieb.
Die Arbeitsgruppen fertigen Protokolle 
an. Strittige Themen sowie Themen von 
grundsätzlicher Bedeutung werden im 
Plenum beraten. Personelle Kontinuität 
in den Arbeitsgruppen wird befürwor­
tet.'
Die Arbeitstagungen beauftragen Be­
vollmächtigte für die Aufgaben Perso­
nal, Veröffentlichungen, Kasse. (*) 
Über die Arbeitstagungen werden Pro­
tokolle angefertigt. Die Benutzergrup­
pen und die Abonnenten der Periodika 
werden in geeigneter Form öffentlich 
über die Ergebnisse unterrichtet.
Für die Beteiligten gilt r

Versammlung der Beirats­
mitglieder aus den Landes-GNNs
Jede Landes-GNN entsendet einen Dele­
gierten mit Stimmrecht; darüber hinaus 
können sich weitere Beiratsmitglieder 
auf Wunsch beteiligen. Kleinere An­
teilseigner sollen dabei berücksichtigt 
werden. Die Versammlung der Beirats­
mitglieder aus den Landes-GNNs ver­
tritt die Interessen der beteiligten Lan­
des-GNNs. Sie besteht gegenwärtig aus 
Delegierten der Landes-GNN HH/ 
Schleswig-Holstein, N iedersachsen/
Bremen, Berlin, Baden-Württemberg, 
Bayern, NRW/Hessen und Sachsen. • - 
Die Kosten für die Teilnahme an den 
Arbeitstagungen tragen die entsenden­
den Landes-GNNs.

Belegschaft
Zur Belegschaft zählen die unbefristet 
beschäftigten Angestellten, die Um­
schüler, Auszubildende und ggfs. Hono­
rarkräfte.
Die Belegschaft wählt sich einen Be­
triebsrat.

NEU BEI GNN:
Gegen den DM-Imperialismus. Beiträge 
zur Kritik der Europastrategien von Kon­
zernen, Regierungen und Faschisten 
der BRD

Bestellungen an: 
GNN-Verlag 
Zülpicher Str. 7 
50674 Köln

Ab sofort lieferbar. 48 Selten A-4, 
Preis: 5< DM plus Versandkosten. 
Wiederverkäufer und Buchläden: 
30% Rabatt.

Die Tätigkeiten werden nicht aufgrund 
von Weisungen, sondern aufgrund von 
Vereinbarungen geregelt.
Für die Tätigkeit der Belegschaftsmit­
glieder gilt das Prinzip „Jeder macht al­
les“. Angestrebt wird, daß möglichst 
viele Beschäftigte einen möglichst gro­
ßen Teil der notwendigen Tätigkeiten 
ausüben kann, was einen Anspruch auf 
entsprechende Ausbildung beinhaltet. 
Aus diesem Anspruch leitet sich die Ent­
lohnung nach einheitlicher Tarifgruppe 
ab.
Die Belegschaftsmitglieder haben das 
Recht auf Teilnahme an den Arbeitsta­
gungen der GNN-Verlage. Die Kosten 
werden auf dem Wege der Umlage auf­
gebracht.

Geschäftsführungen
Die Geschäftsführungen der Landes- 
GNNs sind verpflichtet, an den Arbeits­
tagungen teilzunehmen. Sie setzen die 
vereinbarten Festlegungen um. Sie kön­
nen gegen diese Einspruch erheben, 
wenn sie gegen gesetzliche Vorgaben 
verstoßen.
( * ) Anmerkung: Die Bevollmächtigten 
für Veröffentlichungen und Kasse sollen 
rechtlich Positionen von Geschäftsfüh­
rern haben. Näheres muß noch geklärt 
werden.

Politische Berichte

Arbeitstagung am 7.11.
a) Die Arbeitstagung beschloß eine Ge­
schäftsordnung, die als gesonderter 
Druck veröffentlicht werden soll. Im 
Impressum der Geschäftsordnung soll 
vermerkt werden, daß die traditionelle, 
aus der Sprachentwicklung stammende 
Schreibweise, die den Mitwirkenden 
meist das männliche Geschlecht zu­
weist, keine geschlechtsspezifische Be­
schränkung für die Mitwirkung an den 
Politischen Berichten bedeutet.
b) Für die nächste Arbeitstagung muß 
für die Geschäftsordnung ein Vorschlag 
für die Finanzierung erarbeitet werden. 
Darin soll geregelt sein, wie und von 
wem die Mittel für die Politischen Be­
richte aufgebracht und verwaltet wer­
den.
c) Die Redaktionsressorts sind unter fol­
genden Büroadressen zu erreichen: 
Aktuelles, Diskussion und Dokumenta­
tion, Aus Kultur und Wissenschaft: über 
GNN, Postfach 260226, 50515 Köln, 
Tel. 0221/211658.
Berichte und Reportagen regional: über 
GNN, Postfach 260226, 50515 Köln, 
Tel. 0221/216442.
Auslandsberichterstattung: über GNN, 
Gutenbergstr. 48, 70176 Stuttgart, Tel. 
0711/621537.
Aus Ostdeutschland: über GNN, Bade­

weg 1, 04435 Schkeuditz, Tel. 034204/ 
2093.
d) Die Mitwirkung von Autoren an den 
Politischen Berichten, die nicht aus dem 
traditionellen Spektrum kommen, bele­
ben die Zeitung. Sie bringen neue Ge­
sichtspunkte für die Beurteilung der po­
litischen Entwicklung in die Zeitung. 
Die anwesenden Mitarbeiter der Politi­
schen Berichte waren mit der Layout- 
Umgestaltung, die das Mitwirken von 
anderen Autoren erleichtert, weil das 
Artikel-Raster weniger starr ist, einver­
standen.

Wenn die Redaktion den Eindruck 
hat, daß ein Objekt den Tatsachen nicht 
entspricht oder wichtige Tatsachen nicht 
berücksichtigt werden, kann sie andere 
Autoren fragen, ob sie zum selben The­
ma schreiben wollen.
e) Die nächste Konferenz findet am 9. 
Mai 1994 in Köln statt. — (Protokoll: uld)

Termine

27/28.11. Bundeskongreß der Volks­
front gegen Reaktion, Faschismus und 
Krieg in Köln.

4.12. „Kein Vergessen — Handeln!“ 
— Ursachen / Auswirkungen / Perspekti­
ven — Kongreß des Solinger Appell zu 
Rassismus und Neofaschismus in Solin­
gen, bis Sonntag, 5.12.

5.12. Kommunal wahl in Brandenburg

17.12. Arbeitskonferenz „Freiheit für 
alle politischen Gefangenen“ in der Ta­
gungsstätte „Solling“ bei Dassel, Be­
ginn Freitag, 18 Uhr, bis Sonntag,
19.12. Anmeldung über: Frank John, 
Hafenstr. 110, 20359 Hamburg, Fax 
040/3172546

1994

5.1. —9.1. Winterschule in Schnep­
fenthal (Thüringen). Anreise: Donners­
tag, 5.1. vormittags, Beginn der Schu­
lung: 5.1., mittags. Abreise: Sonntag.
9.1. vormittags. Ausführliche Beschrei­
bung der Arbeitsgruppen folgt in der 
nächsten Ausgabe. Anmeldungen bei 
GNN-Verlag, Güntherstr. 6a, 22087 
Hamburg, Tel. 040/2204278.

21.—23.1. Bundesweites Treffen der 
Cuba-Solidaritätsgruppen in Berlin. An­
meldungen über: Cuba si, Postfach 100, 
10122 Berlin, Tel. 030/28409455.

5.—6.3. 14. ordentliche Delegierten­
konferenz des BWKin Köln.

11. —13.3. 3. Tagung des 3. PDS-Par­
teitags mit dem Schwerpunkt „Die PDS 
in den Wahlen 1994“ in Berlin.
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Weder deutsch­
nationale Großmacht 
noch Euro-Supermacht
Von Emst-Christoph Stolper

Nur rund 30 km trennten die Dele­
gierten von Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN auf ihrer Europa-Bundesver- 

<xmlung in Aachen von jenem denk­
würdigen niederländischen Ort Maas­
sicht. der als Geburtsort der Europäi­
schen Union (EU) zweifelhafte Bekannt­
beil erlangt hat. Politisch allerdings lie­
gen Wellen zwischen den Positionen im 
Jeßbschiedeten grünen Europawahl- 
rrogranun und den Vorstellungen der 
seinerzeit in Maastricht versammelten 
europäischen Regierungen.

Unbeirrt von den Auseinandersetzun­
gen um die Europa-kritischen Äußerun­
gen des bayerischen Ministerpräsiden­
ten Stoiber bekräftigten die Grünen ihr 
Eintreten für ein Europa der Regionen 
als Alternative zu Nationalstaat wie auch 
europäischem Superstaat. Die Notwen­
digkeit der politischen Integration Euro­
pas stellt bei den Grünen heute niemand 
mehr in Frage. Geblieben ist die radikale 
Kritik an der Politik der EG bzw. EU — 

I hinzugekommen ist die Forderung nach 
gesamteuropäischer Integration. Gerade 
hier, so die Grünen, versagt die Politik 
der EG/EU und fuhrt mit dem Maas- 

i trichter Vertrag nach dem Motto „Wei- 
' ter so“ in die Sackgasse.

{ Spitzenkandidatinnen der ebenfalls in 
Aachen aufgestellten Liste zur Europa­
ahl sind die bisherige Europa-Abge­
ordnete Claudia Roth und der sächsische 
B’jndestagsabgeordnete Wolfgang Ull- 
cann.

Widerstand regte sich bei den Grünen 
; hinsichtlich der mit dem
\ Maastrichter Vertrag neu eingeführten 
I Gemeinsamen Innen- und Justizpolitik 

sowie der Gemeinsamen Außen- und Si­
cherheitspolitik. Bei der einen wird die 
Gefahr einer „Festung Europa“ mit un­
kontrollierten Sicherheitsapparaten und 
Abschottung der EG-Außengrenzen ge­
sehen, die andere fuhrt mit der Verbin­
dung zwischen dem Militärbündnis 
WEU und der Europäischen Union auf 
den Irrweg einer „Supermacht Euro- 

j pa“. Schwerpunkt der EG-Zuständig­
keiten soll nach grüner Auffassung statt­
dessen der Komplex Wirtschaft, Ökolo­
gie und Soziales sein — allerdings nicht 
im Sinne der bisher mit dem Binnen- 

irarkt-Konzept verbundenen Deregulie- 
rengspolitik, sondern im Sinne einer Po­
litik des sozialen und ökologischen Um­
taus. Aus dem Wettbewerb „nach un­
ten“ durch Beseitigung von sozialen und

I

ökologischen Schutz Vorschriften soll 
ein Wettbewerb „nach oben“ auf der 
Basis von verbindlichen Mindeststan­
dards durch die Möglichkeit zur Festle­
gung höherer Standards durch einzelne 
Länder und Regionen werden.

Die vieldiskutierte Demokratisierung 
der EG beinhaltet aus grüner Sicht nicht 
nur die Stärkung des Europäischen Par­
laments (z.B. durch Wahlrecht für die 
Kommission und vollständiges Haus­
haltsrecht), sondern auch die verstärkte 
Kontrolle der Bundesregierung und ih­
res Abstimmungsverhaltens im Mini­
sterrat durch den Bundestag. Gerade 
einen Monat zuvor hatte das Bundesver­
fassungsgericht in seiner — auch von 
vier grünen Europaparlamentarierinnen 
veranlaßten — Maastricht-Entscheidung 
festgestellt, daß durch die europäische 
Integration keine demokratiefreien Räu­
me entstehen dürfen. Die demokratische 
Kontrolle müsse demnach vor allem 
durch die nationalen Parlamente ausge­
übt werden —- mit steigendem Integra­
tionsgrad zunehmend durch das Euro­
päische Parlament. Auch der Bundestag 
wird deshalb wohl eine Bühne grüner 
Europapolitik, zumal die Grünen für ih­
re Vorstellung eines Europas der Regio­
nen nationalstaatliche Kompetenzen 
nach oben (an die EG) und nach unten 
(an die Bundesländer und Kommunen) 
verlagern wollen.

Mit ihrem Europawahlprogramm 
zeichnen die Grünen einen Weg jenseits 
der fatalen Alternative Rückfall in 
deutschnationale Politik oder aber Ein­
bindung in einen europäischen Super­
staat. So formuliert das in Aachen be­
schlossene Programm: „Zwischen einer 
nationalen Großmachtpolitik Deutsch­
lands und einer westeuropäischen Su­
permachtpolitik besteht nur zum Schein 
ein Gegensatz: In Wirklichkeit — und 
dies ist viel gefährlicher — dient die EG- 
und WEU-Integration als Instrument 
und zum Sprungbrett für nationale Am­
bitionen in westeuropäischem Gewände. 
Wir treten ein für eine Außenpolitik der 
Selbstbeschränkung und Selbsteinbin­
dung, die sich von den Kategorien des 
nationalen Interesses löst und stattdessen 
Abrüstung, Dialog und Kooperation in 
den Vordergrund einer europaverträgli­
chen Politik stellt.“
(Emst-Christoph Stolper ist Sprecher der LAG 
Europa, Frieden & Außenpolitik von Bündnis 
90 /DIE GRÜNEN NRW)
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Das Forum der
Neuen Europäischen Linken
Von Sylvia-Yvonne Kaufmann

^Vorbemerkung: Im Bericht über die 
W Tagung der AG der PDS/LL der 

westlichen Bundesländer zu den Euro­
pawahlen in der letzten Ausgabe dieser 
Zeitschrift war auf eine Tagung des 
„ Forum der Neuen Europäischen Lin­
ken“ im kommenden Monat in Madrid 
hingewiesen worden. Die Redaktion bat 
Sylvia-Yvonne Kaufmann um einen Be­
richt über dieses Forum.

Das Forum der Neuen Europäischen 
Linken trat erstmalig vom B. bis 10. No­
vember 1991 auf Einladung der Ver­
einigten Linken Spaniens in Madrid zu­
sammen. Die dort vertretenen Parteien 
und Organisationen betrachten sich bis 
heute als Mitglieder dieses losen west­
europäischen Diskussionszusammen­
hangs. Dies sind neben den Gastgebern: 
der Linksbund Finnlands, die Sozialisti­
sche Volkspartei Dänemarks, Groen 
Links (Niederlande), die Sozialistische 
Linkspartei (Norwegen), Democratic 
Left (Irland), die PDS (Italien), die Koa­
lition der Linken und des Fortschritts 
(Griechenland) und die Linkspartei 
(Schweden).

Diese Parteien formulierten folgende 
Ziele ihrer Zusammenarbeit:
— Dialog zwischen allen Parteien und 

Organisationen der Linken in Euro­
pa, im Europaparlament;

— Zusammenfassung der Forderungen 

zum Schutz und zur Regenerierung 
der Umwelt in einer Weise, die die 
gesamte bisherige Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Konsumgesell­
schaften in Frage stellt;
Entwicklung neuer Organisations­
formen, die über das traditionelle 
Parteienverständnis hinausgehen, 
die mehr Demokratie und eine aktive 
Rolle von Frauen und Jugendlichen 
auf allen Ebenen ermöglichen; 
ein höheres Maß an Zusammenarbeit 
der Linken auf gesamteuropäischer 
Ebene, um den neuen Herausforde­
rungen der Entwicklung Europas ge­
recht zu werden:

Das Forum tritt in der Regel zweimal 
jährlich zusammen. Bisher fanden Tref­
fen im Juni 1992 in Helsinki, im Novem­
ber 1992 in Athen, im Februar 1993 in 
Madrid und im Juni 1993 in Kopenhagen 
statt. Die nächste Zusammenkunft ist für 
den 10. bis 12. Dezember dieses Jahres 
nach Barcelona einberufen worden.

Die PDS nahm an den Tagungen von 
Athen und Madrid auf Einladung der 
Koalition der Linken und des Fort­
schritts bzw. der Vereinigten Linken 
Spaniens teil.

Das Treffen in Barcelona wird u.a. 
dem Ziel dienen, eine gemeinsame Pösi- 
tion europäischer Linkskräfte im Vor­
feld der Europawahlen zu diskutieren 
und zur Zusammenarbeit der Linken 

über Europa hinaus Meinungen auszu­
tauschen. Deshalb sind zu dieser Begeg­
nung zusätzlich zu den Teilnehmern des 
Forums Delegationen der Fraktionen 
der Sozialisten und der Koalition der 
Linken im Europaparlament, die Pan­
europäische Föderation der Grünen, die 
Demokratische Linke und die Organisa­
tion „Socialist Society“ aus Großbritan­
nien, das linke alternative Netzwerk 
„agenor“, der Generalsekretär der Nor­
dischen Liga sowie aus Osteuropa die 
Sozialdemokratische Partei Sloweniens, 
die Ungarische Sozialistische Partei, die 
Sozialdemokratie der Republik Pölen, 
die Demokratie Linke der Slowakei und 
die Litauische Demokratische Partei der 
Arbeit eingeladen worden. Die Zusam­
menarbeit über Europa hinaus soll mit 
wichtigen Vertretern des „Forums von 
Sao Paulo“, einem Diskussionszusam­
menhang innerhalb der lateinamerikani­
schen Linken — der Partei der Werktäti­
gen Brasiliens, der Revolutionär-Demo­
kratischen Partei Mexikos, der Front 
„Farabundo Marti“ El Salvadors und 
der Sandinistischen Front Nicaraguas — 
erörtert werden.

Die PDS nimmt an dieser Begegnung 
wiederum teil.

(Sylvia-Yvonne Kaufmann ist stellvertretende 
PDS-Bundesvorsitzende und Beobachterin im 
Europaparlament für die neuen Bundesländer)

DKP-Parteitag
Dokumente zu den Wahlen 1994

Zur Bundestagswahl
öi Herbst 1994
D* DKP nimmt — wie im Januar 1993 
3 Mannheim beschlossen — an den 
^en zum Deutschen Bundestag teil.
b den Mittelpunkt ihres Wahlkampfes 

^tdieDKP:
• " die Unterstützung und Initiierung 
! von Bewegungen gegen den Abbau 

sozialer Standards und Rechte, für 
die Tarifautonomie und Reallohnsi- 
dierung, betrieblicher und gewerk- 
'diaftlicher Gegenwehraktionen;

;• ' die Unterstützung und Initiierung 
von Bewegungen gegen weltweite 
foideswehreinsätze, für Frieden 
^Abrüstung;

' die Unterstützung und Initiierung 
von Bewegungen gegen die umfas- 

Rechtsentwicklung und konse- 
(pcoen Kampf gegen Nationalis- 

Rassismus und Neofaschis-

’ Erreichung dieser Ziele ist es aus 
der DKP notwendig, wahlpolitisch 

1994 alle Kräfte zu bündeln, 

die bereit sind, im Rahmen der PDS Of­
fenen Liste für diese Ziele einzutreten. 
Darüber hinaus geht es uns um breitest­
mögliche Bündnisse aller Kräfte im au­
ßerparlamentarischen Kampf.

Bei der Bundestagswahl geht es uns 
darum, daß
— die PDS im Bundestag bleibt;
— der Einzug von Neonazis verhindert 

wird;
— die Bonner Rechtsregierung abge­

löst wird;
— die Positionen der DKP im Wahl­

kampf verbreitet werden.
Die DKP führt auf der Basis ihrer Wahl­
plattform einen eigenständigen Wahl­
kampf. Sie nutzt den Wahlkampf für die 
Stärkung der DKP.

Bei der Kandidatur von DKP-Mitglie- 
dem auf den offenen Listen der PDS ge­
hen wir davon aus, daß Übereinstim­
mung über die Hauptaussagen zu den 
Wahlen erreicht und der eigenständige 
Beitrag der DKP zur Erreichung ge­
meinsamer Ziele respektiert wird sowie 
DKP-Mitglieder auf den Listen der PDS 
berücksichtigt werden, die vom Ver­

trauen ihrer Partei getragen sind. Dabei 
geht es auch um die Berücksichtigung 
eines profilierten DKP-Mitglieds auf 
einem aussichtsreichen Platz einer Lan­
desliste in den neuen Bundesländern.

Der Partei vorstand der DKP be­
schließt nach Absprache mit den Be­
zirksorganisationen im Frühjahr 1994, 
ob die oben genannten Kriterien erfüllt 
sind. Sollten die Ergebnisse als nicht 
tragfähig befunden werden, beteiligt 
sich die DKP überall dort, wo es mög­
lich ist, mit offenen Landeslisten und 
Direktkandidatinnen und Direktkandi­
daten an den Bundestagswahlen.

Für die Teilnahme 
der DKP an den Wahlkämpfen
Mit einer Teilnahme an den Wahlkämp­
fen will die DKP einen Beitrag zur Be­
kämpfung der Rechtsentwicklung und 
zur Stärkung der demokratischen und 
Linkskräfte leisten. Wir wollen die DKP 
stärken, eine Beteiligung möglichst vie­
ler Mitglieder an den Wahlkämpfen er­
reichen und zur Entwicklung eines eige­
nen Wählerpotentials beitragen.

Die DKP wird gegen die Großmacht- 
und Kriegspolitik von Kapital und Kabi­
nett Front machen. Wir werden aktiv für 
die Verteidigung der bestehenden demo­
kratischen und sozialen Rechte, für die 
Durchsetzung gleicher sozialer Verhält­
nisse und Bedingungen in Deutschland 
eintreten.

Die DKP will in diesen Wahlkämpfen 
deutlich machen, daß das kapitalistische 
Wirtschaffs- und Gesellschaftssystem 
nicht in der Lage ist, den politischen, so­
zialen, demokratischen, ökologischen 
und Friedensinteressen der Mehrheit der 
Bevölkerung gerecht zu werden.

Die DKP greift aktiv in alle Wahl­
kämpfe ein. Wir nutzen die Wahlkämpfe 
für die Entfaltung außerparlamentari­
scher Aktionen und dazu, Kommunistin­
nen und Kommunisten in die Parlamente 
zu bringen. Das kann sowohl in Form 
einer Eigenkandidatur als auch in Form 
eines Zusammengehens mit anderen po­
litischen Kräften geschehen.

Die DKP hat sich um ein gleichbe­
rechtigtes Wahlbündnis bei den zentra­
len Wahlen 1994 bemüht. Das ist nicht 
zustandegekommen. Die DKP bleibt 
weiter bemüht, ein Zusammenwirken 
verschiedener linker Kräfte in der be­
vorstehenden Wahlserie zu erreichen.
Zur Europawahl 
am 12. Juni 1994
Die DKP nimmt — wie im Januar 1993 
in Mannheim beschlossen — an den 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
teil.

Die DKP wird ihre Vorstellungen für 
ein Europa der arbeitenden Menschen 
darlegen.

Mit ihrer Kandidatur will die DKP da­
zu beitragen, die Zusammenarbeit der 
kommunistischen Parteien Europas zu 

verstärken und insbesondere ihrem 
Kampf gegen die Verträge von Maas­
tricht und deren Auswirkungen, die al­
lein den Großkonzernen nutzen, weitere 
Überzeugungskraft und Durchsetzungs­
fähigkeit verleihen.

Als Partei des Antifaschismus will die 
DKP Initiativen gegen Neofaschismus 
und Rassismus befördern.

Die DKP kandidiert zu den Europa­
wahlen 1994 mit einer offenen Bundes­
liste, auf der Nichtmitglieder berück­
sichtigt werden und die auch der Tatsa­
che Rechnung trägt, daß in der Bundes­
republik Deutschland lebende EG-Bür­
gerinnen und EG-Bürger aktives und 
passives Wahlrecht erhalten.

Gleichzeitig wird der Parteivorstand 
der DKP beauftragt, der PDS inhaltliche 
und personelle Vorschläge für eine Be­
teiligung und Unterstützung der PDS- 
Liste zu unterbreiten und nach Verab­
schiedung des PDS-Wahlprogrammes 
und der Aufstellung der PDS-Bundesli­
ste im März erneut über das Eingreifen 
der DKP zu beraten. Falls mit den Kan­
didatinnen und Kandidaten der offenen 
Liste der PDS und dem Wahlprogramm 
ein Beitrag zur Zusammenarbeit der 
Linkskräfte gegen das Europa der Mo­
nopole geleistet wird, dann ist die DKP 
bereit, ihre eigene Liste zurückzuzie­
hen.

Quelle: Presseerklärungen der DKP nach ihrem 
Parteitag am 13. November in Gladbeck



Literatur in 
niederländischer 
Sprache
Zur Sonderausstellung auf 
der Frankfurter Buchmesse

In diesem Jahr war die Sonder­
ausstellung der Buchmesse in 
Frankfurt am Main der Literatur 
und dem Buchwesen in den Nie­
derlanden und in Flandern ge­
widmet. Wir wollen hier nicht 
diskutieren, ob dies der Versuch 
der Messeleitung war, bestehen­
de Grenzen zwischen europäi­
schen Ländern zu übergehen 
durch die Auswahl eines Gebie­
tes, in dem mit Unterschieden, 
die nur den Charakter von Dia­
lekten haben, die gleiche Spra­
che gesprochen wird.

Das Niederländische ist offi­
ziell Kultursprache in den Nie­
derlanden, in Belgien, Surinam 
und den Niederländischen Antil­
len. In den Niederlanden ist erst 
im Januar 1993 das Niederländi­
sche gesetzlich zur Verwaltungs­
sprache erklärt worden und das 
Friesische zur zweiten Verwal­

tungssprache. In Belgien, das 
seit 1830 von den Niederlanden 
unabhängig ist, gilt Sprachfrei­
heit nach der Verfassung. Heute 
ist Niederländisch die offizielle 
Sprache Flanderns, also des bel­
gischen Nordens, entsprechend 
Französisch in Wallonien im bel­
gischen Süden. 1980 schlossen 
die niederländische und die bel­
gische Regierung diesen Sprach­
vertrag. Holländisch ist keine 
gesonderte Sprache, sondern die 
Form des Niederländischen, die 
in zwei von zwölf Provinzen der 
Niederlande gesprochen wird.

Durch die besondere Funktion 
dieser Literatur auf der Buch­
messe ist wenigstens eine ganze 
Anzahl von Werken auf Nieder­
ländisch schreibender Autorin­
nen und Autoren ins Deutsche 
übersetzt worden oder endlich 
als Taschenbuch erschienen, so 

daß man diese Literatur kennen­
lernen kann.

Wir wollen zur Anregung eini­
ge Texte vorstellen. Sie umfassen 
nicht die Vielfalt der niederlän­
dischen Literatur. Die muj 
älteren Autoren Hugo Claus, 
Cees Nooteboom und Harr; 
Mulisch, die die politische Ent­
wicklung in den Niederlanden 
und in Belgien seit dem Ende des 
zweiten Weltkriegs und der Be­
freiung vom deutschen Faschis­
mus reflektiert haben, bieten Er­
zählungen und Romane, in denen 
sich ihre Teilnahme an den ge­
sellschaftlichen Veränderungen 
niederschlägt. Von den jüngeren 
Autorinnen befaßt sich Marion 
Bloem mit dem niederländischen 
Kolonialismus. Margriet de 
Moor studierte Musik und Kunst 
und schreibt erst seit einigen 
Jahren. — (anl)

HUGO CLAUS

Der Kummer 
von Flandern
Hugo Claus, der Autor des Ro­
mans „Der Kummer von Flan­
dern“, wurde 1929 in Brügge 
geboren.

Er ist äußerst vielseitig tätig: 
als Lyriker, Prosaautor, Film- 
und Theaterregisseur und als 
Maler in der neoexpressioni­
stischen Gruppe „Cobra“.

In „Kummer von Flandern“ 
wird der Leser geradezu über­
schüttet mit Bruchstücken der 
belgischen Geschichte und Kul­
tur, die das katholische flämi­
sche Kleinbürgertum prägen. 
Der Roman spielt zwischen 1939 
und 1948, umfaßt also auch die 
Zeit der deutschen Besatzung. 
Gebrochen durch die Eindrücke 
der Hauptfigur, des zu Beginn 
10-jährigen Louis Seynaeves, 
vermittelt sich dem Leser ein 
„Sittengemälde“ dieser Zeit.

Louis wächst in einer belgi­
schen Kleinstadt heran. Er be­
sucht zunächst ein von Nonnen 
geleitetes Internat. Mit Freunden 
zusammen bildet er einen Ge­
heimbund von Aposteln, Ersatz 
für fehlende familiäre Wärme, 
Widerstandsbund gegen die 
Herrschaft der strengen Nonnen 
und Adresse für Louis überspru­
delnde Phantasie.

Hugo Claus setzt sich hier auf 
recht ungewöhnliche Weise mit 
dem Katholizismus auseinander.

Umstandslos setzt er gleichbe­
rechtigt mythische Figuren und 
Sagen und Regeln und Figuren 
der katholischen Kirche neben­
einander bzw. vermischt sie in 
Louis Phantasie.

Louis leidet darunter, daß sei­
ne geliebte Mutter ihm nicht ge­
nügend Aufmerksamkeit wid­
met. Er erfindet Geschichten, 
um sich und den anderen ihre 
Abwesenheit bei Besuchstagen 
zu begründen.

Der Vater ist Besitzer einer 
Druckerei. Er ist nationalbewuß­
ter Flame, ebenso wie der Rest 
der recht großen Familie — 
Louis Onkel und Thnten, Groß­
mutter und Großvater.

Ereignisse des Eroberungs­
feldzugs der Deutschen berühren 
die Familie faktisch kaum. Sie 
gehen als Kommentierungen der 
verschiedenen Familienmitglie­
der in Louis Weltbild ein. Der 
Krieg verliert im Bewußtsein 
dieser Familie alle Grausamkeit. 
Dabei ist interessant, wie die 
Volk- und Rasseideologie der 
deutschen Nationalsozialisten 
sich mit Ideologie und Werten 
der kleinbürgerlichen Flamen 
verbindet. Kollaboration wäh­
rend der Besatzungszeit erlaubt, 
der Familie, ziemlich gut zu 
leben, und ergibt sich fast rei­
bungslos aus ihrem „Germanen­
stolz“ und Franzosenhaß.

Die Darstellung der Kollabo­
ration ist wohl auch ein Grund, 
weshalb dieser Roman, als er 
1983 erschien, in Belgien ziem­
lich umstritten war.

Auch Louis wird zunächst ge­
fangengenommen von dem hero­

ischen Eindruck, den die sen­
dungsbewußten deutschen Sol­
daten auf ihn machen. Er wird 
Mitglied der NSJV (Nationaal 
Socialistische Jeugd Vlaande- 
ren), die auf Befehl der deut­
schen Besatzung im Juli 1941 die 
verschiedenen nationalsozialisti­
schen Jugendorganisationen 
Flanderns zusammenfaßte. Doch 
kann ihn diese Organisation 
nicht lange fesseln. Dazu ist er zu 
sehr anarchistisch und saugt Bü­
cher, auch verbotene Bücher, zu 
sehr in sich auf. Louis wird 
Schriftsteller.

Das Nachwort der Studio dtv 
Ausgabe, das, als Vorwort gele­
sen, das Verständnis des Buches 
wesentlich erleichtert, geht u.a. 
darauf ein, daß Hugo Claus viel 
Autobiografisches in diesen 
Roman aufgenommen hat.
Hugo Claus, Der Kummer von Flan­
dern, Studio dtv, München 1991, 
668 S., DM24,80- (udi)

CEES NOOTEBOOM

Niederländische 
Berge
Cees Nooteboom wurde 1933 in 
Den Haag geboren. In seinem 
kurzen Roman „In den nieder­
ländischen Bergen“ verarbeitet 
er auf seine Art das Märchen 
„Die Schneekönigin“ von Hans 
Christian Andersen.

Er bricht die Geschichte von 
dem unschuldigen Liebespaar, 
das durch eine eiskalte Frau ge­
trennt wird und sich am Ende 
wiederfmdet, in Stückchen, die 
er durch Zwischenteile neu ver­
bindet. Er schweift ab, um über 
die Rolle des Autors gegenüber 
den von ihm erfundenen Perso­
nen nachzudenken, um die ver­
schiedenen Arbeitsgänge klarzu­
machen, die aus einem Stück 
Wirklichkeit ein Stück Literatur 
machen.

Er selber schlüpft in die Ge­
schichte hinein, indem er einen 
spanischen Straßenbauingenieur 
die Erlebnisse des Paares erzäh­
len läßt. Er schreibt, im Som­
merurlaub in seiner alten Schule 
in Zaragossa sitzend.

So gewinnt Nooteboom in der 
Gestalt seines Ich-Erzählers Di­
stanz zu den Niederlanden, zu 
denen er einen Phantasieteil hin­
zufugt, nämlich ein südliches 
Gebirgsland hinter hohen Päs­
sen, wo die Menschen nicht un­
tertänig sind und gegen die Ord­
nung des flachen Nordens rebel­
lieren.

Dieser Ingenieur läßt einen 
Teil seiner Gedankengänge von 
Anna, einer Art guten Fee, in der 
Geschichte wiedergeben. Nor­
malerweise denken Feen in Mär­
chen nicht.

So wird die Kritik des Mär­
chens im Märchen möglich: 
„Das Angenehme an Märchen 
ist, dachte Anna, die in diesem 
Augenblick nach dem Andersen- 
Gesetz hätte explodieren müs­
sen, daß alles, im Gegensatz zur 
Wirklichkeit, vom Ende diktiert 
wird. Dadurch erhält man nicht 
nur einen einfacheren Charakter 

als gewöhnliche Leute, man 
braucht sich auch nicht an der 
zähen Logik zu stören, die den 
Hauptpersonen eines Romans 
das Leben so schwer macht. Das 
erspart viel Zweifeln und miß­
mutiges Grübeln.“

Auf einer anderen Ebene setzt 
sich der Spanier mit den Verfas­
sern von Märchen und Mythen 
auseinander. Er redet im Schul­
zimmer mit den Schatten u.a. 
von Andersen und Platon, der 
das Bild von den ursprünglich 
zweigeschlechtlichen Menschen 
erfunden hat, die in zwei Teile 
gespalten wurden und seitdem 
ihre andere Hälfte suchen.

Der Spanier argumentiert, 
Märchen seien geschlossene Sy­
steme: „ ,Der Brunnen war tief, 
darum war das Seil auch lang.4 
Es stimmt immer alles, ein Dich­
ter ist da nicht vonnöten.“ Ein 
Dichter ist nach seiner Auffas­
sung nötig, um Wahlmöglichkei­
ten zu schaffen, die die Personen 
im Märchen nicht haben. Die 
Entscheidungen,: was ins Buch 
kommt und was nicht und wie es 
endet, hat der Schriftsteller zu 
treffen.

Wie ein Zauberkünstler, der 
dem Publikum seine Tricks er­
klärt, so soll der Schriftsteller 
seine Leser einbeziehen und des­
illusionieren. „So etwas unter­
gräbt die Glaubensbereitschaft, 
verdirbt den Genuß.“

Da der Schriftsteller seine 
Methode offenlegt, kann mit ihm 
diskutiert, können seine Schritte 
angezweifelt werden. Indem 
Nooteboom alle diese Ebenen 
der Reflexion nutzt, schafft er 
eine ironische Distanz zu seinem 
Thema — vollkommene Schön­
heit und vollkommenes Glück — _ 
und zu den Verhältnisssen in den 
Niederlanden.

Der Erzähler fuhrt eine komi­
sche Diskussion mit den Schat­
ten: „,Die Wirklichkeit ist nur 
ein Schatten4, sagt Platon. ,Wir 
Spanier konnten noch nie gut mit 
der Wirklichkeit umgehen4, sagt 
d'Ors. »Wirklichkeit ist eher 
etwas für Niederländer4, mur­
mele ich, doch Platon weiß 
nicht, was Niederländer sind, 
und die anderen f.. sagen nichts 
dazu.“
Cees Nooteboom, In den niederländi­
schen Bergen, Suhrkamp Taschenbuch 
2253, Frankfurt / Main 1993 — (anl)

HARRY MULISCH

Das Attentat
1982 erscheint in Amsterdam der 
in 16 Sprachen übersetzte Ro­
man „Das Attentat“ des hollän­
dischen Schriftstellers Harry 
Mulisch.

„Harry Mulisch, geboren am
29. Juli 1927 in Haarlem, ist der 
Sohn eines ehemaligen Offiziers 
aus Österreich-Ungarn, der im 
Zweiten Weltkrieg mit den deut­
schen Besatzern kollaborierte, 
und einer Jüdin aus Frankfurt 
... 1961 war Harry Mulisch Be­
richterstatter vom Eichmann- 
Prozeß in Jerusalem ...“ (aus 
der Kurz-Biographie des Ver­
lags).

Links: Titelseite der sogenannten 
Statenbijbel, die 1637 als erste Bibel in 
niederländischer Sprache in Leiden 
gedruckt wurde.

HUGO CLflU/

„Das Attentat“ ist die Ge­
schichte eines Mannes, der als 
Zwölfjähriger zufällig in einen 
politischen Mord des holländi­
schen Widerstands hineingezo­
genwird.

Dieser Mord an einem Kolla­
borateur geschieht in der ruhigen 
Straße eines Vororts von Haar­
lem, in der Anton mit seinem 
Bruder und seinen Eltern lebt. 
Von Nachbarn wird der Tote vor 
sein Elternhaus geschleift. Die 
SS verhaftet die Familie und 
setzt das Haus in Brand. Anton 
überlebt als Einziger, der Rest 
der Familie wird erschossen.

Anton kommt zu einem Onkel 
und einer Tante in Amsterdam, 
schließt die Schule ab und sein 
Medizinstudium. Außer einer 
Migräne deutet nichts darauf 
hin, daß ihm das schreckliche 
Kindheitserlebnis und der Ver­
lust von Eltern und Bruder viel 
ausmacht.

In verschiedenen Episoden, 
die zeitlich auseinanderliegen, 
wird Anton jedoch wieder mit 
der Erinnerung konfrontiert: Im 
Alter von 19 Jahren kommt er 
zum ersten Mal wieder nach 
Haarlem, besucht die alten 
Nachbarn und das Mahnmal, auf 
dem die Namen seiner Eltern 
eingemeißelt sind. Mit 23 trifft 
er den Sohn des ermordeten Kol­
laborateurs, mit dem er zusam­
men zur Schule ging. Zehn Jahre 
später trifft er durch Zufall einen 
Veteranen des Widerstands, der 
am Attentat beteiligt war. Mit 48 
Jahren schließlich begegnet ihm 
eine weitere Nachbarin und er 

erfahrt, daß sie und ihr Vater da­
mals die Leiche vor sein Eltern­
haus gelegt haben und warum.

Schrittweise wird Anton ge­
zwungen, sich zu erinnern. Das 
Ereignis verfolgt ihn sein ganzes 
Leben lang.

Während Drahtzieher und 
Kollaborateure der faschisti­
schen Besatzungszeit längst wie­
der in Ämtern und Würden sind, 
werden die Opfer des Faschis­
mus damit nicht fertig. Auch die, 
die Widerstand leisteten, stehen 
am Rand der Nachkriegsgesell­
schaft.

Der Roman ist äußerst span­
nend geschrieben und nähert sich 
der Problematik von Täter und 
Opfer auf sensible und sehr per­
sönliche Weise.
Harry Mulisch, Das Attentat, rororo 
1993,189 S., DM 8,90— (udi)

MARGRIET DE MOOR

„Rückenansicht“ 
Erzählungen
In sieben Erzählungen zeichnet 
Margriet de Moor menschliche 
Leidenssituationen: das Leben 
einer Frau, das in der Betreuung 
ihres senilen Ehemannes besteht; 
eine junge Frau, die sich aus der 
Abhängigkeit ihres Liebhabers 
löst; Einsamkeit; Beginn des Al­
ters, eine Frau, die die Auswan­
derung aus den Niederlanden 
nicht verkraftet hat ...

„Rückenansicht“ heißt das 
Bändchen, weil viele Erkennt­
nisse vermittelt passieren. Zum 
Beispiel, daß sich die Abiturien­
tin Sonja an ihre Mutter zurück­
erinnert, die wegen ihrer Alko­
holkrankheit verachtet wurde. 
Dieselbe Verachtung trifft sie bei 
ihrem Liebhaber, was ihr ihre 
Unterdrückung bewußt werden 
läßt.

Oder Sophie, die im Nach­
hinein ihren Vater, von dem sie 
nicht viel hält, anders beurteilt. 
Sie liest einen Brief, den er nach 
einem KZ-Aufenthalt an seine 
Angehörigen geschrieben hatte, 
Jahrzehnte später.

Die Dimension Zeit ist bei den 
Geschichten wichtig: Es gibt 
kein „Zu spät“. Menschen kön­
nen neu anfangen oder Schluß 
machen mit Situationen, die sie 
quälen.

So werden Schlüsselerlebnisse 
und Erkenntnisse zu Fortschrit­
ten.

Oft ist dazu nötig, daß ihnen 
Ereignisse in ihrer Vergangen­
heit bewußt werden — sei es 
durch Erinnerung oder durch das 
Zusammentreffen mit Personen 
ihres früheren Lebens.

Margriet de Moors Hauptper­
sonen geben sich nicht zufrieden 
mit eingefahrenen Lebenssitua­
tionen, unter denen sie leiden. 
Sie handeln, sie suchen nach Er­
klärungen und nach Auflösungen 
für ihre Rätsel und für ihre Pro­
bleme.
Margriet de Moor. Rückenatsidz - 
Erzählungen. München, dn; 
170 S., DM 11,90— (Bi)

Oben: Umschlagillustration der 
deutschen Ausgabe von Hugo Claus* 
Het verdriet van Belgie (Der Kummer 
von Flandern) (im Verlag Klett-Cotta)




